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VORWORT 



Der vorliegende Bericht wurde im Rahmen des Arbeitsprogramms der OECD- 
Ausschüsse für Umweltpolitik und für Investitionen erstellt. Die Entwürfe wurden in 
Multi-Stakeholder-Konsultationen geprüft und erörtert, an denen Vertreter von 
Regierungen, Wirtschaft, Gewerkschaften, Zivilgesellschaft, Hochschulen und anderer 
internationaler Organisationen beteiligt waren. Der Prozess beinhaltete auch hoch- 
karätige Veranstaltungen, wie z.B. einen Workshop über nachhaltige Entwicklung, 
Umwelt und die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen in Johannesburg 
(November 2003) sowie eine Expertentagung in Paris (Februar 2004). 

Der Bericht bildete die Ausgangsbasis für die Roundtable-Konferenz über die 
Umweltverantwortung der Unternehmen mit dem Thema „Encouraging the Positive 
Contribution of Business to the Environment", die in Paris (Juni 2004) zusammen mit 
der Jahrestagung der Nationalen Kontaktstellen für die Leitsätze stattfand. Eine 
Zusammenfassung der Roundtable-Gespräche findet sich im Annual Report on the 
Guidelines for Multinational Enterprises, 2004. 

Der vorliegende Bericht basiert auf Beiträgen, die von Peter Börkey und Cristina 
Tebar Less (Direktion Umwelt) sowie Hans Christiansen (Direktion Finanz- und 
Unternehmensfragen) ausgearbeitet wurden. Monica Araya, Jane Earley, Kevin Grey 
und Lyuba Zarsky erstellten in ihrer Eigenschaft als Berater die ersten Fassungen des 
zweiten Teils des Berichts. Deutschland und Finnland stellten für das Vorhaben 
finanzielle Mittel bereit. 
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EINFÜHRUNG 



Der Schutz und die Erhaltung der Umwelt sind unabdingbare Voraussetzungen 
für das Erreichen einer nachhaltigen Entwicklung und die Schaffung einer besseren 
Welt für die heutige wie auch die künftigen Generationen. Auf dem Weltgipfel für 
nachhaltige Entwicklung 2002 in Johannesburg waren sich die Staats- und Regierungs- 
chefs über die Notwendigkeit einig, die Verantwortung und Rechenschaftspflicht der 
Unternehmen im Umweltbereich zu stärken. Die weitere Förderung der OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen gehört für die OECD zu den vielversprechendsten 
potenziellen Anschlussmaßnahmen an den Gipfel von Johannesburg. 

Die im Jahr 2000 revidierten OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 
spiegeln die gemeinsamen Wertvorstellungen der Teilnehmerstaaten wider. Dazu 
zählen alle 30 OECD-Mitgliedstaaten und bisher neun Nichtmitgliedsländer. Aus diesen 
Ländern stammt der größte Teil der weltweiten ausländischen Direktinvestitionen, 
und dort haben die meisten multinationalen Unternehmen ihren Hauptsitz. Es gibt 
zahlreiche Kodizes für verantwortungsbewusstes unternehmerisches Handeln. Unter 
diesen heben sich die OECD-Leitsätze dadurch hervor, dass sie den einzigen umfassen- 
den, auf multilateraler Ebene angenommenen Kodex darstellen, zu dessen Förderung 
sich die Regierungen verpflichtet haben. Dies macht sie zu einem der weltweit wich- 
tigsten Instrumente für verantwortliches unternehmerisches Verhalten. 

Die Umwelt nimmt in den Leitsätzen einen wichtigen Platz ein, und ein Kapitel 
ist eigens der Umweltleistung der Unternehmen gewidmet. Der Text dieses Umwelt- 
kapitels spiegelt im Großen und Ganzen die in der Rio-Erklärung über Umwelt und 
Entwicklung und in der Agenda 21 enthaltenen Grundsätze und Ziele wider. 

Dieser Bericht soll Unternehmen, Regierungen und Mitgliedern der Zivilgesell- 
schaft als Orientierungshilfe bei der Anwendung der Leitsätze im Hinblick auf die 
Umweltleistung der Unternehmen dienen. Er liefert ausführliche Informationen über 
Instrumente und Konzepte, die Unternehmen zur Verfügung stehen, die die Leitsätze 
umsetzen und ihre Umweltleistung verbessern wollen. 
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Der Bericht ist das Ergebnis einer gemeinsamen Initiative des OECD- Ausschusses 
für Umweltpolitik und des OECD-Ausschusses für Investitionen in den Jahren 2003 
und 2004. Er veranschaulicht den ressortübergreifenden Ansatz in der Politikgestal- 
tung, der von den Ländern, die die Leitsätze angenommen haben, zunehmend verfolgt 
wird. Es war uns eine Freude, ein konstruktives und kooperatives Projekt unter Mit- 
wirkung der innerhalb der OECD mit umweit- und investitionspolitischen Fragen 
befassten Stellen zu leiten, das der Förderung der Leitsätze und ihres Beitrags zum 
Umweltschutz dienen soll. 





Mats Olsson 

Vorsitzender des Ausschusses 
für Umweltpolitik 



Manfred Schekulin 
Vorsitzender des Ausschusses 
für Investitionen 
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KURZZUSAMMENFASSUNG 



Umwelt und OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 

Ein verantwortungsbewusstes Umweltmanagement stellt einen wichtigen Beitrag 
zu einer nachhaltigen Entwicklung dar und wird zunehmend sowohl als Verantwortung 
wie auch als Chance der Unternehmen begriffen. Die multinationalen Unternehmen 
haben hier in beiderlei Hinsicht eine Rolle zu spielen. Die OECD-Leitsätze für multi- 
nationale Unternehmen empfehlen den Leitungen dieser Unternehmen, Umweltfragen 
im Rahmen ihrer Geschäftsstrategien und in ihrem Geschäftsalltag die gebührende 
Aufmerksamkeit zu schenken. Die Leitsätze werden als einer der weltweit bedeutendsten 
freiwilligen Verhaltenskodizes für Unternehmen anerkannt. Die zehn Kapitel der 
Leitsätze erfassen ein breites Spektrum von Unternehmensaktivitäten, von denen 
mehrere für die Umweltergebnisse der Unternehmen relevant sind. Eines der Kapitel 
geht spezifisch auf Umweltfragen ein. 

In dem Kapitel über die Umwelt werden die multinationalen Unternehmen dazu 
angehalten, ihre Umweltleistung durch ein effizienteres internes Umweltmanagement 
und das Streben nach ständigen Umweltverbesserungen zu steigern. Diese lassen sich 
mit Hilfe einer Reihe von Instrumenten und Konzepten im Zusammenhang mit dem 
Umweltmanagement erzielen, wie z.B. die Aufnahme eines Prozesses der Information 
der Öffentlichkeit und der Konsultation der Stakeholder, die Abschätzung der Um- 
weltwirkungen über den ganzen Lebenszyklus der Verfahren, eine Vorgehensweise 
nach dem Vorsorgeprinzip, die Bereithaltung von Krisenplänen, die Gewährleistung 
von Umweltschulungen und Beiträge zur Gestaltung der Umweltpolitik. 

Verbesserung der Umweltergebnisse der Unternehmen: Betriebliche 
Instrumente und Konzepte 

Umweltmanagementsysteme 

Ein Umweltmanagementsystem (UMS) liefert den unternehmensinternen Rahmen 
für die Einbeziehung von Umwelterwägungen in die Geschäfts Strategie und für die 
Kontrolle der Auswirkungen der Tätigkeiten auf die Umwelt. Die Existenz eines solchen 
Systems kann dazu beitragen, die Umweltergebnisse und die Unternehmensergebnisse 
insgesamt zu verbessern, den Marktzutritt zu erleichtern und die Kommunikation mit 
den Stakeholdern auszubauen. Einige Unternehmen entscheiden sich für die Implemen- 
tierung eines extern zertifizierten UMS-Systems, z.B. nach ISO 14001 oder dem 
EU-System für Umweltmanagement und Ökoaudit (EMAS). Eine andere Option sind 
ergebnisorientierte UMS oder sektorspezifische UMS, wie z.B. das Responsible-Care- 
Programm der chemischen Industrie. Weitere Instrumente, die zu einem verantwortungs- 
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bewussten Umweltmanagement beitragen, sind Umweltkostenrechnung und Verfahren 
zur Erzielung einer umweltverträglicheren Produktion oder Steigerung der Öko- 
Effizienz. Das Umweltbenchmarking und Umweltindikatoren können den Unternehmen 
bei der Messung der Verbesserungen ihrer Umweltergebnisse behilflich sein. 

Information der Öffentlichkeit und Konsultation der Stakeholder 

Das Sammeln und Bereitstellen von Informationen über die Tätigkeit des Unter- 
nehmens und deren potenzielle Umweltfolgen ist ein wesentlicher Bestandteil eines 
guten Umweltmanagements und trägt wesentlich zur Vertrauensbildung in der Öffent- 
lichkeit bei. Am wirksamsten ist dieses Instrument, wenn die Informationen auf 
transparente Weise bereitgestellt und durch aktive Konsultationen mit den Stakeholdern 
begleitet werden, um auf diese Weise ein allgemeines Klima gegenseitigen Vertrauens 
und Verständnisses zu schaffen. Eine der grundlegenden Fragen, die sich für die 
Entscheidungsträger auf Unternehmensebene stellt, geht dahin, ob Informationen 
über die gesamte Umweltleistung des Unternehmens oder über die Umweltwirkungen 
einzelner Produkte und Aktivitäten verbreitet werden sollen. Bislang gibt es keine all- 
gemein anerkannte Norm für die Verbreitung von Informationen, aber es existiert 
eine Reihe von Instrumenten, die Unternehmen, die den Wunsch haben, mit der 
Öffentlichkeit über die Umweltaspekte ihrer Tätigkeit zu kommunizieren, Orientie- 
rungshilfen bieten. Hierzu gehören Nachhaltigkeits- und Umweltberichte, Öko- 
Kennzeichnung, direkte Kommunikation mit den Stakeholdern und Partnerschaften. 

Ökobilanz 

Die Ökobilanz ist ein Instrument zur systematischen Evaluierung der Umwelt- 
aspekte eines Produkts oder einer Dienstleistung über den gesamten Lebenszyklus. 
Diese Ökobilanzierung beginnt mit dem Lebenszyklusdenken - der Erkenntnis, dass 
die Umwelteffekte von Produkten und Dienstleistungen über den gesamten Lebens- 
zyklus beurteilt werden müssen. Der Lebenszyklus eines Produkts beginnt mit der 
Rohstoffgewinnung, gefolgt von der Herstellung, dem Transport und seiner Nutzung bis 
hin zur Abfallbehandlung einschließlich Recycling und Entsorgung. Die wichtigsten 
Komponenten der diesem Ansatz folgenden Unternehmens Strategien sind: Benchmarks, 
die den Vergleich alternativer Lösungen innerhalb ein und desselben Unternehmens 
oder zwischen Konkurrenzunternehmen umfassen, die Identifizierung von Zulieferern, 
deren Handlungsweise mit den Unternehmensstrategien zu vereinbaren ist, Forschung 
und Entwicklung sowie Schulung. Einige der bekanntesten Instrumente für die 
Implementierung einer Ökobilanz sind ISO 14040, die UNEP Life Cycle Initiative 
und Umweltgerechte Entwicklung. 

Vorsorgeprinzip 

Das Vorsorgeprinzip lässt sich beschreiben als das Antizipieren von Umwelt- 
schäden durch die Ergreifung geeigneter Maßnahmen zu deren Verhinderung oder 
durch die Wahl der jeweils am wenigsten umweltschädlichen Aktivität. Das Vorsorge- 
prinzip basiert auf der Annahme, dass in einigen Fällen wissenschaftliche Gewissheit, 
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soweit diese im Hinblick auf Umweltfragen möglich ist, mitunter zu spät erzielt wird, 
um auf Umweltbedrohungen wirksam reagieren zu können. Die grundlegende Prämisse 
der Leitsätze lautet, dass die Unternehmen so früh wie möglich und in einer proaktiven 
Weise handeln sollten, um gravierende oder irreparable Umweltschäden auf Grund 
ihrer Tätigkeit zu verhindern. Für die Unternehmen ist Vorsorge z.T. von ihrem Alltags- 
betrieb und z.T. davon abhängig, wie sie die nationalen Regulierungsanforderungen 
umsetzen. Die Risikoanalyse spielt eine bedeutende Rolle im Entscheidungsprozess, vor 
allem in Situationen fehlender wissenschaftlicher Gewissheit, und ist ein fester Bestand- 
teil der Geschäftstätigkeit vieler Unternehmen. Die Risikoanalyse ist ein Prozess, der 
aus drei Komponenten besteht: Risikoabschätzung, Risikomanagement und Risiko- 
kommunikation. Zu ihrer praktischen Umsetzung steht den Unternehmen eine Reihe 
von Instrumenten zur Verfügung, u.a. Umweltverträglichkeitsprüfung, Ökobilanz, 
Umweltmanagementsysteme, Umweltaudits und Berichterstattung der Unternehmen. 

Notfallverhütung, Risikovorsorge und Maßnahmen im Schadensfall 

Die drei wichtigsten Elemente des Krisenmanagements sind Prävention (die Mini- 
mierung der Eintrittswahrscheinlichkeit eines Unfalls), Vorsorge und Milderung (die 
Milderung der Folgen von Unfällen mittels Krisenplanaufstellung und Risikokommuni- 
kation) und Maßnahmen im Schadensfall (die Begrenzung von Gesundheits-, Umwelt- 
und Sachschäden im Falle eines Unfalls). In dem Maße, wie das Postulat der Transpa- 
renz für die Unternehmen an Bedeutung gewinnt, werden in die Berichterstattung der 
Unternehmen über umweit-, gesundheits- und sicherheitsspezifische Fragen zunehmend 
Informationen über die Mitwirkung der Gesellschaft am Umwelt- und Notfallmanage- 
ment einbezogen. Eines der Ziele von Notfallplänen besteht daher darin, in derartigen 
Situationen den Gesundheitsschutz und die Sicherheit der Arbeitnehmer zu gewähr- 
leisten. Zu den zur Verfügung stehenden Instrumenten gehören die ISO 14001, die all- 
gemeine Handlungshilfen bezüglich der in Notfällen oder bei Unfällen zu ergreifenden 
Maßnahmen gibt, der ILO -Leitfaden für Arbeitsschutzmanagementsysteme (ILO-OSH 
2001) sowie sektorspezifische Kodizes und Leitsätze, wie z.B. die OECD-Leitsätze 
für Unfälle mit chemischen Stoffen - Leitsätze für Verhütung, Vorsorge und Maß- 
nahmen im Schadensfall. 

Ständige Verbesserung der Umweltleistung 

Multinationale Unternehmen passen sich ständig und kontinuierlich einem sich 
verändernden sozioökonomischen Umfeld an. Dies gilt für alle betrieblichen Aktivi- 
täten und die mit ihnen verbundenen Umweltmanagementinstrumente. So sind die 
Unternehmen z.B. von den früher üblichen „End-of-pipe"- Ansätzen zur Begrenzung 
der Umweltverschmutzung abgegangen und setzen jetzt effizientere präventive Um- 
welttechniken ein, die sich auf die verschiedenen Stadien ihrer Wertschöpfungskette 
erstrecken. Ein besseres Marken- und Unternehmensimage, Risikominderung, leich- 
terer Zugang zu Finanzierungen und Wertsteigerung (d.h. die Entwicklung von 
„Ökoprodukten", für die ein höherer Preis erzielt werden kann) gehören zu den wich- 
tigsten Überlegungen, die die Unternehmen dazu bewegen, ihre Bemühungen um 
eine Verbesserung ihrer Umweltergebnisse zu intensivieren. Die OECD-Leitsätze 
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beziehen sich auf vier Kategorien von Umweltverbesserungen: verfahrensbezogene 
Verbesserungen, produktbezogene Verbesserungen, Verbraucherbewusstsein sowie 
Forschung und Entwicklung. Den Unternehmen, die den Wunsch haben, ihre Um- 
weltleistung zu steigern, steht eine große Anzahl von Instrumenten und Konzepten 
zur Wahl, darunter Umweltkostenrechnung, Ökobilanz und Produktverantwortung. 

Umweltschulung und -ausbildung 

Schulungen spielen bei der Steigerung der Umweltleistung der Unternehmen eine 
wichtige Rolle, denn sie sensibilisieren die Beschäftigten für die Einhaltung der An- 
forderungen von Umweltmanagementsystemen, für ihre Aufgaben und Verantwort- 
lichkeiten sowie die Umweltwirkungen der Tätigkeit des Unternehmens. Die Unter- 
nehmen verfolgen mit den umweltbezogenen Schulungen zwei generelle Zielsetzungen: 
1 . Förderung von umweltbezogenem Gesundheitsschutz und Sicherheit sowie 2. Imple- 
mentierung von Umweltmanagementsystemen. Nach den in den meisten Ländern 
geltenden Bestimmungen über Umwelt- und Arbeitsschutz sind die Arbeitgeber ver- 
pflichtet, ihre Beschäftigten zur Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheits- 
schutz am Arbeitsplatz sowie zum Schutz der örtlichen Bevölkerung entsprechend zu 
schulen. Schulungsaktivitäten, die sich auf „allgemeinere Bereiche des Umweltmana- 
gements" erstrecken, haben meist freiwilligen Charakter und konzentrieren sich auf 
die Realisierung betriebsinterner Umweltziele sowie die Einhaltung von Umweltvor- 
schriften. Schulungsaktivitäten können auch Geschäftspartnern wie z.B. Zulieferern, 
Subunternehmern und Werkvertragsnehmern angeboten werden, so dass Umweltver- 
besserungen in der ganzen Lieferkette erleichtert werden. 

Beitrag zur Konzipierung einer Umweltpolitik 

Partnerschaften zwischen verschiedenen Stakeholdern sind zu einem festen 
Bestandteil des politischen EntScheidungsprozesses geworden und tragen zur Konzi- 
pierung einer soliden staatlichen Politik bei, sowohl aus wirtschaftlicher als auch öko- 
logischer Sicht. Die Einbindung aller Stakeholder in Politikdiskussionen reduziert das 
Risiko, dass bestimmte Probleme von den Regulierungsstellen nicht antizipiert werden. 
Durch die Einbeziehung des Unternehmens Sektors sind die politischen Entscheidungs - 
träger und Regulierer eher imstande, Maßnahmen zu konzipieren, die die Unternehmens- 
realität widerspiegeln. Dagegen können Politikänderungen ohne vorherige Konsultation 
der Unternehmen insofern zu unbefriedigenden Ergebnissen führen, als für die Unter- 
nehmen dann u.U. wenig Möglichkeiten und Anreize bestehen, über die Einhaltung der 
Mindestanforderungen hinauszugehen. Die Beteiligung der Unternehmen an Politik- 
diskussionen gibt den politischen Entscheidungsträgern auch die Möglichkeit, sich 
über neue Technologien und die Realisierbarkeit der Veränderungen zu informieren, 
die zur Einhaltung der Bestimmungen erforderlich sein könnten. Die Unternehmen 
können auf vielerlei Art und Weise zur Konzipierung von Umweltmaßnahmen bei- 
tragen, z.B. durch die Teilnahme an nationalen und internationalen Konsultations- 
prozessen, Partnerschaften mit der Regierung und Gebietskörperschaften sowie Kon- 
zepte der Unternehmenskooperation. 
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TEIL I: DIE LEITSATZE UND IHRE 
UMWELTKOMPONENTEN 



Einführung in die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen 

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen (kurz „die Leitsätze") um- 
fassen auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruhende Grundsätze und Maßstäbe für ein 
verantwortungsvolles unternehmerisches Verhalten in den Bereichen Achtung der 
Menschenrechte, Offenlegung von Informationen, Bekämpfung der Korruption, 
Besteuerung, Beziehungen zwischen den Sozialpartnern, Umwelt und Verbraucher- 
schutz. Sie zielen darauf ab, den positiven Beitrag, den die multinationalen Unter- 
nehmen zum wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Fortschritt leisten können, 
zu fördern. Einen Überblick über den Inhalt der Leitsätze gibt Kasten l 1 . 

Die Leitsätze spiegeln die gemeinsamen Wertvorstellungen der Regierungen der 
39 Teilnehmerstaaten - d.h. der 30 OECD-Mitglieds- und der neun Nichtmitglieds- 
länder - wider . Diese Länder sind der Ursprung des größten Teils der weltweiten 
Direktinvestitionen, und in ihnen haben die meisten multinationalen Unternehmen 
ihren Hauptsitz. Obwohl viele Verhaltenskodizes für Unternehmen jetzt öffentlich 
verfügbar sind, bilden die Leitsätze den einzigen umfassenden, auf multilateraler 
Ebene angenommenen Kodex, zu dessen Förderung sich die Regierungen verpflichtet 
haben. Hierdurch werden die Leitsätze zu einem der wichtigsten Instrumente der 
Unternehmensverantwortung. 

Die Leitsätze sind Teil eines breiter angelegten und ausgewogenen Instruments 
von Rechten und Pflichten - der OECD-Erklärung über internationale Investitionen 
und multinationale Unternehmen. Die Erklärung fördert ein umfassendes ausgewogenes 
Rahmenwerk miteinander verbundener Instrumente für den Umgang der Regierungen 
mit ausländischen Direktinvestitionen und die Geschäftstätigkeit der Unternehmen in 
den Teilnehmerstaaten. Die OECD-Instrumente für internationale Investitionen und 
multinationale Unternehmen sind eines der wichtigsten Mittel, mit denen die OECD 
die Teilnehmerstaaten bei ihren Bemühungen unterstützt, auf ein liberales System für 
ausländische Direktinvestitionen hinzuarbeiten und zugleich sicherzustellen, dass die 
multinationalen Unternehmen harmonisch mit den Ländern zusammenarbeiten, in 
denen sich ihre Produktions Stätten befinden. 



1. Der Volltext der Leitsätze ist in Anhang I wiedergegeben. Er kann auch eingesehen werden unter 

www.oecd.org/daf/investment/guidelines. 

2. Im März 2005 waren die neun Nichtteilnehmerstaaten Argentinien, Brasilien, Chile, Estland, Israel, Lett- 
land, Litauen, Rumänien und Slowenien. 
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Kasten 1 Was die OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen empfehlen 

Die Einführung stellt die Leitsätze in den Kontext einer sich globalisierenden 
Welt. Gemeinsames Ziel der Teilnehmerstaaten ist es, den positiven Beitrag zu 
fördern, den die multinationalen Unternehmen zum wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Fortschritt leisten können, und Schwierigkeiten, die aus der Tätig- 
keit dieser Unternehmen erwachsen können, teilweise oder ganz auszuräumen. 

/. Begriffe und Grundsätze: legt die Grundsätze dar, die den Leitsätzen als 
Basis dienen, wie z.B. das Prinzip der Freiwilligkeit, ihre weltweite Anwendung 
und die Tatsache, dass sie für alle Unternehmen gute Verfahrensweisen wider- 
spiegeln. 

//. Allgemeine Grundsätze: enthält die ersten spezifischen Empfehlungen, 
u.a. Bestimmungen zu Themen wie Achtung der Menschenrechte, nachhaltige 
Entwicklung, Lieferkettenverantwortung und lokaler Kapazitätsaufbau und for- 
dert die Unternehmen generell auf, der erklärten Politik der Länder, in denen sie 
tätig sind, voll Rechnung zu tragen. 

///. Offenlegung von Informationen: empfiehlt die Offenlegung von Informa- 
tionen über alle wesentlichen Angelegenheiten, die das Unternehmen betreffen, 
so u.a. Betriebsergebnisse und Eigentumsverhältnisse, und die Unternehmen 
werden dazu angehalten, in Bereichen, in denen noch an der Definition von 
Berichtsstandards gearbeitet wird, z.B. was sozial-, umweit- und risikorelevante 
Informationen betrifft, ergänzende Informationen mitzuteilen. 

IV. Beschäftigung und Beziehungen zwischen den Sozialpartnern: betrifft 
die wichtigsten Aspekte des unternehmerischen Verhaltens in diesem Bereich, 
darunter Kinderarbeit und Zwangsarbeit, Nichtdiskriminierung und das Recht der 
Arbeitnehmer auf eine legitime Vertretung und konstruktive Verhandlungen. 

V. Umwelt: hält die Unternehmen dazu an, ihre Umweltergebnisse insbesondere 
bezüglich der Folgen für Gesundheit und Sicherheit zu verbessern. Charakteristisch 
für dieses Kapitel sind Empfehlungen im Hinblick auf Umweltmanagement- 
systeme und die Anwendung des Vorsorgeprinzips für den Fall, dass die Gefahr 
einer ernsten Umweltschädigung droht. 

VI. Bekämpfung der Korruption: bezieht sich sowohl auf öffentliche als auch 
auf private, auf passive wie auch auf aktive Korruption. 

VII. Verbraucherinteressen: empfiehlt den Unternehmen, bei ihren Beziehun- 
gen zu den Verbrauchern faire Geschäfts-, Vermarktungs- und Werbepraktiken an- 
zuwenden, das Recht der Verbraucher auf Schutz ihrer Privatsphäre zu respektieren 
und alle zumutbaren Maßnahmen zu treffen, um die Sicherheit und Qualität der 
von ihnen angebotenen Güter und Dienstleistungen zu gewährleisten. 
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VIII. Wissenschaft und Technologie: die multinationalen Unternehmen 
sollen dazu angehalten werden, die Ergebnisse ihrer Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten (FuE) in den Gastländern zu verbreiten und damit zum Ausbau 
der Innovationskapazitäten dieser Länder beizutragen. 

IX. Wettbewerb: betont die Bedeutung eines wettbewerbsoffenen Geschäfts- 
klimas. 

X. Besteuerung: fordert die Unternehmen auf, dem Buchstaben und dem 
Geist der Steuergesetze gerecht zu werden und mit den Steuerbehörden zusam- 
menzuarbeiten. 



Kasten 2 Die Erklärung über internationale Investitionen und 
multinationale Unternehmen 

Die Erklärung über internationale Investitionen und multinationale Unter- 
nehmen umfasst vier Instrumente: 

• Die Leitsätze für multinationale Unternehmen sind ein multilateral angenom- 
mener nicht rechtsverbindlicher Verhaltenskodex, der sich an multinationale 
Unternehmen richtet. 

• Im Rahmen des Instruments der Inländerbehandlung verpflichten sich die 
Teilnehmerstaaten, Unternehmen unter ausländischer Kontrolle, die auf ihrem 
Staatsgebiet tätig sind, eine Behandlung zuteil werden zu lassen, die nicht 
weniger günstig ist, als sie inländischen Unternehmen unter vergleichbaren 
Bedingungen zuteil wird. 

• Ein Instrument bezüglich widersprüchlicher Auflagen legt den Teilnehmer- 
staaten nahe, widersprüchliche Auflagen für nationale Unternehmen durch die 
Regierungen verschiedener Länder zu vermeiden oder auf ein Mindestmaß zu 
beschränken. 

• Ein Instrument bezüglich der Förderung oder Abwehr von Investitionen 
sorgt dafür, dass sich die Teilnehmerstaaten bei Maßnahmen bezüglich inter- 
nationaler Direktinvestitionen um eine bessere Zusammenarbeit bemühen. 



Für wen gelten die Leitsätze? 

Die in den Leitsätzen enthaltenen Empfehlungen sind an multinationale Unter- 
nehmen gerichtet, die in den Teilnehmerstaaten oder von diesen aus tätig sind. Die 
Teilnehmerstaaten halten die auf ihrem Hoheitsgebiet operierenden Unternehmen dazu 
an, die Leitsätze überall dort, wo sie ihre Geschäftstätigkeit ausüben, unter Berück- 
sichtigung der besonderen Gegebenheiten des jeweiligen Gastlands zu beachten. 
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Die Leitsätze gelten für alle Einheiten eines multinationalen Unternehmens - 
Muttergesellschaften und/oder unabhängige Unternehmensteile. Wenn in den Leitsätzen 
auch eingeräumt wird, dass kleine und mittlere Unternehmen möglicherweise nicht 
über dieselben Kapazitäten wie Großunternehmen verfügen, halten die Teilnehmer- 
staaten diese gleichwohl dazu an, die Empfehlungen der Leitsätze so weit wie irgend 
möglich anzuwenden. 

Mit den Leitsätzen wird auch keine unterschiedliche Behandlung von multinationa- 
len und nationalen Unternehmen bezweckt, vielmehr sollen sie Verhaltensmaß Stäbe 
für alle Unternehmen vorsehen. Insoweit gelten für multinationale und nationale 
Unternehmen, soweit die Leitsätze für beide relevant sind, die gleichen Erwartungen 
hinsichtlich ihres Verhaltens. 

Wie werden die Leitsätze umgesetzt? 

Neununddreißig nationale Kontaktstellen - meist Regierungsbehörden - sind da- 
für zuständig, die Beachtung der Leitsätze im nationalen Kontext zu unterstützen, und 
sollen sicherstellen, dass die inländischen Unternehmen sowie andere interessierte 
Parteien die Leitsätze kennen und verstehen. Die nationalen Kontaktstellen fördern 
die Anwendung der Leitsätze, bearbeiten Anfragen, helfen bei der Lösung mög- 
licherweise auftretender Probleme, sammeln Informationen über die nationalen 
Erfahrungen mit den Leitsätzen und erstatten dem OECD-Investitionsausschuss 
(zuvor: Ausschuss für internationale Investitionen und multinationale Unternehmen - 
CIME) jährlich Bericht. Die nationalen Kontaktstellen treffen einmal jährlich 
zusammen, um Erfahrungen auszutauschen und über die besten Verfahrensweisen bei 
der Umsetzung der Leitsätze zu diskutieren. 

Die Leitsätze sehen auch Verfahren für „besondere Fälle" vor, d.h. Modalitäten, 
die es interessierten Parteien ermöglichen, eine nationale Kontaktstelle über die ver- 
meintliche Missachtung der Leitsätze durch ein Unternehmen in Kenntnis zu setzen. 
Die nationalen Kontaktstellen bieten ein Diskussionsforum und helfen der Wirtschaft, 
den Arbeitnehmerorganisationen bzw. anderen beteiligten Parteien, diese Fragen effi- 
zient und zügig sowie unter Beachtung der geltenden Gesetze zu lösen. Informationen 
über die von den nationalen Kontaktstellen durchzuführenden Maßnahmen finden 
sich in den Umsetzungsverfahren der Leitsätze 4 . 

Der Investitionsausschuss ist im Rahmen der OECD für die Überwachung der 
Anwendung der Leitsätze zuständig und ist gehalten, Maßnahmen zu ergreifen, um 
ihre Effektivität zu verbessern. Er kann unter bestimmten Umständen auch die 



3. Zurzeit sind vier verschiedene Organisationsstrukturen nationaler Kontaktstellen üblich: eine allein 
zuständige staatliche Stelle, eine ressortübergreifende staatliche Stelle, ein drittelparitätisch besetztes 
Gremium (im Allgemeinen bestehend aus Vertretern der Regierung, der Gewerkschaften und der Arbeit- 
geberverbände) und viertelparitätisch besetzte Gremien (wie die drittelparitätischen plus Organisationen 
der Zivilgesellschaft). Einige nationale Kontaktstellen beziehen bei ihren Arbeiten NRO und andere 
Stakeholder mit ein - z.B. mittels ihrer Organisationsstruktur oder über einen Beirat. 

4. Der Text findet sich in den Jahresberichten über die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen und 
unter www.oecd.org/daf/investment/guidelines. 
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Anwendung der Leitsätze klarstellen. Da die Leitsätze an Unternehmen gerichtet 
sind, spielen Beiträge von Seiten der Wirtschaft und der Arbeitnehmer eine besonders 
wichtige Rolle. Der Investitionsausschuss konsultiert daher regelmäßig die beraten- 
den Ausschüsse für die Wirtschaft und die Arbeitnehmerorganisationen bei der 
OECD - den Beratenden Ausschuss für Wirtschaft bei der OECD (BIAC) und den 
Gewerkschaftlichen Beratungsausschuss bei der OECD (TUAC) - und NRO, wenn 
es um Angelegenheiten geht, die mit den Leitsätzen und anderen Fragen im Bereich 
der internationalen Investitionen und multinationalen Unternehmen in Zusammen- 
hang stehen. 



Spezifische Umweltbestimmungen: Kapitel V 

Wie oben ausgeführt, ist das Kapitel V der Leitsätze der Umweltleistung der 
Unternehmen gewidmet. Der Text dieses „Umweltkapitels" der Leitsätze spiegelt im 
Großen und Ganzen die in der Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung und in 
der Agenda 21 enthaltenen Grundsätze und Ziele wider. Berücksichtigt sind ferner 
das Aarhus-Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Beteiligung 
der Öffentlichkeit am Entscheidungsprozess in Umweltfragen und den Zugang zu 
Gerichten in Umweltangelegenheiten wie auch die in Instrumenten wie der ISO- 
Norm über Umweltmanagementsysteme enthaltenen Standards. 



Das Umweltkapitel der Leitsätze: im Wortlaut 

Die Unternehmen sollten im Rahmen der Gesetze, Bestimmungen 
und Verwaltungspraktiken der Länder, in denen sie tätig sind, 
und unter Berücksichtigung der einschlägigen internationalen 
Abkommen, Grundsätze, Ziele und Standards der Notwendigkeit 
des Schutzes von Umwelt, öffentlicher Gesundheit und Sicherheit 
in gebührender Weise Rechnung tragen und ihre Geschäftstätig- 
keit allgemein so ausüben, dass sie einen Beitrag zu dem allge- 
meineren Ziel der nachhaltigen Entwicklung leistet. Die Unter- 
nehmen sollten insbesondere 

1. ein auf das jeweilige Unternehmen zugeschnittenes Umwelt- 
managementsystem einrichten und aufrechterhalten, das u.a. 
Folgendes vorsieht: 

a) Sammlung und Evaluierung zweckdienlicher, aktueller Infor- 
mationen über mögliche Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit; 

b) Aufstellung messbarer Ziele und gegebenenfalls spezifischer 
Zielvorgaben für die Verbesserung der Ergebnisse im Um- 
weltbereich sowie regelmäßige Überprüfungen der fort- 
gesetzten Gültigkeit dieser Ziele; 
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c) regelmäßige Beobachtung und Kontrolle der bei der Ver- 
wirklichung der allgemeinen bzw. spezifischen Ziele im 
Bereich von Umwelt, Gesundheit und Sicherheit realisierten 
Fortschritte; 

2. unter Berücksichtigung von Erwägungen hinsichtlich Kosten, 
Geschäftsgeheimnis und Schutz der Rechte an geistigem Eigen- 
tum: 

a) der Öffentlichkeit und den Beschäftigten zweckdienliche, 
aktuelle Informationen über mögliche Auswirkungen ihrer 
Tätigkeit auf Umwelt, Gesundheit und Sicherheit zur Ver- 
fügung stellen, die auch einen Überblick über die bei der 
Verbesserung der Umweltergebnisse erzielten Fortschritte 
umfassen können; 

b) zu gegebener Zeit einen zweckmäßigen Kommunikations- und 
Konsultationsprozess mit den von der Unternehmenspolitik in 
den Bereichen Umwelt, Gesundheit und Sicherheit sowie deren 
Umsetzung unmittelbar betroffenen Gemeinwesen einleiten; 

3. die absehbaren Folgen, die Verfahren, Güter und Dienstleis- 
tungen des Unternehmens über deren gesamten Lebenszyklus 
hinweg für Umwelt, Gesundheit und Sicherheit haben können, 
abschätzen und beim Entscheidungsprozess berücksichtigen. 
Wenn die in Erwägung gezogenen Aktivitäten Umwelt, Gesund- 
heit oder Sicherheit beträchtlich in Mitleidenschaft zu ziehen 
drohen und der Entscheidung der jeweils zuständigen Behörde 
unterliegen, sollte eine zweckdienliche Umweltverträglichkeits- 
prüfung durchgeführt werden; 

4. falls gemäß dem wissenschaftlichen und technischen Kenntnis- 
stand bezüglich der Risiken eine ernste Umweltschädigung droht, 
sowie auch unter Berücksichtigung etwaiger Risiken für die 
menschliche Gesundheit und Sicherheit, die Umsetzung kosten- 
wirksamer Maßnahmen zur Verhinderung bzw. größtmöglichen 
Reduzierung eines solchen Schadens nicht unter dem Vorwand auf- 
schieben, es mangele an absoluter wissenschaftlicher Gewissheit; 

5. Krisenpläne bereithalten, um ernste Umwelt- und Gesund- 
heitsschäden zu vermeiden, zu mildern bzw. zu meistern, die 
durch ihre Aktivitäten, einschließlich Unfällen und Krisensitua- 
tionen, verursacht werden könnten, und Mechanismen zur sofor- 
tigen Meldung an die zuständigen Behörden vorsehen; 
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6. ständig um eine Verbesserung ihrer Umweltergebnisse 
bemüht sein, indem sie gegebenenfalls Aktivitäten fördern, die 
darauf abzielen 

a) in allen Unternehmensteilen Technologien und Betriebs- 
verfahren einzuführen, die den Umweltstandards des Unter- 
nehmensteils mit den diesbezüglich besten Ergebnissen ent- 
sprechen; 

b ) Güter bzw. Dienstleistungen zu entwickeln und bereitzustellen, 
die keine ungebührlichen Auswirkungen auf die Umwelt 
haben und deren Anwendung zum beabsichtigten Zweck 
gefahrlos ist, die im Hinblick auf ihren Verbrauch an Energie 
und natürlichen Ressourcen effizient sind und die wieder- 
verwendet, umgewandelt oder gefahrlos entsorgt werden 
können; 

c) das Bewusstsein ihrer Kunden für die Umweltfolgen der Ver- 
wendung von Produkten und Dienstleistungen des betreffen- 
den Unternehmens zu schärfen; 

d) Möglichkeiten zur langfristigen Verbesserung der Umwelt- 
ergebnisse des Unternehmens zu erforschen; 

7. ihren Beschäftigten ein hinreichendes Schulungs- und Aus- 
bildung sangebot zur Verfügung stellen, das sich auf Umwelt-, 
Gesundheits- und Sicherheitsfragen erstreckt, namentlich in 
Bezug auf die Handhabung gefährlicher Stoffe und die Verhinde- 
rung von Umweltkatastrophen, aber auch auf allgemeinere 
Aspekte des Umweltmanagements, wie z.B. Umweltprüfverfahren, 
Öffentlichkeitsarbeit und Umwelttechnologien; 

8. zur Konzipierung einer ökologisch sinnvollen und ökono- 
misch effizienten staatlichen Umweltpolitik beitragen, z.B. durch 
Partnerschaften oder Initiativen, mit denen das Umweltbewusst- 
sein gestärkt und der Umweltschutz verbessert werden. 



Die acht Punkte der Leitsätze werden in Teil II des vorliegenden Berichts im 
Einzelnen erörtert. Eine Reihe von Bestimmungen, die für Unternehmen von Interes- 
se sind, die ihre Umweltleistung zu verbessern suchen, finden sich jedoch an anderen 
Stellen außerhalb des Umweltkapitels. Ein Überblick über diese Bestimmungen ist in 
Anhang II dieses Berichts enthalten. 
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TEIL II: VERFÜGBARE INSTRUMENTE UND 
UNTERNEHMENSKONZEPTE 



Dieser Teil des Berichts enthält eine umfangreiche Auflistung von „Umwelt- 
instrumenten", die für Unternehmen, die die OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen umzusetzen wünschen, hilfreich sein können. Er sollte indessen nicht 
so verstanden werden, als müssten die Unternehmen einen Teil dieser Instrumente 
bzw. alle Instrumente anwenden, damit die Leitsätze als umgesetzt gelten. Die Tatsache, 
dass Unternehmen diese Instrumente anwenden, bedeutet auch nicht zwangsläufig, 
dass ihre operative Tätigkeit mit den Leitsätzen im Einklang steht. 

Die als Beispiele angeführten Unternehmen dienen der Veranschaulichung einiger 
der wichtigsten Themenbereiche. Die betreffenden Informationen wurden in den 
meisten Fällen von den Unternehmen selbst bereitgestellt. Die Beispiele sind nicht als 
„beste Praktiken" zu interpretieren und sollten die Beurteilung der Unternehmen in 
Bezug auf ihre Haltung zu den Leitsätzen nicht präjudizieren. 
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1. UMWELTMANAGEMENTSYSTEME 



Kapitel V, Punkt 1 

[Die Unternehmen sollten] 

ein auf das jeweilige Unternehmen zugeschnittenes Umwelt- 
managementsystem einrichten und aufrechterhalten, das u.a. 
Folgendes vorsieht: 

1. Sammlung und Evaluierung zweckdienlicher, aktueller Infor- 
mationen über mögliche Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit; 

2. Aufstellung messbarer Ziele und gegebenenfalls spezifischer 
Zielvorgaben für die Verbesserung der Ergebnisse im Umwelt- 
bereich sowie regelmäßige Überprüfung der fortgesetzten 
Gültigkeit dieser Ziele; 

3. regelmäßige Beobachtung und Kontrolle der bei der Ver- 
wirklichung der Ziele im Bereich von Umwelt, Gesundheit 
und Sicherheit realisierten Fortschritte. 



In den Erläuterungen zu den Leitsätzen heißt es: „Ein Umweltmanagementsystem 
liefert den notwendigen unternehmensinternen Rahmen für die Einbeziehung von 
Umwelterwägungen in die Geschäftsstrategie und für die Kontrolle der Auswirkun- 
gen der Tätigkeiten auf die Umwelt. Die Existenz eines solchen Systems dürfte dazu 
beitragen, die Anteilseigner, die Beschäftigten und die Öffentlichkeit davon zu über- 
zeugen, dass sich das Unternehmen aktiv darum bemüht, die Umwelt vor schädlichen 
Auswirkungen seiner Tätigkeit zu schützen. 

Zusätzlich zur Verbesserung der Umweltergebnisse kann die Einrichtung eines 
solchen Umweltmanagementsystems den Unternehmen auch einen ökonomischen 
Nutzen bringen, indem es die Betriebs- und Versicherungskosten senkt, einen spar- 
sameren Energie- und Ressourceneinsatz erlaubt, den regulierungs- und haftungs- 
bedingten Aufwand reduziert, den Zugang zu Kapital erleichtert, einen höheren 
Zufriedenheitsgrad bei den Kunden gewährleistet und die Beziehungen zu Gemein- 
wesen und Öffentlichkeit insgesamt verbessert." 

Das Ziel eines Umweltmanagementsystems (UMS) besteht darin, einer Organi- 
sation zu helfen, „ihre Umweltziele durch eine systematische Kontrolle ihrer Aktivi- 
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täten zu erreichen, so wie betriebsinterne Rechnungsprüfungen eine intrinsische 
Garantie für ein gutes Funktionieren von Finanzmanagementsystemen bieten" (US EPA, 
www.epa.gov). Unternehmen richten Umweltmanagementsysteme aus einer Vielzahl 
von Gründen ein. Unabhängig von den spezifischen Einzelzielen steht hinter der Ein- 
führung eines UMS die Annahme, dass ein besseres Umweltmanagement die Unter- 
nehmensergebnisse insgesamt verbessern wird. 

Ein UMS basiert nicht auf der Übernahme wesentlicher einheitlicher Standards 
oder Bezugsgrößen. Vielmehr legt jede Organisation für sich ganz individuell Aus- 
gangspunkt, Konzeption und Inhalt des UMS fest, damit es ihren eigenen Erwartun- 
gen, Unternehmenszielen, Kapazitäten und Erfahrungen gerecht wird. Folglich gibt es 
keinen allgemein anerkannten Standard, mit dem festgelegt wäre, worauf ein Um- 
weltmanagementsystem abzielen sollte. Laut dem Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) ist ein UMS ein „Instrument der Problemidentifizierung und 
-lösung, das sich auf das Konzept der ständigen Verbesserung stützt und in einer 
Organisation auf unterschiedlichste Weise umgesetzt werden kann, je nach dem 
Tätigkeitsbereich und dem vom Management festgestellten Bedarf (www.unep.org). 

Abbildung 1 Der UMS-Zyklus: Planen, Umsetzen, Prüfen und Verbessern 
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Quelle: UNEP, Department of Trade, Industry and Economics, Production and Consumption Branch, www.unep.org. 
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Dem UNEP zufolge sollte ein UMS fünf Schlüsselelemente beinhalten, die 
häufig mit den Schlagworten „Planen, Umsetzen, Prüfen, Verbessern" belegt werden 
(vgl. Abb. 1): 

• Durchführung einer ersten Umweltprüfimg; 

• Definition einer Umweltpolitik; 

• Aufstellung eines Umweltaktionsplans und Festlegung von Umweltzuständig- 
keiten; 

• Entwicklung eines betriebsinternen Informationssystems und Einrichtung von 

Schulungskursen ; 

• Durchführung einer Umweltbetriebsprüfung (Öko-Audit) und Überprüfung 
des Umweltmanagements durch die Unternehmensleitung. 

Die Anstrengungen zur Einrichtung eines UMS stehen auch mit den meisten 
anderen Empfehlungen des Umweltkapitels der Leitsätze in Einklang, die sich alle 
mit spezifischen Aspekten eines verantwortungsbewussten Umweltmanagements 
befassen. Die Sammlung und Evaluierung zweckdienlicher, aktueller Informationen 
über die möglichen Auswirkungen der Tätigkeit eines Unternehmens auf Umwelt, 
Gesundheit und Sicherheit ist beispielsweise Voraussetzung dafür, dass die Mitarbeiter 
des Unternehmens und die Öffentlichkeit mit entsprechenden Informationen versorgt 
werden können (Kapitel V, Punkt 2 der Leitsätze). Die Sammlung und Evaluierung 
solcher Informationen ist auch von zentraler Bedeutung, wenn das Unternehmen die 
vorhersehbaren Folgen berücksichtigen möchte, die die Produktionsprozesse über 
ihren gesamten Lebenszyklus hinweg auf Umwelt, Gesundheit und Sicherheit haben 
können (Punkt 3). Desgleichen steht die regelmäßige Beobachtung und Kontrolle der 
bei der Verwirklichung der Ziele im Bereich von Umwelt, Gesundheit und Sicherheit 
realisierten Fortschritte in engem Zusammenhang mit dem Ziel, auf eine ständige 
Verbesserung der Umweltergebnisse hinzuarbeiten (Punkt 6). Das vorliegende 
Kapitel befasst sich mit dem Umweltmanagement im Allgemeinen, die einzelnen 
Teilaspekte dieser Problematik werden in den anschließenden Kapiteln behandelt. 

Herausforderungen und Chancen 

Die effektive Implementierung eines UMS ist für die Unternehmen mit einem 
erheblichen finanziellen und personellen Engagement verbunden. Organisationen, die 
diesen Weg einschlagen, dürften daher bestrebt sein, konkreten Nutzen daraus zu 
ziehen. Die Motivation zur Einrichtung eines UMS gründet sich im Allgemeinen auf 
eines oder mehrere der folgenden Ziele: 

• Verbesserung der Umweltergebnisse. Unternehmen können UMS einführen, 
weil sie ihre Umweltergebnisse verbessern wollen, indem sie auf die Einhaltung 
der bestehenden staatlichen Auflagen oder darüber hinausgehender Leistungs- 
standards hinarbeiten. Ein UMS bietet einen Rahmen zur Identifizierung und 
Erfüllung sämtlicher einschlägiger staatlicher Auflagen. In den OECD-Ländern 
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- und zunehmend auch in den Entwicklungsländern - unterliegen die Unter- 
nehmen einem komplexen Katalog nationaler, regionaler, bundesstaatlicher und 
kommunaler Umweltauflagen. Ein UMS kann auch dazu dienen, die Umwelt- 
ergebnisse aus unternehmensinternen Gründen - z.B. zur Einhaltung von öko- 
logischen Verhaltenskodizes oder zur Verbesserung der Beziehungen zu den 
Stakeholdern - über die gesetzlichen Anforderungen hinaus zu verbessern. 

• Verbesserung der Geschäftsergebnisse. Wie alle Managementinstrumente 
fördert der Einsatz eines UMS Verbesserungen im gesamten Unternehmens- 
management und trägt zu Steigerungen der betrieblichen Effizienz und 
Produktivität bei, und zwar durch: Abfallminimierung und Verhütung von 
Umweltbelastungen, Reduzierung der Unfallzahlen und der Umweltschäden 
durch ausgelaufene Flüssigkeiten etc., geringere Sanierungskosten und Ver- 
ringerung des haftungsbedingten Aufwands. Die Global Environment Manage- 
ment Initiative (GEMI), eine Non-Profit-Organisation, die mehrere große 
multinationale Unternehmen mit Sitz in den Vereinigten Staaten zu ihren 
Mitgliedern zählt, betont, dass der „innere Wert" (internal value) der erste 
Vorteil ist, den die Einrichtung eines UMS mit sich bringt. Die Steigerung der 
Geschäftsergebnisse hat überdies eine langfristige Dimension. Ein UMS kann 
dazu führen, dass nach neuen Umwelttechnologien gesucht wird, die in einer 
Erhöhung der Rentabilität resultieren, wenn die mit dem Vorreiterstatus ver- 
bundenen Vorteile zum Tragen kommen. 

• Erleichterung des Marktzutritts. Einige Unternehmen haben sich mit Hilfe 
von Umweltmanagementsystemen (vor allem solchen, die durch zertifizierte 
Dritte verifiziert wurden) verbesserten Zugang zu einem bestimmtem Markt 
verschafft, wo von den Unternehmen erwartet wird, ihre Geschäftstätigkeit unter 
Einhaltung bestimmter Umweltstandards abzuwickeln. Immer mehr große 
multinationale Unternehmen verlangen zudem von ihren Zulieferern, dass sie 
über ein zertifiziertes Umweltmanagementsystem verfügen, womit für die 
Zulieferer ein starker Handlungsanreiz besteht. 

• Signalwirkung und Kommunikation mit Stakeholdern. Durch ein UMS kann 
auch der „äußere Wert" (external value) gesteigert werden, der aus der 
Kommunikation mit den Stakeholdern, z.B. Verbrauchern, Kunden, Investo- 
ren und Lobbyarbeit betreibenden Nichtregierungsorganisationen (NRO), 
resultiert. Ein signalisiertes Engagement für gute Umweltergebnisse kann 
einem Unternehmen zusätzliche „Imagegewinne" einbringen. Darüber hinaus 
liefert ein UMS Informationen für die Nachhaltigkeits- und Umweltbericht- 
erstattung, die auch zur Beantwortung von Anfragen seitens der Stakeholder 
nützlich sind. Es kann eine wichtige Grundlage für einen fruchtbaren Dialog 
mit den Stakeholdern über die Unternehmensziele und die geeignetsten 
Methoden zu ihrer Verwirklichung darstellen. Überdies kann ein UMS ein 
Mittel sein, die Beziehungen zu den staatlichen Stellen zu verbessern, die 
damit die Zusicherung erhalten, dass sich das Unternehmen ernsthaft bemüht, 
die bestehenden Bestimmungen einzuhalten bzw. noch höheren Anforderun- 
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gen zu genügen. In einigen Ländern kann im Fall der Einrichtung eines UMS 
sogar Anspruch auf eine Verringerung des regulierungsbedingten Aufwands 
bestehen (US EPA, www.epa.gov). 

Bei der Planung der Implementierung bzw. Einrichtung eines UMS können sich 
die Unternehmen mit einer Reihe von Hindernissen konfrontiert sehen, darunter: 

• Die Auffassung, dass ein UMS ein Kostenverur sacher und weniger ein ein- 
nahmesteigernder Faktor ist. Es ist möglich, dass Unternehmensleitung und 
Mitarbeiter die Umweltkosten als externe und nicht interne Kosten für das 
Unternehmen betrachten und im Umweltmanagement daher einen Netto- 
kostenfaktor sehen. 

• Eine zu große Zahl verschiedener Instrumente. Derzeit gibt es eine Vielzahl von 
UMS-Modellen. Zudem haben die Umweltministerien der meisten Industrie- 
länder ebenso wie viele Umweltbehörden auf regionaler Ebene neue Instru- 
mente entwickelt bzw. bestehende Instrumente umgestaltet, die sich auf Um- 
weltmanagementsysteme beziehen. Auch zahlreiche Unternehmensberatungs- 
firmen sind auf diesem Gebiet tätig geworden. Experimentelle Ansätze und 
eine bedarfsgerechte Gestaltung sind zwar von entscheidender Bedeutung für 
die Entwicklung wirkungsvollerer Instrumente, für die Unternehmensleitung 
kann die Entscheidung über die jeweils einzusetzenden Instrumente und die 
Form ihres Einsatzes dadurch jedoch wesentlich schwerer werden. 

• Die Flexibilitäts- und Erfahrungsdefizite bei Unternehmensleitung und Beleg- 
schaft sowie die Unternehmenskultur. Ein weiteres Hindernis ist die bei der 
Unternehmensleitung aufkommende Besorgnis und Unsicherheit, wenn neue 
und ungewohnte Technologien eingeführt werden. Der Einsatz eines UMS ist 
eine Innovation im Unternehmensmanagement; wie bei allen Innovationen 
kann seine Einführung durch organisatorische Unbeweglichkeit und Mangel an 
Erfahrung verlangsamt werden. Eine positive „Lernkultur" im Unternehmen 
kann hier sehr hilfreich sein; manche Unternehmen sind anpassungsfähiger 
und innovationsfreudiger als andere. Auch die Verteilung der Verantwort- 
lichkeiten innerhalb des Managements kann eine Rolle spielen - wobei nicht 
zuletzt maßgeblich ist, inwieweit die Verantwortung für das UMS in andere 
Kernziele des Unternehmens integriert wird. Ein damit verwandtes Problem 
ist die Interesselosigkeit der Belegschaft. Wenn das Engagement der Unter- 
nehmensleitung für den Erfolg der Umweltstrategie des Unternehmens auch 
unerlässlich ist, spielt das Engagement der Belegschaft - und deren Enthu- 
siasmus - für die Umsetzung solcher Strategien doch ebenfalls eine entschei- 
dende Rolle. Ein möglicher Mechanismus zur Förderung dieses Engagements 
ist die Schaffung finanzieller Anreize für die Verantwortlichen in den Um- 
weltabteilungen der jeweiligen Unternehmen. 
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Fallstudie: Einbeziehung der Belegschaft in das Umweltmanagement 

Amanco, ein Unternehmen in Privatbesitz, das zur Grupo Nueva gehört und in 
16 lateinamerikanischen Ländern sowie in den Vereinigten Staaten tätig ist, ent- 
wickelt und vertreibt Bewässerungssysteme. 

Amanco hat ein „Programm für partizipatives Management" entwickelt, mit 
dem es die Mitarbeiter dazu anspornt, Vorschläge für die interne Abfallreduzierung 
vorzubringen, und fördert so kreative Problemlösungsansätze. Mitarbeiter, die 
erfolgreiche Vorschläge unterbreitet haben, erhalten eine Belohnung in Höhe von 
5% der dadurch erzielten monatlichen Einsparungen, weitere 10% gehen an die 
Gruppe, die die Idee umgesetzt hat. Falls nötig, bietet das Unternehmen technische 
Unterstützung zur Umsetzung der Vorschläge an, die Manager und Koordinatoren 
erhalten jedoch keine zusätzliche Gratifikation. Um einen weiteren Kreativitäts- 
anreiz zu schaffen, können alle Mitarbeiter, die Vorschläge unterbreitet haben, 
die nicht in Einsparungen resultierten, an einer alle sechs Monate stattfindenden 
Tombola teilnehmen, bei der sie eine Prämie hinzugewinnen können. 

Dieser partizipative Ansatz wurde in Brasilien mit positiven Ergebnissen 
umgesetzt. Den Rekord hält seit 1995 ein Arbeiter in der Montageanlage, der 
38 Vorschläge vorgebracht hat, von denen 18 umgesetzt wurden, wodurch monat- 
liche Einsparungen in Höhe von über 10 000 US-$ erzielt werden konnten. 2001 
gingen bei Amanco 362 Vorschläge ein, und es konnten - mit einer Ausgangs- 
investition von 50 000 US-$ - Einsparungen in Höhe von rd. 130 000 US-$ erzielt 
werden, wofür als Belohnung 6 000 US-$ an Mitarbeiter und weitere 1 1 000 US-$ 
an die Umsetzungsteams gezahlt wurden. Dank dieses Programms konnte das 
Unternehmen seit 1995 über 3 000 Ideen umsetzen und mit Investitionen in Höhe 
von 140 000 US-$ Einsparungen im Umfang von rd. 600 000 US-$ realisieren. 

Quelle: Amanco, www.amanco.com. 



• Die Isolation der mit Umweltfragen befassten Abteilungen vom Rest des 
Unternehmens. Die Einrichtung eines UMS setzt häufig voraus, dass die tradi- 
tionellen Grenzen der für Umweltfragen zuständigen Abteilungen - in einigen 
Unternehmen sind dies die Abteilungen für Umwelt, Gesundheit und Sicher- 
heit - aufgebrochen werden. Um die Umweltergebnisse fortgesetzt steigern zu 
können, müssen die Umweltmanager bewusst Einfluss auf andere Abteilun- 
gen ausüben, was beinhaltet, dass sie die Kommunikation mit ihren Kollegen 
in den Bereichen Beschaffung und Produktion verbessern müssen, die häufig 
damit vertraut sind, Umweltbelange in ihrer Arbeit zu berücksichtigen. 
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Fallstudie: Einbeziehung anderer Unternehmensbereiche in das UMS 

Seit 1991 entwickelt das Pharmaunternehmen Baxter International Inc. Umwelt- 
programme, die sich in finanzieller Hinsicht ausgezahlt haben. Bis 2002 wurden 
mit dem Energiesparprogramm des Unternehmens bereits Kosteneinsparungen in 
Höhe von schätzungsweise 4,3 Mio. US-$ erzielt. 

Um diese Ergebnisse weiter zu verbessern, schlug die Umweltabteilung vor, 
Ökokriterien in die Beschaffungsverfahren aufzunehmen (z.B. für den Einkauf 
von Produktionsmaterial). Am Anfang wurde dieser Vorschlag als Herausforde- 
rung erlebt: Die Einkaufsabteilung war es nicht gewohnt, sich bei ihren Aktivitäten 
mit Fragen der Nachhaltigkeit auseinander zu setzen und stand dem skeptisch 
gegenüber. Im Einkauf gilt das Hauptaugenmerk traditionell der Kostenreduzierung 
und nicht der Umwelt, und die betroffenen Mitarbeiter begegneten dem Gedanken, 
„Außenstehende" - d.h. Umweltfachleute - in ihre Arbeit einzubeziehen, mit 
Misstrauen. Um dieses Hindernis zu überwinden, suchten letztere nach Möglich- 
keiten zur Verbesserung der Kommunikation mit ihren Kollegen vom Einkauf. 
So wies ein leitender Mitarbeiter der Umweltabteilung beispielsweise nach, dass 
der Kauf der billigsten (und nicht ökoeffizienten) Glühlampen langfristig gesehen 
kostspieliger ist, da das Unternehmen durch die Umstellung auf die energie- 
sparendsten Glühlampen (die in der Anschaffung teurer sind) Einsparungen in 
Höhe von 50 Mio. US-$ erzielen würde. 

Inzwischen betreibt Baxter ein Pilotprojekt in Puerto Rico, bei dem in Zusam- 
menarbeit mit den Bereichen Einkauf, Forschung und Entwicklung, Produktion 
und Betrieb Möglichkeiten zur Abfallreduzierung getestet werden. Baxter hat 
Seminare für seine wichtigsten Zulieferer organisiert, um sie für die Abfallreduzie- 
rung zu sensibilisieren. Einige der Zulieferer konnten so bereits ihre Umweltleis- 
tung verbessern. Falls das Pilotprojekt erfolgreich ist, soll dieses Konzept inner- 
halb des Unternehmens auch in anderen Geschäftsbereichen angewandt werden. 

Quelle: Baxter, www.baxter.com. 



• Die Harmonisierung der internen Verfahrensweisen. Wenn in einem Unter- 
nehmen ein UMS zur Förderung besserer Umweltergebnisse eingerichtet wurde, 
stellt sich die Frage, wie die bestehenden Verfahren auf internationaler Ebene, in 
geographisch häufig weit auseinander liegenden Produktionsstätten, harmoni- 
siert werden können. Das Streben nach einheitlichen Verfahren in allen 
Unternehmensteilen ist von besonderer Bedeutung in einer Zeit, in der Stake- 
holder-Netzwerke - z.B. Umweltgruppen, Verbraucherverbände, sozial ver- 
antwortliche Investmentfonds und Kommunalpolitiker - von multinationalen 
Unternehmen erwarten, dass sie sich in ihrem internationalen Geschäft über- 
all an die gleichen Regeln halten. Die Verbreitung guter Umweltpraktiken hat 
auch den Vorteil, dass Mehrarbeit vermieden wird, weil die Verantwortlichen 
auf bereits entwickelte Lösungen zurückgreifen können. 
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Wie bereits erwähnt, können sich Unternehmen aus einer Vielzahl von Gründen 
zur Einrichtung eines UMS entschließen, wobei sie jeweils die Art UMS auswählen, 
die ihren Anforderungen, Ambitionen und Kapazitäten am ehesten gerecht wird. 
Dazu müssen sie darüber nachdenken, wie sie das UMS in ihre Gesamtunternehmens- 
strategie einbinden und mit anderen im Unternehmen bereits existierenden Manage- 
mentinstrumenten verbinden können. Ein UMS, das nicht durch eine angemessene 
Corporate Governance unterstützt wird, dürfte kaum eine nennenswerte Wirkung 
haben. Die Verantwortung für die Umweltpolitik des Unternehmens muss beispiels- 
weise bei Führungskräften liegen, die sowohl über die nötigen Mittel als auch über 
die erforderliche Autorität verfügen, um im gesamten Unternehmen Veränderungen 
herbeiführen zu können. Zudem können wichtige Synergien entstehen, wenn die 
Umweltmanagementsysteme weitgehend mit den anderen Managementinstrumenten des 
Unternehmens in Einklang stehen 5 . Diese Frage der Einbindung hat weiter reichende 
Implikationen. Ein vollständig integriertes UMS dürfte in funktioneller Hinsicht 
häufig gleichbedeutend sein mit der Situation eines Unternehmens ohne UMS, das 
ein komplettes Spektrum an Umweltzielen in seine Gesamtstrategie einbezieht. 

Im Bereich des Umweltmanagements gibt es kein Patentrezept, das für alle Unter- 
nehmen geeignet wäre. Die Unternehmen haben die Wahl zwischen einer Vielzahl 
Operationen unterschiedlicher UMS-Arten. In der Praxis lassen sich die meisten UMS 
zwei großen Kategorien zuordnen; d.h. es gibt „extern zertifizierte" Systeme und 
„performance-orientierte" Systeme. Erstere sind u.a. darauf ausgelegt, den Zertifizie- 
rungsanforderungen zu entsprechen. Systeme der zweiten Kategorie sind auf die 
besonderen Operationellen Anforderungen des sie einführenden Unternehmens 
abgestimmt und dienen in der Regel dem spezifischen Zweck, dem betreffenden 
Unternehmen einen Wettbewerbsvorsprung zu verschaffen. Schließlich bieten sich 
mittlerweile auch sektorspezifische UMS als Möglichkeit für weitere Ergebnisverbes- 
serungen an, da hiermit Schablonen für die Behandlung von Umwelteffekten 
bestimmter Branchen entwickelt werden. Im nächsten Abschnitt werden Beispiele für 
beide Kategorien geliefert. 

Extern zertifizierte UMS 

ISO 14001 

Über 60% der Unternehmen in Europa und im asiatisch-pazifischen Raum und 
mehr als 40% der nordamerikanischen Unternehmen des FTSE All-World Developed 
Index haben ein UMS eingerichtet. Von diesen Systemen sind rd. 65% extern zertifi- 
ziert, in der Mehrzahl der Fälle nach ISO 14001 (OECD, 2004). 



5. Die Untersuchung An Overview of Corporate Environment Management Practices, die im Jahresbericht 
zu den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen veröffentlicht wurde (OECD, 2004), liefert Bei- 
spiele für die Einbeziehung von UMS in Unternehmensstrategien. 
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ISO 14001 ist die wichtigste internationale Norm für Aufbau und Inhalt eines 
UMS. Die unter dem Dach der Internationalen Organisation für Normung (ISO) 
erarbeitete Norm wurde Anfang der neunziger Jahre ausgehandelt und 1996 fertig 
gestellt. Sie ist Teil der Normenreihe ISO 14000, einem grundlegenden Instrumen- 
tarium für die Entwicklung, Einführung, Aufrechterhaltung und Evaluierung von 
Umweltmaßnahmen und Umweltzielen. Diese Reihe umfasst Normen für Umwelt- 
managementsysteme, Umweltauditing, Umweltleistungsbewertung, Umweltkennzeich- 
nung und Lebenszyklusbewertung (ISO, 1996). 

ISO 14001 verlangt von den Organisationen, dass sie eine Reihe von Vorgehens- 
weisen und Verfahren einrichten, die zusammen ein Umweltmanagementsystem 
bilden 6 . Um die Zertifizierung nach ISO 14001 zu erhalten, muss ein UMS folgende 
wichtige Anforderungen erfüllen (ISO, 2002): 

• Grundsatzerklärung. Die Geschäftsleitung muss eine für die Öffentlichkeit 
zugängliche Grundsatzerklärung abgeben, in der sie sich verpflichtet: Um- 
weltbelastungen zu verhindern, das UMS kontinuierlich zu verbessern und 
sämtliche geltenden Regeln und Auflagen einzuhalten. Die Umweltpolitik der 
Organisation sollte Art, Umfang und Umweltauswirkungen seiner Tätigkei- 
ten, Produkte oder Dienstleistungen angemessen sein. 

• Informationssystem. Identifizierung sämtlicher Aspekte der Tätigkeiten, Pro- 
dukte und Dienstleistungen der Organisation, die signifikante Auswirkungen 
auf die Umwelt haben könnten, einschließlich solcher, die keiner Regulierung 
unterliegen. 

• Zielsetzungen und Einzelziele. Es müssen Leistungsziele und -unterziele fest- 
gelegt und niedergeschrieben werden, die mit den Engagements der Grund- 
satzerklärung in Einklang stehen (d.h. Verhinderung von Umweltbelastungen, 
ständige Verbesserung und Einhaltung der geltenden Regulierungsauflagen). 

• Implementierungsprogramm. Ein Umweltmanagementprogramm sollte deut- 
lich machen, wie das UMS umgesetzt werden soll, um die erklärten Ziele und 
Unterziele zu erreichen. Dazu gehört die Schulung der Mitarbeiter, die For- 
mulierung von Arbeitsanleitungen und Verfahrensregeln sowie die Fest- 
legung der tatsächlichen Maßstäbe, an denen die Erfüllung der Zielsetzungen 
und Einzelziele beurteilt werden. 

• Überwachungsprogramm. Zur regelmäßigen Kontrolle der Funktionsweise 
des UMS muss ein entsprechendes Programm aufgestellt werden. 

• Korrekturmaßnahmen. Überprüfung und Einleitung von Korrektur- oder 
Vorbeugungsmaßnahmen, falls Abweichungen vom UMS festzustellen sind, 
was auch eine regelmäßige Bewertung der Einhaltung der einschlägigen 
Regulierungsauflagen durch die Organisation beinhaltet. 



6. ISO 14001 erstreckt sich nicht auf Fragen der Gesundheit und Sicherheit. 
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• Bewertung. Die oberste Führungsebene muss das UMS in regelmäßigen 
Abständen bewerten und die erforderlichen Änderungen vornehmen, um 
sicherzustellen, dass es die Erfüllung der Leistungsziele unterstützt. 

Zusätzlich zu ISO 14001 liefert die Normenreihe ISO 14000 Orientierungshilfen 
zu einem breiten Spektrum von Fragen des Umweltmanagements. ISO 14001 ist 
jedoch das einzige Element dieser Reihe, mit dem eine Registrierung bei einer externen 
Zertifizierungsstelle erlangt werden kann. Diese Zertifizierung s stellen sind gemäß 
nationalen Auditnormen auf nationaler Ebene angesiedelt. Auf Grund der externen 
Zertifizierung wurde ISO 14001 zum bevorzugten Instrument von Unternehmen, die 
ein UMS einrichten, um sich Marktzutritt zu verschaffen und um ihr Image bei den 
Stakeholdern zu verbessern, was sich auch auf die Beziehungen zu den Aufsichts- 
behörden erstreckt. 

Trotz ihrer zunehmenden Akzeptanz wurde ISO 14001 wegen „struktureller 
Mängel" kritisiert. Eine 2001 von der US National Academy of Public Administration 
(NAPA) durchgeführte Studie identifizierte „Unterschiede bei der Interpretation und 
den beruflichen Normen" im Registrierungs- und Prüfverfahren als Hauptproblem. In 
der Studie heißt es beispielsweise: „ ... einige Registratoren und Prüfer meinen, sie 
müssten einen Mehrwert schaffen, indem sie die Kunden über andernorts beobachtete 
empfehlenswerte Praktiken informieren oder auf verbesserungsbedürftige Bereiche hin- 
weisen. Andere erklären, dass das Auditverfahren selbst bereits mit einem ausreichen- 
den und angemessenen Mehrwert verbunden ist. Wieder andere Prüfer sind der Ansicht, 
dass sie lediglich für jedes ISO- 14001 -Element die Einhaltung der Mindestanforde- 
rungen anhand der Unterlagen des Antragstellers bestätigen müssen" (NAPA, 2001). 

ISO 14001 hat eine Reihe von Schwachstellen. Beispielsweise verlangt die Norm 
nur, dass die Unternehmen ihre Umweltpolitik offen legen, die tatsächlichen Ergeb- 
nisse müssen jedoch nicht bekannt gegeben werden. Fehlt es an einer richtigen Offen- 
legung, ist es den Prüfern und der breiten Öffentlichkeit nur schwer möglich, zu verifi- 
zieren, ob das Unternehmen seine Versprechungen tatsächlich einhält. Zudem verlangt 
ISO nicht, dass die geltenden Regeln und Auflagen eingehalten werden, sondern nur, 
dass sich das Unternehmen verpflichtet, dies zu tun. Am schwersten wiegt aber, dass 
sich das Konzept der ständigen Verbesserung nur auf das UMS der Organisation und 
nicht auf ihre Umweltergebnisse bezieht. 

EMAS 

Das Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebs- 
prüfung (EMAS) der Europäischen Union ist ein Managementinstrument für Unter- 
nehmen und andere in der Europäischen Union und im Europäischen Wirtschafts- 
raum tätige Organisationen zur Evaluierung, Mitteilung und Verbesserung ihrer Um- 
weltergebnisse. Ursprünglich war dieses seit 1995 zur Verfügung stehende Instru- 
ment nur für Industrieunternehmen bestimmt. Seit 2001 kann das EMAS jedoch in 
allen Wirtschaftssektoren genutzt werden, auch von Dienstleistungsunternehmen des 
öffentlichen und privaten Sektors. 
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Wie ISO 14001 bietet EMAS den Unternehmen die Möglichkeit, ein externes, 
mit der EMAS -Registrierung verbundenes „Prüfzeichen" zu erhalten. Um die EMAS- 
Registrierung und die Erlaubnis zur Verwendung des EMAS-Logos zu erhalten, muss 
das betreffende Unternehmen sechs Anforderungen erfüllen: 

• Durchführung einer Umweltprüfung aller umweltrelevanten Aspekte seiner 
Tätigkeiten, Produkte und Dienstleistungen; 

• Einrichtung eines Umweltmanagementsystems, das auf die Erfüllung der 
Umweltpolitik des Unternehmens abzielt und in dem die Zuständigkeiten, 
Ziele, Mittel, betrieblichen Verfahren, der Schulungsbedarf sowie die Moni- 
toring- und Kommunikationssysteme festgelegt sind; 

• Durchführung eines Umweltaudits, bei dem die Konformität des Unterneh- 
mens mit seinem UMS und die Einhaltung der einschlägigen umweltbezoge- 
nen Regulierungsauflagen überprüft werden; 

• Abgabe einer Umwelterklärung, in der die im Umweltbereich erzielten Er- 
gebnisse mit den gesetzten Zielen verglichen und die künftigen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Umweltergebnisse dargelegt werden; 

• Verifizierung der Umweltprüfung, des UMS, des Prüfverfahrens und der 
Umwelterklärung durch einen akkreditierten EMAS-Prüfer; 

• Information der Öffentlichkeit über Umweltprüfung, UMS, Auditverfahren 
und Umwelterklärung. 

Die nach EMAS im Einklang mit der dritten Anforderung einzurichtenden Umwelt- 
managementsysteme unterscheiden sich nicht von denen, die die ISO-Norm 14001 
verlangt. Indessen sind zwei EMAS-Anforderungen - die Abgabe einer Umwelterklä- 
rung und die Veröffentlichung von entsprechenden Informationen - in ISO 14001 
nicht enthalten. Darüber hinaus muss das Unternehmen bei dem nach ISO 14001 vor- 
gesehenen Audit nur überprüfen, dass sein UMS den eigenen Zielsetzungen und Ein- 
zelzielen gerecht wird, wohingegen EMAS auch verlangt, dass die Unternehmen die 
geltenden Umweltauflagen erfüllen. 

Performance-orientierte UMS 

Performance-orientierte UMS sind auf den besonderen Bedarf des jeweiligen 
Unternehmens zugeschnitten, im Allgemeinen um ihm einen Wettbewerbsvorteil zu 
verschaffen. Voraussetzung für die Verwirklichung eines performance-orientierten 
UMS ist normalerweise ein hoher Grad an Motivation im Unternehmen und ein 
starkes Engagement der Führungsebene. Dem liegt die Idee zu Grunde, dass die Ein- 
richtung eines UMS dazu dient, den Unternehmenswert durch eine Verbesserung der 
Umweltleistung zu steigern. Das UMS ist im Idealfall in die Kernpraktiken des 
Unternehmens integriert, wie strategische Planung und Investitionstätigkeit, Finanz- 
management, Produktentwicklung und Marketing, und wird von der Unternehmens- 
leitung voll unterstützt. 
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ISO 14001 kann als Grundlage für ein performance-orientiertes UMS dienen; 
dieses enthält jedoch normalerweise noch eine Reihe anderer Elemente, darunter: 

• Compliance-Sicherung. Systeme zur Prüfung und Überwachung der Einhal- 
tung sämtlicher geltender Gesetze und sonstiger Vorschriften in den Berei- 
chen Umwelt, Gesundheit und Sicherheit. 

• Über die Unternehmensgrenzen hinausgehende Umweltprüfung. Umfassende 
Analyse sämtlicher direkter wie indirekter, interner wie externer Umwelt- 
aspekte (z.B. Kommune, Lieferkette). 

• Ehrgeizige Zielsetzungen und Einzelziele. Festlegung von Zielen und Unter- 
zielen, mit denen sich das Unternehmen in seinem Sektor als „Klassenbester" 
oder sogar darüber hinaus qualifiziert. 

• Kommunikationsplan. Systeme für die Kommunikation mit Stakeholdern 
(z.B. Investoren, Kommunen, Regulierungsbehörden, Zivilgesellschaft, Mit- 
arbeiter) über die Zielsetzungen und Einzelziele des UMS. 

• Maßstäbe und Kennzahlen. Quantitative Instrumente für Messung, Über- 
wachung und Analyse der Ergebnisse (für den internen Gebrauch). 

• UMS-Berichte oder -Daten. Veröffentlichung von Leistungsdaten. 

In den Vereinigten Staaten hat die Arbeitsgruppe Multi-State Working Group on 
Environmental Performance (MSWG) Leitsätze für ein performance-orientiertes 
„Externa! Value EMS" erarbeitet (MSWG, 2004). Diese Arbeitsgruppe, in der Um- 
weltbehörden, Unternehmer, Wissenschaftler und Mitglieder der Zivilgesellschaft 
vertreten sind, entwickelt und fördert innovative Konzepte zur Verbesserung der 
Umweltergebnisse der Industrie. Ziel des „External Value EMS", des UMS für die 
externe Kommunikation, ist es, das Vertrauen der Stakeholder darin zu stärken, dass 
die Implementierung eines UMS auch tatsächlich zu einer Verbesserung der Umwelt- 
ergebnisse führt. Zu diesem Zweck werden beim External Value EMS, das als eine 
Ergänzung zu ISO 14001 betrachtet wird, drei Komponenten besonders heraus- 
gestellt, zu denen Orientierungshilfen geliefert werden: 

• Erreichung und Aufrechterhaltung von Rechtskonformität in den Bereichen 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit; 

• Einbeziehung externer Stakeholder; 

• Transparenz bei der externen Kommunikation, u.a. durch geeignete Berichts- 
verfahren. 

Sektorspezifische Umweltmanagementsysteme 

Da zwischen der von ISO 14001 gelieferten allgemeinen Schablone und auf den 
Bedarf individueller Unternehmen zugeschnittenen UMS eine Lücke klafft, wurde 
nach Instrumenten gesucht, die eine mittlere Lösung bieten. Sektorspezifische Konzepte 
einzelner Branchen zur Verbesserung des Umwelt- (und Sozial- )Managements sollen 
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Leitlinien für die Behandlung der Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsprobleme 
liefern, die in den verschiedenen Sektoren jeweils die wichtigste Rolle spielen. In der 
Vergangenheit ging es bei solchen Bemühungen nur um die Aufstellung allgemeiner 
Prinzipien und Verhaltensregeln. Inzwischen werden jedoch zunehmend Instrumente 
entwickelt, die als Orientierungshilfe für die Implementierung von UMS in der ganzen 
Branche dienen können. Etwa 35% der im FTSE All- World Developed Index geführ- 
ten Unternehmen, in denen ein UMS eingerichtet wurde, haben sich für eine maß- 
geschneiderte Lösung entschieden (OECD, 2004). 

Eines der bekanntesten sektorspezifischen UMS ist die weltweite Responsible- 
Care-Initiative der Chemieindustrie. Diese Initiative für verantwortliches Handeln, 
die 1985 in Kanada lanciert wurde, wird in 47 Ländern von den Mitgliedern des 
Weltverbands der chemischen Industrie (ICCA) umgesetzt, auf die rd. 85% der welt- 
weiten Chemieproduktion entfallen. Sie zielt u.a. darauf ab, „kontinuierliche Fort- 
schritte im Hinblick auf die Vision ,kein Umweltunfall, keine Umweltschädigung' zu 
erreichen" und „die Öffentlichkeit über die auf globaler Ebene zu verzeichnenden 
Ergebnisse in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Umwelt zu informieren" 
(www.icca.org). 

Bei der ursprünglichen Vision orientierten sich die an der Initiative teilnehmen- 
den Unternehmen an sechs Verhaltenskodizes und 106 Managementpraktiken, die 
sich auf folgende Bereiche erstreckten: Bewusstseinsschärfung der Öffentlichkeit und 
Vorbereitung auf Notfallmaßnahmen, Vertrieb, Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz, Umweltschutz nach dem Vorsorgeprinzip, Verfahrenssicherheit und 
Produktverantw ortung . 

In dem Bestreben, über die Anforderungen der Kodizes hinaus zu einem perfor- 
mance-orientierten UMS zu gelangen, hat der amerikanische Chemieverband ACC 
mit dem so genannten Responsible Care 14001 ein Responsible-Care-Management- 
sy stem (RCMS) entwickelt. Das RCMS basiert auf als Benchmark dienenden besten 
Praktiken führender Unternehmen des privaten Sektors, Initiativen im Rahmen der 
Global Environmental Management Initiative, ISO und anderer Gremien sowie den 
Anforderungen der nationalen Regulierungsbehörden. 

In Zusammenarbeit mit dem Registrar Accreditation Board hat der American 
Chemistry Council auch ein Audit- und Zertifizierungsverfahren durch unabhängige 
Dritte entwickelt, das ISO 14001 und Responsible Care kombiniert. Die teilnehmen- 
den Organisationen können damit in einem einzigen Audit zugleich eine Zertifizie- 
rung für ihr Umweltmanagementsystem gemäß ISO 14001 und für ihre Management- 
systeme gemäß Responsible Care 14001 erhalten. Mit dem neuen System wurde auch 
ein Katalog einheitlicher, für die gesamte Branche geltender Maßstäbe festgelegt, der 
die Messung und Offenlegung der Ergebnisse der Unternehmen ermöglicht. Diese 
Maßstäbe beziehen sich auf ein breites Spektrum von Bereichen, wie Wirtschaft, 
Umwelt, Gesundheit, Schutzvorkehrungen, Sicherheit und Produkte. 

Es ist möglich, dass sich die gesamte Branche weltweit entschließt, dem Beispiel 
des American Chemistry Council zu folgen. Im Mai 2003 hat der ICCA eine große 
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strategische Uberprüfung zur „Revitalisierung und Stärkung" der Responsible-Care- 
Initiative angekündigt. Die ICCA erhofft sich von dieser Überprüfung die Entwick- 
lung „konsistenterer zentraler Engagements, die auf gleicher Ebene in allen Ländern 
umgesetzt werden können, die Responsible Care einführen". 

Ein weiterer branchenspezifischer Ansatz ist die Tour Operators Initiative for 
Sustainable Tourism Development (www.toinitiative.org). Diese von verschiedenen 
Reiseunternehmen getragene Initiative für eine nachhaltige Fremdenverkehrsentwick- 
lung wird vom UNEP, der UNESCO und der World Tourism Organisation unter- 
stützt. Ziel von TOI ist die „Schaffung einer Plattform für die Entwicklung von Ideen 
und Projekten zur Bewältigung der ökologischen, sozialen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Aspekte der nachhaltigen Entwicklung in der Tourismusbranche". 

Eine weitere Initiative der Industrie, die vom World Business Council for Sustai- 
nable Development (WBCSD) angestoßen wurde, setzt sich für die Forschung ein 
und bringt verschiedene Stakeholder zusammen, „um zu untersuchen, wie eine spezi- 
fische Branche ihre Verfahrensweisen und Regeln besser mit den Anforderungen der 
Nachhaltigkeit in Einklang bringen kann". Wie extern zertifizierte UMS 
zielen die sektorbasierten Stakeholder-Konsultationen darauf ab, die Legitimität von 
Aktionen der Industrie zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung zu stärken und 
als Überprüfungs- und Validierungsgremium für die Ergebnisse zu fungieren. Derzeit 
laufen beim WBCSD sieben Sektorprojekte: Cement Sustainability Initiative 
(Zementwirtschaft); Electric Utilities (Stromversorgung); Finance (Finanz Wirtschaft); 
Sustainable Forest Products (forstwirtschaftliche Erzeugnisse); Mining, Minerals and 
Sustainable Development (Bergbau); Sustainable Mobility (Verkehr); Urban Water 
(Wasserversorgung) (www.wbcsd.org). 

Die Sektorprojekte befinden sich in unterschiedlichen Entwicklungsstadien. Am 
weitesten gediehen ist bislang das Projekt des Bergbausektors (Mining, Minerals und 
Sustainable Development). Im Anschluss an dreijährige umfangreiche und intensive 
Konsultationen wurde ein umfassender Bericht erstellt, in dem Möglichkeiten zur 
Bewältigung der Herausforderungen dargelegt sind, denen sich die Branche zur 
Sicherung der Nachhaltigkeit stellen muss, wie z.B. dem Umweltfolgenmanagement 
(WBCSD und IISD, 2002). 

Im Fall des Finanzsektors können solche Initiativen einen Effekt haben, der weit 
über die von den Akteuren des Sektors ausgehenden Umweltauswirkungen hinaus- 
reicht. Finanzinstitute sind die wichtigsten Geldgeber für die Finanzierung von 
Projekten ebenso wie Anlageinvestitionen und stehen dem Nichtbankensektor in vielen 
Ländern auch mit direkter Beratung zur Seite, so dass von ihren Entscheidungen über 
die anzuwendenden Umweltkriterien starke Anreize für den Unternehmens sektor ins- 
gesamt ausgehen. 

Eine der ersten Aktivitäten in diesem Bereich war die Finance Initiative des 
UNEP (www.unepfi.org). Sie wurde 1992 gestartet, um ein breites Spektrum von 
Finanzinstitutionen - Geschäftsbanken, Investmentbanken, Risikokapitalgeber, Ver- 
mögensverwalter, multilaterale Entwicklungsbanken und Entwicklungsbehörden - in 
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einen konstruktiven Dialog über die Beziehung zwischen Wirtschafts entwicklung, 
Umweltschutz und nachhaltiger Entwicklung einzubinden. Die Initiative befürwortet 
die Integration von Umweltüberlegungen in sämtliche Aspekte der Transaktionen und 
Dienstleistungen des Finanzsektors. Ein zweites Ziel ist die Förderung von Investi- 
tionen des privaten Sektors in umweltschonende Technologien und Dienstleistungen. 
Ein zentrales Element der Initiative ist der Einsatz für die UNEP-Erklärung der 
Finanzinstitute zu Umwelt und nachhaltiger Entwicklung („UNEP Statement by 
Financial Institutions on the Environment and Sustainable Development"), die ihre 
Unterzeichner dazu verpflichtet, sich bei ihren Geschäften von ökologisch verantwor- 
tungsvollen Praktiken leiten zu lassen. Im Oktober 2003 hatten bereits 177 Einrich- 
tungen die Erklärung unterzeichnet. 

Im Juni 2003 haben zehn führende Banken aus sieben Ländern die „Äquator- 
Prinzipien" angenommen, eine Reihe von freiwillig anwendbaren Leitsätzen, die von 
diesen Banken für die Behandlung von sozialen und ökologischen Problemen im 
Zusammenhang mit der Finanzierung von Entwicklungsvorhaben konzipiert wurden 
(www.equator-principles.com). Die Prinzipien gelten für die Projektfinanzierung in 
allen Wirtschaftsbereichen, darunter Bergbau, Öl- und Gassektor sowie Forstwirt- 
schaft (vgl. Kasten 3). 



Kasten 3 Die Äquator-Prinzipien 

Die Äquator-Prinzipien müssen bei Projekten im Umfang von 50 Mio. US-$ 
aufwärts angewandt werden. Sie stützen sich auf den Prüfungsprozess und die 
Prüfkategorien der International Finance Corporation (IFC) für Projekte mit hohem/ 
mittlerem/geringem Risiko. Für Projekte der Kategorie A und B - was im Großen 
und Ganzen Projekten mit potenziell hohen (A) und mittleren (B) Umwelt- 
auswirkungen entspricht - muss eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
durchgeführt werden. Die Projekte müssen den Umweltschutzleitlinien der Welt- 
bankgruppe (Pollution Abatement Guidelines and Safeguard Policies) gerecht 
werden. Die Geldgeber der Projekte müssen den Nachweis erbringen, dass diese 
Richtlinien eingehalten werden bzw. eventuelle Abweichungen begründen. Den 
beteiligten Banken obliegt es dann zu beurteilen, ob die gelieferte Begründung 
ausreichend ist. Bei Projekten der Kategorie A (und gegebenenfalls auch B) wer- 
den die Aufstellung eines Umweltmanagementplans (UMP), Konsultationen mit 
den Betroffenen und die Offenlegung der Ergebnisse der UVP sowie des UMP 
verlangt. Die Ergebnisse der UVP wie auch der UMP müssen einer unabhängi- 
gen Prüfung unterzogen werden. Die Kreditnehmer müssen sich verpflichten, den 
UMP einzuhalten und darüber regelmäßig Bericht zu erstatten. 

Quelle: Equator Principles, www.equator-principles.com. 
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Im Dezember 2003 haben sich die OECD-Länder auf eine Empfehlung für 
gemeinsame Ansätze in Bezug auf Umwelt und Exportkredite amtlicher Stellen 
geeinigt. Gemäß dieser Empfehlung müssen Exportkreditagenturen alle Projekte, für 
die öffentliche Unterstützung beantragt wird, prüfen, entsprechend ihren potenziellen 
Umwelteffekten klassifizieren und (falls ernste negative Umwelteffekte zu befürchten 
sind) die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung verlangen. Die Export- 
kreditagenturen sollten vor der Entscheidung über eine eventuelle Förderung aus 
öffentlichen Mitteln die umweltrelevanten Informationen zu den Projekten prüfen, 
und sie sind gehalten, einschlägige Umweltinformationen der Öffentlichkeit zugäng- 
lich zu machen. 

Sonstige Instrumente eines verantwortungsbewussten Umweltmanagements 

Ein UMS ist ein systemisches Instrument, das Verfahrensweisen und Rahmen 
vorgibt, mit deren Hilfe die Unternehmen ihre Umweltstrategien ausarbeiten können. 
Um jedoch wirkliche Vorteile für die Umwelt zu bringen, muss ein UMS mit konkre- 
ten Verpflichtungen zur Einhaltung strengerer Umweltstandards und zur Erzielung 
bestimmter Umweltergebnis se verbunden sein. Es gibt verschiedene „Bauelemente", 
mit denen auf eine Verbesserung der Umweltergebnisse hingearbeitet werden kann 
und die von den Unternehmen eingerichtet werden können, ohne dass oder bevor diese 
ein komplettes Umweltmanagementsystem einführen. Diese Instrumente können auch 
im Rahmen eines UMS eingesetzt werden, um die mit der Umweltpolitik des Unter- 
nehmens vorgegebenen Zielsetzungen und Einzelziele zu verwirklichen. In diesem 
Abschnitt werden zwei Instrumente beschrieben, die entweder als Ausgangspunkte 
(bzw. „Eingangsmodule") auf dem Weg zur Einführung eines UMS oder als Bausteine 
innerhalb eines bestehenden Managementsystems eingesetzt werden können: die 
Umweltkostenrechnung (environment management accounting) und die so genannte 
Cleaner Production. 

Umweltkostenrechnung 

Das Management Accounting bzw. entscheidungsorientierte Rechnungswesen ist 
ein allgemeiner Begriff, der die Identifizierung, Messung, Sammlung, Analyse, Auf- 
bereitung, Interpretation und Kommunikation von Finanzdaten umfasst. Führungs- 
kräfte in den Unternehmen nutzen diese Informationen zur Planung, Evaluierung und 
Kontrolle sowie zur Gewährleistung der internen Rechenschaftspflicht. Das Environ- 
mental Management Accounting (EMA), bzw. auf Deutsch die Umweltkostenrech- 
nung, ist „ein besseres und umfassenderes Konzept des Management Accounting, bei 
dem das Augenmerk besonders auf den durch Vergeudung von Rohstoffen und andere 
Umweltprobleme verursachten Kosten liegt" (UNDSD, 2003a). Anders als bei den 
meisten hier beschriebenen Instrumenten ist das Hauptziel der Umweltkostenrech- 
nung die weitestmögliche Verringerung der privaten - im Gegensatz zu den sozialen - 
Kosten der Umweltverschmutzung. Eine richtig angewandte Umweltkostenrechnung 
kann jedoch auch erhebliche ökologische Nutzeffekte für die Gesellschaft insgesamt 
bringen. 
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Die Umweltkostenrechnung liefert Informationen über die dem Unternehmen 
durch Umweltmaßnahmen entstehenden finanziellen Kosten. Sie ist ein Instrument, 
das dazu dient, Informationen über unternehmensintern absorbierte Umweltausgaben 
zu identifizieren, zu sammeln und zu analysieren, vor allem in Bezug auf Kosten, die 
durch die Vergeudung von Rohstoffen entstehen. Wie alle Managementinstrumente 
zielt die Umweltkostenrechnung auf eine Verbesserung der unternehmensinternen 
Entscheidungsfindung ab. Sie kann aber auch zur Kommunikation mit externen 
Stakeholdern eingesetzt werden. 

In der Umweltkostenrechnung werden alle Umweltkosten berücksichtigt, nicht 
nur die Kosten der Beseitigung von Abfällen, sondern auch die ihrer Erzeugung, ein- 
schließlich der Kosten von Werkstoffen, die zur Herstellung der Produkte eingekauft, 
aber nicht verwendet wurden. Jede bei der Produktion entstehende Emission in Luft, 
Wasser oder Boden wird als Vergeudung von Produktionsgütern betrachtet. Ökono- 
men bezeichnen dies als „Kuppelproduktion" (Joint production): Im Produktions- 
prozess wirken materielle und nicht materielle Einsatzgüter wie Arbeit zusammen, um 
sowohl nützliche Produkte als auch Abfall zu erzeugen. Zu den Kosten der Abfall- 
beseitigung müssen sämtliche Kosten der Anschaffung, Verwaltung und Herstellung 
von Einsatzgütern hinzugerechnet werden, durch die keine Werte in Form von Produk- 
ten geschaffen wurden. 

Bei der Umweltkostenrechnung wird das Input/Output-Konzept zur Identifizie- 
rung von Materialvergeudung eingesetzt, die dann als finanzieller Kostenpunkt quanti- 
fiziert wird. Durch die Aufdeckung versteckter Kosten können mit einer Umweltkosten- 
rechnung Methoden aufgezeigt werden, mit denen zugleich die Effizienz gesteigert 
und die Umweltbelastung verringert werden kann. Laut einer Umfrage bei österreichi- 
schen und deutschen Unternehmen resultieren üblicherweise 1-10% der gesamten 
Umweltkosten aus der Abfallbeseitigung, während je nach Branche 40-90% auf die 
Anschaffung von nicht genutztem Material entfallen (UNDSD, 2001). Ein Spezialist 
auf dem Gebiet der Umweltkostenrechnung meinte dazu, „die Verantwortlichen sind 
sich häufig nicht bewusst, dass die Erzeugung von Abfall und Emissionen üblicher- 
weise teurer ist als die Beseitigung" (UNDSD, 2001). 

Umweltkostenrechnungen lassen sich auf verschiedene Weise einsetzen. Sie 
können z.B. zur Beurteilung der Umweltkosten bei der Herstellung eines bestimmten 
Produkts oder einem bestimmten Produktionsverfahren verwendet werden. In den 
herkömmlichen Systemen des Financial Management Accounting werden die Umwelt- 
kosten nicht separat berechnet, sondern in den Gemeinkosten erfasst. Dank der 
gesonderten Erfassung des gesamten Spektrums der Umweltkosten ermöglicht es die 
Umweltkostenrechnung den Verantwortlichen, die kostengünstigsten Produktions- 
konzepte zu identifizieren und klügere Entscheidungen über Anlageinvestitionen, 
Kostenverteilung, Einkaufsaktivitäten, Lieferkettenmanagement und Produktpreis- 
findung zu treffen. Für das Umweltmanagement ist dies von besonderer Bedeutung: 
Wenn die Umweltkosten nicht klar zu erkennen sind, ist die Darstellung der Produk- 
tionskosten verzerrt, was u.U. eine Quersubventionierung umweltschädlicher Produkte 
durch umweltfreundlichere Produkte ermöglicht. 
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Die Umweltkostenrechnung ist am wirkungsvollsten, wenn sie in ein UMS oder 
eine vergleichbare, auf eine Verbesserung der Umweltergebnisse abzielende Unter- 
nehmensstruktur integriert ist. Die Beurteilung der Umweltkosten ist die Grundlage 
für die Implementierung eines UMS, insbesondere für Entscheidungen über kosten- 
effiziente Methoden zur Verhinderung von Umweltbelastungen und Minimierung der 
Abfallerzeugung. Wie die Division of Sustainable Development der Vereinten Nationen 
(UNDSD) betont, gilt dabei jedoch: „Je nach dem Unternehmensziel gibt es mehr als 
ein mögliches Konzept für die Erfassung der Umweltkosten. Ein Unternehmen, das 
den Schwerpunkt auf eine Steigerung der Verfahrenseffizienz legt, wird beispielsweise 
Material- und Energieflussdiagramme auf Verfahrensebene vorbereiten und entspre- 
chende Kostendaten zusammenstellen müssen. Ein Unternehmen, das zuerst eine 
Beurteilung der Umweltkosten für eine gesamte Produktionsanlage erstellen möchte, 
bevor es eine detailliertere Analyse vornimmt, kann die einschlägigen Daten hingegen 
u.U. der existierenden Gewinn- und Verlustrechnung entnehmen" (UNDSD, 2003b). 

Für welches Konzept der Umweltkostenrechnung sich die Unternehmen ent- 
scheiden, kann auch von den Ressourcen abhängen, die ihnen zur Verfügung stehen, 
sowie von ihren bisherigen Erfahrungen. Ein Unternehmen, das noch nie eine Um- 
weltkostenrechnung vorgenommen hat oder nur über begrenzte Ressourcen verfügt, 
kann beispielsweise als ersten Schritt kleinere Fallstudien durchführen. Wenn die 
Vorteile erst einmal erwiesen sind, kann es dann zu umfassenderen Projekten über- 
gehen, z.B. indem es parallel zu den vorhandenen Management- Accounting- und 
Informationssystemen eine Datenbank für die Umweltkostenrechnung aufbaut oder 
entsprechende Informationen in seine bestehenden Systeme integriert. Welcher Ansatz 
gewählt wird, hängt von den bereits existierenden Rechnungslegungs-, Informations- 
und Managementsystemen des Unternehmens ab, die alle zur Unterstützung der Um- 
weltkostenrechnung eingesetzt werden sollten und die durch die Umweltkostenrech- 
nung ihrerseits verbessert werden können (UNDSD, 2003b). 

Immer mehr Unternehmen - insbesondere große multinationale Konzerne, denen 
an einer Erhöhung der Effizienz ihres Lieferkettenmanagements gelegen ist - ent- 
scheiden sich für die Einführung der Umweltkostenrechnung. Das Tellus Institute 
arbeitet im Auftrag der Umweltschutzbehörde der Vereinigten Staaten (US EPA) an 
einem Strategieplan zur Förderung der Umweltkostenrechnung in US -Unternehmen 
und bei deren strategischen Partnern auf internationaler Ebene. Dieser Plan wird nicht 
nur auf die Verhinderung von Umweltbelastungen, sondern auch auf neuere Einsatz- 
formen für die Umweltkostenrechnung, z.B. im Lieferkettenmanagement sowie in 
Umweltmanagementsystemen, ausgerichtet sein (www.tellus.org). 

Der effektiven Implementierung einer Umweltkostenrechnung stehen jedoch 
mehrere Hindernisse im Weg, darunter die sowohl bei regulierungspolitischen als auch 
bei freiwilligen Initiativen zu beobachtende Tendenz, dem Produktionsprozess nach- 
geschaltete Ansätze (so genannte ,,End-of-the-Pipe"-Maßnahmen) zur Ergebnissteige- 
rung zu bevorzugen. Umwelt-B erichtsauflagen können die Umsetzung beispielsweise 
verzögern, wenn sie nur Daten über Emissionen und nicht umweltbezogene Produktions- 
kosten vorschreiben. Das Gleiche gilt für freiwillige Berichterstattungsregeln. Die 
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Vereinten Nationen arbeiten beispielsweise gemeinsam mit der Global Reporting Initia- 
tive an der Entwicklung von Berichtsauflagen, die die Unternehmen dazu anregen sollen, 
über ihre Umweltkosten Bericht zu erstatten. Ein weiteres Hindernis sind die fehlenden 
internationalen Normen für die Methoden der Umweltkostenrechnung, wobei er- 
schwerend hinzukommt, dass es auch keine internationalen Standards für die Finanz- 
kostenrechnung gibt. Laut der UNDSD ist das Hauptproblem der Umweltkostenrech- 
nung das Fehlen einer Standarddefinition der Umweltkosten (UNDSD, 2001). 



Fallstudie: Kosteneinsparungen durch Umweltkostenrechnung 

Die Papierfabrik der Mackenzie Paper Division (MPD) in British Columbia ist 
eine integrierte thermomechanische Anlage, in der in einem komplizierten und 
kapitalintensiven Verfahren Zeitungspapier aus Holzspänen hergestellt wird. Die 
Tätigkeit des Unternehmens hat erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt, 
namentlich durch Abwässer und Energieverbrauch. 

Die MPD wandte einen Rahmen für die Umweltkostenrechnung an, der sich 
auf ein Handbuch der Arbeitsgruppe Umweltrechnungslegung der UNDSD stützte. 
Das Ziel war dabei die Identifizierung von Umweltkosten anhand von dem Unter- 
nehmen bereits vorliegenden finanziellen und sonstigen Daten. 

Diese Prüfung ergab Umweltkosten in Höhe von 4,8 Mio. US-$, die mehreren 
im Handbuch aufgeführten Kategorien zugeordnet werden konnten: Abfall- und 
Emissionsbehandlung (größter Einzelposten), Vorbeugung und Emissionsmanage- 
ment sowie nicht in Produkten resultierende Materialanschaffungen und Verfahrens- 
kosten. 

Laut Aussage des Unternehmens hatte die Aufstellung der Umweltkosten- 
rechnung den Vorteil, dass man sich des Nutzens derartiger Instrumente bewusst 
wurde und dass Bereiche identifiziert werden konnten, die sich für die Durch- 
führung kosteneffizienter Umweltmaßnahmen anboten. Das wichtigste Ergebnis 
war, dass die Umweltkosten, obwohl sie bewusst nach konservativen Ansätzen 
geschätzt wurden, deutlich höher ausfielen als im herkömmlichen Jahres- 
abschlussbericht veranschlagt. Die konventionelle Schätzung stützte sich auf eine 
Analyse der Abwässerbehandlung und andere umweltbezogene Einzelkosten- 
stellen. Diese Schätzung enthielt keine Kategorie „Umweltkonto" mit einer Auf- 
schlüsselung der Kosten oder der Massebilanz von Input und Output, und der 
Großteil der Umweltkosten wurde Gemeinkostenposten wie Verwaltung, Infra- 
struktur und Material zugeordnet. 

Die Untersuchung zeigte auch, dass Instrumente der Umweltkostenrechnung 
bei MPD äußerst nutzbringend zur Steigerung der Ökoeffizienz eingesetzt wer- 
den können, wenngleich die Umstellung vom herkömmlichen, erprobten System 
auf ein System, das eine genauere Erfassung der Umweltkosten ermöglicht, große 
Anstrengungen erforderte. 

Quelle: UNDSD (2001) und Gale (2001). 
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Cleaner Production 



1989 startete die Abteilung Technologie, Industrie und Wirtschaft des UNEP das 
Programm Cleaner Production (CP). Dieses Programm hat seitdem in aller Welt gro- 
ßen Anklang gefunden als ein Instrument, das die Unternehmen bei der Verbesserung 
ihrer Umweltergebnisse unterstützt. 2002 hatte sich bereits ein CP-Netzwerk heraus- 
gebildet, das sich aus über 100 Cleaner Production Centres (das National Cleaner 
Production Centres Programm ist ein Gemeinschaftsunternehmen von UNEP/UNIDO) 
in über 40 Ländern zusammensetzte. Die Zentren tauschen Informationen aus und 
fördern die Entwicklung von Kompetenzen im Bereich CP-Techniken und -Know-how, 
häufig indem sie den Regierungen und insbesondere den technischen Behörden 
Beratung zur Verfügung stellen. CP-Initiativen und ähnliche Unternehmungen werden 
von einer Reihe von OECD-Ländern unterstützt 7 . 

CP ist ein Konzept des Umweltmanagements, bei dem der Schwerpunkt auf der 
Verhütung von Umweltbelastungen, der Verringerung des Ressourcenverbrauchs und 
allgemein der größtmöglichen Eindämmung der Umweltfolgen innerhalb der Grenzen 
des technisch und wirtschaftlich Machbaren liegt. Es handelt sich um einen weit 
gefassten Begriff, der auch das beinhaltet bzw. sich mit dem deckt, was in einigen 
Ländern oder Einrichtungen als Ökoeffizienz, Abfallminimierung, vorsorgender Um- 
weltschutz oder „ Green Productivity" bezeichnet wird. 

CP hilft den Unternehmen bei der Durchführung bestimmter Initiativen zur Kon- 
zipierung und Implementierung industrieller Verfahren sowie zur Entwicklung und 
Herstellung bzw. Lieferung von Produkten und Dienstleistungen nach Methoden, mit 
denen die Ökoeffizienz gesteigert werden kann. CP-Methoden können als Bestandteil 
einzelner Projekte oder zur Verwirklichung bestimmter durch das UMS vorgegebener 
Zielsetzungen und Einzelziele eingesetzt werden. Anstrengungen im Bereich Cleaner 
Production sind auch eine Möglichkeit zur Erzielung der gemäß ISO 14001 und an- 
deren UMS vorgesehenen „ständigen Verbesserung". 

Anders als bei der Einrichtung eines UMS, mit dem ein Rahmen für das Manage- 
ment sämtlicher umweltbezogener Aspekte und Fragen geschaffen wird, bezieht sich 
das CP-Konzept im Allgemeinen auf die Umsetzung eines bestimmten Projekts zur 
Verbesserung der Umweltergebnisse. Für viele Unternehmen (insbesondere kleine 
und mittlere Unternehmen) ist der Einstieg in das Umweltmanagement wesentlich 
einfacher, wenn sie zunächst ein einzelnes Projekt umsetzen, anstatt mit der Einfüh- 
rung eines kompletten UMS zu beginnen. Die durch CP-Projekte erzielten Nutzeffekte 
- sowohl ökologischer als auch finanzieller Art - können das Vertrauen darin stärken, 
dass sich Investitionen in ein UMS wirklich auszahlen. Unternehmen, die bereits ein 



7. Die Datenbank von Environment Australia „Eco-Efficiency and Cleaner Production" enthält beispielsweise 
155 Fallstudien über Unternehmen, die erfolgreiche CP-Initiativen gestartet haben (www.ea.gov.au). Die 
Umweltbehörde der Vereinigten Staaten hat eine Datenbank über Produkte und Dienstleistungen des vor- 
sorgenden Umweltschutzes eingerichtet, in der Unternehmen aus 1 1 Branchen aufgerührt sind (www.epa.gov). 
In der Datenbank der Abteilung für Technologie, Industrie und Wirtschaft des UNEP finden sich 200 Fall- 
studien (www.uneptie.org), und beim International Network for Environmental Management liegen weitere 
19 Fallstudien vor (www.inem.org). 

42 - UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 



UMS eingerichtet haben, können den CP-Rahmen wiederum zur Festlegung spezi- 
fischer Ziele und Unterziele auf Projektebene nutzen, z.B. zur Verringerung des 
Abfallaufkommens und zur Steigerung der Ressourceneffizienz. 

Wenn es durch die Einführung der CP auch nicht möglich ist, alle Umwelt- 
probleme auf Werksebene zu lösen, kann sie doch zur Verringerung des Bedarfs an 
„End-of-Pipe"-Anlagen wie auch der toxischen Abfälle, die behandelt und entsorgt 
werden müssen, beitragen. Sie bewirkt häufig, dass die Mitarbeiter dem Kontakt mit 
gefährlichen chemischen Stoffen weniger stark ausgesetzt sind und dass die Zahl der 
Unfälle sinkt, bei denen Schadstoffe in die Umgebung austreten. Nach den Maßgaben 
des CP-Konzepts entwickelte und hergestellte Produkte sind oft weniger bedenklich 
für die Verbraucher, und ihre Rückstände stellen für die Abfallwirtschaft normaler- 
weise eine geringere Belastung dar. 

Messung der Umweltergebnisse 

Das Umweltmanagement ist keine statische Einmalmaßnahme, sondern erfordert 
ein kontinuierliches Monitoring, um zu gewährleisten, dass die vom Unternehmen 
gesetzten Ziele tatsächlich verwirklicht oder sogar weiter ausgebaut werden. Zu den 
Instrumenten und Methoden zur Messung der Umweltergebnisse gehören die Umwelt- 
kostenrechnung (weiter oben beschrieben) sowie im Einzelnen das Umweltbench- 
marking und die Umweltindikatoren. 

Environmental benchmarking ist ein Instrument der Ergebnismessung, das in 
Verbindung mit Verbesserungsinitiativen zur Ermittlung von Vergleichswerten zu 
den Betriebsergebnissen und zur Identifizierung „bester Praktiken" eingesetzt wird. 
Ziel des Umweltbenchmarkings ist die Identifizierung von „Best-in-class"-Geschäfts- 
abläufen, durch deren Einführung das Unternehmen bessere Umweltergebnisse erzielen 
könnte. Der Vergleich der Umweltergebnisse eines Unternehmens mit denen anderer 
ist eine wirkungsvolle Methode, um sicherzustellen, dass es auf dem richtigen Weg 
zur Verbesserung seiner Umweltleistung ist. Richtig eingesetzt, ermöglicht das Umwelt- 
benchmarking den Unternehmen, die bei der Umsetzung eines Umweltprogramms 
erzielten Fortschritte zu messen und innovative Verbesserungsideen zu nutzen. Mit 
diesem Instrument können die Effizienz, die Qualität der Konzipierung und der Output 
eines solchen Programms gemessen werden. Es gibt den Umweltmanagern auch die 
Möglichkeit, sich über positive und negative Erfahrungen mit der Einbeziehung 
solcher Programme in die Betriebsabläufe auszutauschen. 

Die Anwendung des Benchmarkverfahrens erfolgt in vier Schritten: genaue Unter- 
suchung der eigenen Verfahrensweisen des Unternehmens, Analyse der Verfahrens- 
weisen anderer Unternehmen, Vergleich der Ergebnisse des eigenen Unternehmens 
mit denen anderer, Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen, um den Leistungs- 
abstand gegenüber den Vergleichsunternehmen aufzuholen (O'Reagain, 2000). 

Benchmarking bedeutet, dass über die Unternehmensgrenzen hinausgeschaut 
wird, um zu untersuchen, wie andere Unternehmen ihr Leistungsniveau erzielen, und 
die von diesen dazu eingesetzten Verfahren zu verstehen. Auf diese Weise ermöglicht 
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das Benchmarking zu erklären, welche Vorgehensweisen sich hinter herausragenden 
Ergebnissen verbergen. Beispiele bester Praxis finden sich häufig außerhalb der 
Branche, in der das Unternehmen selbst tätig ist. Es ist daher weder nötig noch wün- 
schenswert, sich bei der Durchführung eines Benchmarkings nur für Konkurrenz- 
unternehmen zu interessieren. Am effizientesten ist das Benchmarking, wenn es fester 
Bestandteil eines laufenden Verbesserungsprozesses ist und darauf abzielt, mit den 
ständigen Fortschritten im Hinblick auf die jeweils beste Praxis Schritt zu halten. 



Fallstudie: Benchmarking als eine Etappe auf dem Weg zur 
Harmonisierung verschiedener UMS innerhalb eines Unternehmens 

Die neun Produktions Stätten der Nokia Mobile Phones (ein Unternehmen der 
Nokia-Gruppe) arbeiteten mit verschiedenen nach ISO 14001 zertifizierten UMS. 
Die regionalen Vertreter der UMS begannen daher intensiv miteinander zusam- 
menzuarbeiten, um die verschiedenen Systeme zu harmonisieren, Informationen 
über beste Praktiken auszutauschen und Nonkonformitäten zu vermeiden, wobei 
das Ziel war, ein einheitliches UMS für sämtliche Produktionsstätten aufzubauen. 

Ihr Aktionsplan war einfach. Zuerst führten sie ein Benchmarking durch. Ver- 
treter der oberen Führungsebene sammelten Beispiele bester Praxis, die sie anderen 
Teams vorstellten, so dass diese ihre bestehenden Vorgehensweisen verbessern 
oder gegebenenfalls neue Verfahren einführen konnten. Anschließend tauschten 
die Verantwortlichen Informationen über positive Erfahrungen aus. Die verschiede- 
nen Produktions Stätten erstellten Dokumentationen über erfolgreiche Maßnah- 
men, die genaue Informationen über die wichtigsten Leistungen ihrer Umwelt- 
systeme enthielten. 

Ein Ausschuss wählte ein paar Fallbeispiele aus, und Verantwortliche ver- 
schiedener Standorte legten dann eine Reihe von Prioritäten fest, die es schwer- 
punktmäßig zu behandeln galt. Ganz oben auf der Liste stand die Vereinheit- 
lichung der Kommunikation. Zu diesem Zweck richteten alle Produktions Stätten 
Umwelt-Intranets ein bzw. verbesserten die bereits vorhandenen Systeme hierfür. 
Der Arbeitsgruppe zufolge trägt der Austausch von Audit-Unterlagen zur Ver- 
breitung bester Praktiken bei und ermöglicht es den Verantwortlichen, anderorts 
bereits existierende Lösungen zu nutzen. Die Verantwortlichen stellten dabei fest, 
dass die Übersetzung in die bzw. aus den jeweiligen Landessprachen besonders 
zeitaufwendig war. 

Dem Informationsaustausch war zu verdanken, dass mehrere Verfahrens- 
abläufe verbessert und weltweit gültige Richtlinien für die UMS der Betriebs- 
einheiten der Nokia Mobile Phones vorgelegt werden konnten. 

Quelle: Nokia, www.nokia.com. 
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Umweltindikatoren ermöglichen die Messung der Umweltergebnisse des Unter- 
nehmens und der einschlägigen Fortschritte. In den Richtlinien der Global Reporting 
Initiative (GRI - www.globalreporting.org) wird den Unternehmen empfohlen, in ihre 
Nachhaltigkeitsberichte auch Informationen zu den Ergebnisindikatoren aufzuneh- 
men. Bei diesem GRI-Rahmen handelt es sich um einen Katalog von Indikatoren zur 
wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Dimension der Nachhaltigkeit, auf den 
sich zahlreiche verschiedene Stakeholder geeinigt haben. Die Umweltindikatoren der 
GRI beziehen sich auf die Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit auf lebende und 
nicht lebende natürliche Systeme, wie Ökosysteme, Land, Luft und Wasser. Die 
Umweltindikatoren erstrecken sich auf Umwelteffekte von Produkten und Dienstleis- 
tungen, Energie-, Material- und Wasserverbrauch, Treibhausgase und sonstige Emis- 
sionen, Abwässer und Abfallerzeugung, Auswirkungen auf die biologische Vielfalt, 
Einsatz gefährlicher Stoffe, Programme für Recycling, Umweltschutz, Abfallreduzie- 
rung usw., Umweltausgaben sowie Geldstrafen und andere Sanktionen bei Nichtein- 
haltung von Umweltauflagen. Die GRI wird in Kapital 2 ausführlicher beschrieben. 
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2. INFORMATION DER ÖFFENTLICHKEIT UND 
KONSULTATION DER STAKEHOLDER 



Kapitel V, Punkt 2 

[Die Unternehmen sollten] 

unter Berücksichtigung von Erwägungen hinsichtlich Kosten, Ge- 
schäftsgeheimnis und Schutz der Rechte an geistigem Eigentum: 

• der Öffentlichkeit und den Beschäftigten zweckdienliche, 
aktuelle Informationen über mögliche Auswirkungen ihrer 
Tätigkeit auf Umwelt, Gesundheit und Sicherheit zur Ver- 
fügung stellen, die auch einen Überblick über die bei der 
Verbesserung der Umweltergebnisse erzielten Fortschritte 
umfassen können; 

• zu gegebener Zeit einen zweckmäßigen Kommunikations- und 
Konsultationspro ze ss mit den von der Unternehmenspolitik in 
den Bereichen Umwelt, Gesundheit und Sicherheit sowie deren 
Umsetzung unmittelbar betroffenen Gemeinwesen einleiten. 



Die Bereitstellung von Informationen über die Tätigkeit des Unternehmens und 
deren potenzielle Umweltfolgen trägt wesentlich zur Vertrauensbildung in der Öffent- 
lichkeit bei. Am wirksamsten ist dieses Instrument, wenn die Informationen auf 
transparente Weise zur Verfügung gestellt und aktive Konsultationen mit den Stake- 
holdern gefördert werden, um auf diese Weise ein dauerhaftes Klima des Vertrauens 
und des Verständnisses für Umweltbelange von gemeinsamem Interesse zu schaffen. 
Andererseits ist es für Unternehmen - die meist in einem hoch wettbewerblichen Um- 
feld operieren - wichtig, die Vorteile dieses Ansatzes mit dem Erfordernis des Schutzes 
ihrer Geschäftsgeheimnisse und der Rechte an geistigem Eigentum abzuwägen. 

Information ist Bestandteil eines guten Umweltmanagements. Erstens bestehen 
für Unternehmen Anreize, Informationen über die von ihnen selbst verwendeten inner- 
betrieblichen Umweltmanagementverfahren zu erhalten und zu evaluieren. Zweitens 
betrachten auf die Verbesserung ihrer Umweltleistung bedachte Unternehmen, sobald 
sie die entsprechenden Informationen erhalten und geprüft haben, es häufig als in ihrem 
eigenen Interesse liegend, die Informationen an die Öffentlichkeit weiterzugeben. Drittens 
können Unternehmen durch die Konsultation der Stakeholder und Gemeinwesen und die 
Kommunikation mit ihnen zusätzliche Erkenntnisse über die Umweltfolgen ihrer Tätig- 
keit und die Wahrnehmung ihrer Umweltleistung durch die Öffentlichkeit gewinnen. 
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Eine wichtige Stakeholdergruppe sind die Beschäftigten des jeweiligen Unter- 
nehmens bzw. seiner gesamten Lieferkette. In dieser Hinsicht ist Punkt 2.c des Kapitels 
der Leitsätze über die Beschäftigung und die Beziehungen zwischen den Sozialpartnern 
von Bedeutung. Demzufolge sollten Unternehmen „Konsultationen und Zusammen- 
arbeit zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und deren jeweiligen Vertretern in 
Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse fördern". 

Herausforderungen und Chancen 

Umweltkommunikation und Konsultation mit den Stakeholdern haben im Unter- 
nehmenssektor weitgehend Akzeptanz gefunden. Viele Großunternehmen veröffent- 
lichen in der einen oder anderen Form regelmäßige Umweltberichte und verbreiten 
diese auf elektronischem Wege. Etwa 40% der im FTSE All-World-Developed-lndcx 
aufgeführten Unternehmen gaben an, die Umweltberichterstattung zu praktizieren 
(OECD, 2004). 91% dieser Unternehmen veröffentlichen quantitative Daten und 
34% lassen die von ihnen bereitgestellten Daten durch Dritte verifizieren. Die Zahl 
der Unternehmen, die detaillierte Nachhaltigkeitsberichte erstellen, hat sich von 
einigen Dutzend Anfang der neunziger Jahre auf einige Tausend im Jahr 2002 erhöht 
(SustainAbility und UNEP, 2002). 

Einige Faktoren, die einen stärkeren Rückgriff auf Umweltkommunikations- und 
-konsultationsinstrumente behindern, bestehen fort. Hierzu gehören Risiken, die sich 
nach der subjektiven Einschätzung durch die Unternehmen aus der Transparenz in 
Umweltfragen ergeben, so u.a.: 

• Ein rechtliches Risiko in Form strafrechtlicher oder finanzieller Haftung. Dieses 
Problem ist wahrscheinlich in den Ländern besonders akut, wo die Anwen- 
dung der Gefährdungshaftung (strict liability) bei Nichteinhaltung von Um- 
weltvorschriften für die Unternehmen einen Negativanreiz darstellt, Umwelt- 
probleme zu identifizieren und zu melden. Ein Unternehmen kann zudem den 
Eindruck gewinnen, dass es bei Verfolgung einer Konsultationsstrategie, 
durch die die Öffentlichkeit auf Fehlverhalten aufmerksam wird, letzten 
Endes u.U. schlechter dasteht, als wenn es überhaupt nichts unternimmt. 

• Das Risiko einer Imageschädigung und anderer geschäftlicher Nachteile auf 
Grund der Wahrnehmung durch den Kunden. In praktisch allen Ländern 
besteht die Möglichkeit, dass multinationale Unternehmen zur Zielscheibe 
öffentlicher Kritik werden. Dieser Fall kann eintreten, wenn sie Informationen 
über ihre Umweltleistungen bekannt geben, die die Öffentlichkeit u.U. für 
unzureichend hält, oder auch schon dann, wenn sie Ziele oder Wertmaßstäbe 
propagieren, an denen ihre Aktivitäten gemessen werden können. 

• Kreditzugang und -kosten. Da Investoren und Finanzintermediäre der Umwelt- 
leistung der Kreditnehmer immer mehr Aufmerksamkeit widmen, kann es für 
Unternehmen kostspielig sein, wenn der Eindruck mangelnder Umwelt- 
verantwortung entsteht. 
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Eine weitere Kategorie von Hemmnissen steht mit dem Mangel an eindeutigen 
Kriterien und Einvernehmen über Umweltstandards - z.B. bei so komplexen Themen 
wie Energie - in Verbindung. Der fehlende Konsens beeinträchtigt die Vergleichbar- 
keit von Erzeugnissen und erschwert es den Unternehmen, das „Wesentliche" zu 
erkennen, d.h. die Informationen, die die Stakeholder interessieren und über die sogar 
das Unternehmen selbst betriebsintern verfügen muss. Andererseits kann es geschehen, 
dass die Stakeholder (besonders NRO) „konsultationsmüde" sind, was noch verschärft 
werden kann, wenn die Unternehmen externen Konsultationen keinen hohen Stellen- 
wert einräumen. In Entwicklungsländern kann es zudem erforderlich sein, sich 
zunächst um den Kapazitätsaufbau zu bemühen, um geeignete Plattformen für die 
Einbeziehung der Stakeholder zu schaffen. 

Wie jedoch an der Zunahme der betrieblichen Umweltkommunikation und -konsul- 
tation deutlich wird, setzt sich bei den Unternehmen immer stärker die Erkenntnis 
durch, dass es sich lohnt, diese Herausforderungen zu meistern. Ein Grund hierfür ist 
ein entsprechender Trend in den Erwartungen der Öffentlichkeit und den Ansätzen 
der Regierungen. In einigen Ländern wird die Information der Öffentlichkeit zuneh- 
mend als integraler Bestandteil der den Unternehmen erteilten „Betriebserlaubnis" 
empfunden. Einige nationale Regierungen und zwischenstaatliche Organisationen 
betrachten zudem die Einbeziehung der Stakeholder und öffentlich-private Partner- 
schaften als eine zentrale Strategie zur Lösung von Umweltproblemen. 

Ein weiterer Beweggrund ist die sich den Unternehmen bietende Möglichkeit, 
eine gute Umweltleistung zur Differenzierung ihrer Erzeugnisse auf den scharfem 
Wettbewerb unterliegenden Weltmärkten zu nutzen. Durch freiwillige Information 
der Öffentlichkeit kann ein Unternehmen sein Image bei den bereits vorhandenen und 
potenziellen Kunden im weiteren Sinne verbessern. Manche Unternehmen empfinden 
zudem die aktive Konsultation mit den Stakeholdern als einen Weg, dem Unterneh- 
men und seinen Erzeugnissen ein Markenimage zu verleihen. Unternehmen werden 
mitunter auch von der Gesellschaft oder ihren eigenen Anteilseignern angespornt, 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 

Instrumente und Konzepte 

Information der Öffentlichkeit 

Die Veröffentlichung von Unternehmensinformationen ermöglicht es einer großen 
Vielzahl „interessierter Kreise", Urteile abzugeben und Entscheidungen zu treffen. 
Anhand angemessener Informationen wird es beispielsweise Kunden, Verbrauchern 
und Investoren ermöglicht, ihre Präferenzen bei Kauf- und Investitionsentscheidungen 
stärker auf umweltfreundlichere Unternehmen oder Erzeugnisse zu richten. Interessen- 
gruppen können derartige Informationen dazu nutzen, Unternehmen mit mangelhaften 
Umweltergebnissen zu identifizieren und auf Unternehmen mit guter Umweltleistung 
aufmerksam zu machen. Dank öffentlich zugänglicher Informationen wird die Fähigkeit 
von zivilgesellschaftlichen Gruppen, staatlichen Regulierungsstellen und Unternehmen 
gestärkt, die „Messlatte" für die Umweltleistung der Industrie „höher anzusetzen". 
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Für Unternehmen, die ein besonders hohes Umweltleistungsniveau anstreben, sind 
die Anreize zur Information der Öffentlichkeit häufig am stärksten. Die Veröffent- 
lichung von Informationen über ökologische und soziale Auswirkungen gilt immer 
mehr als Bestandteil guter Geschäftspraxis. Einem Standpunkt zufolge werden Unter- 
nehmen zur Bereitstellung von Umweltinformationen für die Öffentlichkeit auch 
durch die Erkenntnis motiviert, dass sie nicht von der Gesellschaft losgelöst, sondern 
in ein Netzwerk von Stakeholderbeziehungen eingebettet sind (Rahman et al., 2003). 

Einführung empfehlenswerter Praktiken für die Information der Öffentlichkeit 

Bislang fand noch keine Norm, die Art und Umfang der zu verbreitenden Infor- 
mationen festlegt, allgemeine Anerkennung. Die jüngsten Initiativen mit dem Ziel, 
entsprechende Normen zu konzipieren, werden im Folgenden beschrieben. 

Eine dieser Initiativen geht von der Internationalen Organisation für Normung 
(ISO) aus, die derzeit an einer zur Veröffentlichung vorgesehenen Umweltkommuni- 
kationsnorm, der ISO 14063, arbeitet, die im Rahmen der ISO-Normenreihe 14000 
veröffentlicht werden soll. Die Verfasser dieser ISO-Norm erkennen an, dass 

• es für die Übermittlung von Umweltinformationen viele Möglichkeiten gibt; 

• es für die Entscheidung einer Organisation, Umweltinformationen zu kommu- 
nizieren, viele Gründe gibt; 

• zum Thema Umweltkommunikation weltweit wichtige Arbeiten durchgeführt 
werden; 

• KMU und Unternehmen in Entwicklungsländern unterstützt werden müssen, 
um zu lernen, wie Umweltkommunikationsprogramme konzipiert werden. 

Der Entwurf der ISO-Norm Umweltkommunikation stellt einen Versuch dar, diese 
Fragen zu lösen. Er schreibt nicht vor, wie eine Organisation ihre Umweltinforma- 
tionen zu übermitteln hat, sondern bietet Orientierungshilfen darüber, welche Aspekte 
bei der Aufstellung eines Umweltkommunikationsprogramms berücksichtigt werden 
sollten, und nennt Informationsquellen bezüglich der Frage, wie die einzelnen Gesichts- 
punkte von anderen Gremien behandelt werden. 

Im März 2003 gab das britische Institute of Social and Ethical Accounting 
(AccountAbility) den AA1000 Assurance Standard heraus, der Leitsätze für die Verifi- 
zierung von publizierten Geschäftsberichten enthält, insbesondere (aber nicht aus- 
schließlich) in Bezug auf die Umwelt- und Nachhaltigkeitsberichterstattung. Die 
Norm zielt darauf ab, die Glaubwürdigkeit der von den Unternehmen veröffentlichten 
Informationen zu verbessern. 

Die AA1000 wurde auf der Basis eines eingehenden Konsultationsprozesses mit 
den Stakeholdern erarbeitet und liefert einen Rahmen, der nicht nur für die Erstellung 
von Geschäftsberichten, sondern auch für die Umweltkommunikation ganz allgemein 
empfehlenswerte Praktiken vorgeben soll. Die Norm basiert auf einer Verpflichtung 
„auf den Grundsatz der Jnklusivität', d.h. der Verpflichtung einer Organisation, a) ihre 
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sozialen, ökologischen und ökonomischen Ergebnisse und Effekte wie auch die dies- 
bezüglichen Ansichten ihrer Stakeholder zu identifizieren und zu verstehen; b) bei 
Unternehmenspolitik und -praktiken die Erwartungen und Bedürfnisse der Stakeholder 
zu berücksichtigen und eine angemessene Reaktion (sei sie negativ oder positiv) zu 
zeigen; c) den Stakeholdern über ihre EntScheidungsprozesse und Effekte Rechen- 
schaft abzulegen" ( Account Ability, 2003). 

Dieser übergeordneten „Rechenschaftspflicht" kann das Unternehmen nach- 
kommen, indem es drei grundsätzliche Voraussetzungen erfüllt: 

• Wesentlichkeit. Bereitstellung sämtlicher Informationen, die die Stakeholder 
benötigen, um in Kenntnis der Sachlage urteilen, entscheiden und handeln zu 
können. 

• Vollständigkeit. Bereitstellung von Informationen über sämtliche Aktivitäten, 
Erzeugnisse, Dienstleistungen, Produktionsstätten und Tochterunternehmen, die 
der Leitung und der rechtlichen Verantwortung der Organisation unterstehen. 

• Bürgernähe. Die Bereitschaft der Organisation, mittels Kommunikation auf 
die Anliegen der Stakeholder, auf Maßnahmen und einschlägige Normen ein- 
zugehen. 

lnformationsverbreitungsstrategien 

Umwelt- und Nachhaltigkeitsberichter stattung 

Umweltinformationen werden der Öffentlichkeit von den Unternehmen in erster 
Linie durch Geschäftsberichte vermittelt. In diesen Berichten werden häufig Themen 
wie Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsfragen erörtert, und sie werden jährlich 
veröffentlicht. Diese Art von Informationen kann zwar auch Bestandteil der Jahres- 
berichte der Unternehmen sein, doch hat sich mittlerweile mehr und mehr eine sepa- 
rate Umweltberichterstattung durchgesetzt. Die Berichte sind im Allgemeinen auf den 
Websites der Unternehmen sowie in gedruckter Fassung verfügbar. Sie geben Ein- 
blick in die Umweltpolitik der Unternehmen sowie in die entsprechenden Programme 
und Ergebnisse. Da es jedoch keine allgemein anerkannten Normen gibt, werden Um- 
fang und Inhalt der Umweltberichte lediglich von den Unternehmen selbst bestimmt, 
was zu Problemen in Zusammenhang mit der Glaubwürdigkeit und Vergleichbarkeit 
dieser Berichte führen kann. 

Die 1997 von der in den Vereinigten Staaten ansässigen Coalition for Environ- 
mentally Responsible Economies (CERES) und vom Umweltprogramm der Verein- 
ten Nationen (UNEP) ins Leben gerufene Global Reporting Initiative (GRI) hat die 
Aufgabe, „weltweit anwendbare Richtlinien für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
(Sustainability Reporting Guidelines) zu entwickeln und zu verbreiten" 
(www.globalreporting.org). Bei der Verfolgung dieses Ziels verwendet die GRI ein 
Multi-Stakeholderverfahren unter Beteiligung von Vertretern aus Wirtschaft und 
Rechnungswesen, von Investoren sowie Umwelt-, Menschenrechts-, Forschungs- und 
Arbeitnehmerorganisationen. Das ursprüngliche Ziel der GRI bestand darin, eine 

UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 - 51 



Vorlage für die Umweltberichterstattung zu entwickeln, sie verfolgt aber inzwischen 
einen dreidimensionalen Ansatz (triple bottom line), der auch die Berichterstattung 
über soziale und ökonomische Aspekte umfasst. Zusätzlich zu ihren Aktivitäten im 
Bereich der Kommunikation und Nachhaltigkeitsberichter stattung bietet die GRI 
„technische Protokolle" (z.B. Protokolle zu Themen wie Kinderarbeit, Energie etc.) 
sowie sektorspezifische Ergänzungen (z.B. Automobilindustrie, Reiseveranstalter, 
Telekommunikation) an. 

Die GRI-Richtlinien stellen einen Berichterstattungsrahmen dar, der sowohl 
übergeordnete Berichterstattungsgrundsätze als auch spezifische inhaltliche Anforde- 
rungen umfasst, die Unternehmen und anderen Organisationen Orientierungshilfen 
für die Erstellung von zur Veröffentlichung bestimmten Nachhaltigkeitsberichten 
bieten. Die Grundprinzipien der GRI sind „Transparenz und Inklusivität"; sie bilden 
das Fundament für Entscheidungen über die Art von Informationen, die in den 
Berichten enthalten sein müssen, sowie über deren Qualität und Zugänglichkeit. Der 
GRI zufolge sollten sich Entscheidungen über die in die Berichte einfließenden 
Informationen an den Grundsätzen „Vollständigkeit, Relevanz und Nachhaltigkeits- 
kontext" orientieren. Qualitätsbezogene Entscheidungen sollten von den Grundsätzen 
„Genauigkeit, Neutralität und Vergleichbarkeit" und Entscheidungen im Hinblick 
auf die Zugänglichkeit von den Grundsätzen „Klarheit und Aktualität" geleitet sein. 
Alle drei Entscheidungskombinationen sollten grundsätzlich die Voraussetzung der 
„Auditierbarkeit" (d.h. der Verifizierbarkeit durch Dritte) erfüllen. 

Ein GRI-konformer Bericht umfasst fünf Schlüsselkomponenten: 

1. Vision und Strategie. Beschreibung der Strategie der berichterstattenden Organi- 
sation im Hinblick auf die Nachhaltigkeit, einschließlich einer Erklärung des 
Chief Executive Officer (CEO); 

2. Profil. Überblick über Organisationsstruktur und Tätigkeit der berichterstat- 
tenden Organisation sowie den Geltungsbereich des Berichts; 

3. Governance-Struktur und Managementsysteme . Beschreibung der Organisa- 
tionsstruktur, der entsprechenden Maßnahmen und Managementsysteme, ein- 
schließlich der Anstrengungen zur Einbeziehung der Stakeholder; 

4. GRI-Inhaltsindex. Eine Tabelle, die angibt, wo die gemäß den GRI- 
Richtlinien erforderlichen Informationen in dem Bericht aufzufinden sind; 

5. Leistungsindikatoren. Messgrößen der von der berichterstattenden Organisa- 
tion verursachten Effekte, unterteilt in integrierte, ökonomische, ökologische 
und soziale Leistungsindikatoren. 

Direkte Beantwortung von Informationsanfragen der Stakeholder 

Anstelle (bisweilen auch zusätzlich zu) der regelmäßigen Vorlage detaillierter 
Geschäftsberichte auf gesamtbetrieblicher Ebene steht den Unternehmen auch die 
Möglichkeit offen, direkt auf Informationsanfragen der Stakeholder einzugehen. 
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Hierfür bieten sich viele Wege. Einige Unternehmen antworten auf Ad-hoc-Basis, 
andere dagegen haben permanente Kommunikationsmechanismen geschaffen . Andere 
sind auf der Ebene der Gemeinden Partnerschaften eingegangen, wie z.B. Good 
Neighbour Agreements zur Reduzierung der Umweltbelastungen im US-Bundesstaat 
Massachusetts. Solche Konzepte in Bezug auf die Umweltleistung von Unternehmen 
sind auch in Japan sehr verbreitet. 

Die Einführung von Verfahren zum bilateralen Informationsaustausch könnte 
sowohl billiger und einfacher für die Unternehmen als auch zufriedenstellender für 
bestimmte Stakeholder sein. Zum Beispiel dürfte sich die örtliche Bevölkerung mehr 
für die standortspezifischen Emissionen der in ihrer Nachbarschaft gelegenen 
Produktionsstätten eines Unternehmens als für dessen weltweite Umweltergebnisse 
insgesamt interessieren. Die politischen Entscheidungsträger auf nationaler und inter- 
nationaler Ebene geben Unternehmen wenig Orientierungshilfen bezüglich der Frage, 
wie sie auf Informationsanfragen reagieren sollen, so dass die Formulierung einer 
eigenen Informationspolitik durch die Unternehmen in dieser Hinsicht von großer 
Bedeutung ist . 

Umweltkennzeichnung 

Ein weiteres Umweltkommunikationskonzept ist die Kennzeichnung von Erzeug- 
nissen durch die Angabe ihrer Umwelteigenschaften, so dass dem Verbraucher direkte 
Informationen gegeben werden. Die Umweltkennzeichnung (Öko-Labelling) ermög- 
licht es den Unternehmen, dem Verbraucher ihr Umweltengagement direkt zu kommu- 
nizieren 10 . Die Umweltkennzeichnung könnte zudem den Bemühungen um ständige 
Verbesserung, u.a. im Bereich von Forschung und Entwicklung, förderlich sein. Wie alle 
Instrumente zur Information der Öffentlichkeit müssen auch Umweltkennzeichnungs- 
programme glaubwürdig sein. Dies hat zwei unmittelbare Konsequenzen. Einerseits 
müssen Umweltkennzeichen auf aussagefähigen und wissenschaftlich fundierten Krite- 
rien basieren. Andererseits müssen Unternehmen irreführende Aussagen vermeiden, 
die das Vertrauen der Verbraucher untergraben. Um Vertrauen zu schaffen, müssen 
die für die Zertifizierung zu erfüllenden Umweltanforderungen anspruchsvoll und die 
Verifizierung und Beobachtung verlässlich und systematisch sein. 

Im Rahmen von Umweltkennzeichnungsprogrammen werden die von einem Pro- 
dukt oder einer Dienstleistung zu erfüllenden Umweltleistungskriterien festgelegt, 
und es wird ein Logo vergeben, das auf dem gesamten Verkaufsförderungsmaterial 
für ein Erzeugnis angebracht werden kann. Diese Programme geben zudem Rahmen- 
bedingungen und eine Verfahrensweise für die Überwachung vor. Das Ziel besteht 
darin, die Verbraucher über die Umwelteigenschaften zu informieren und sie so zu 



8. Ein Beispiel hierfür sind die Community Advisory Panels von Intel, www.intel.com. 

9. Der Schwerpunkt des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Berichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus- 
Konvention) liegt auf der Verpflichtung staatlicher Behörden, obwohl in einigen Fällen auch Versor- 
gungseinrichtungen und privatwirtschaftliche Einrichtungen betroffen sind. 

10. Im Rahmen dieses Berichts sind die Begriffe „Öko-Labelling" und „Umweltkennzeichnung" austauschbar. 

UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 - 53 



einer ökologischen Kaufentscheidung zu bewegen. Umweltzeichen schärfen das 
Umweltbewusstsein des Verbrauchers und ermöglichen ihm zugleich eine objektive 
Beurteilung der Umweltleistung, zudem können sie einen Beitrag zu Bemühungen 
um eine transparentere Lieferkette leisten. 

Mehrere der heutigen Umweltkennzeichnungsprogramme werden von staatlicher 
Seite durchgeführt 11 . Einige sind verbindlich (z.B. das amerikanische Fuel Economy 
Information Programme für Pkw), andere freiwillig (z.B. Kennzeichnungsprogramme 
für Agrarerzeugnisse aus ökologischem Anbau in den Vereinigten Staaten, Japan und 
der EU). 

Die Normenreihe ISO 14020 beschreibt eine Reihe von Ansätzen für freiwillige 
Umweltkennzeichnungen und -deklarationen, u.a. selbstdeklarierte Umweltansprüche, 
Öko-Label (Gütesiegel) und quantifizierte Umweltinformationen über Produkte und 
Dienstleistungen. Von ISO wurden in diesem Kontext drei Kennzeichnungstypen 
festgelegt 12 . 

Typ I ist ein durch Dritte überprüftes freiwilliges, an mehreren Kriterien orien- 
tiertes Kennzeichnungsprogramm. Dabei wird eine Lizenz erteilt, die für Produkte die 
Verwendung von Umweltzeichen genehmigt, aus denen hervorgeht, dass ein Produkt 
innerhalb einer bestimmten Produktkategorie auf der Basis von Sachbilanzerwägun- 
gen insgesamt umweltverträglich ist. Im Rahmen dieser Programme erhalten die Her- 
steller die Genehmigung, ein Zeichen (das einem unabhängigen Gremium gehört) auf 
ihre Erzeugnisse aufzubringen, um nachzuweisen, dass diese Erzeugnisse aus ökolo- 
gischer Sicht gesehen anderen vorzuziehen sind 13 . 

Typ II gilt für nicht durch unabhängige Dritte zertifizierte Umweltaussagen, die 
Hersteller, Importeure, Vertriebs- und Einzelhandelsunternehmen oder andere aus 
dieser Art von Aussage Nutzen ziehende Stellen verwenden. Diese Norm findet 
weltweit Anwendung, und viele Länder haben sie als nationale Norm übernommen 14 . 

Für den Typ III gibt es derzeit keine ISO-Norm. Bei dieser Art der Kennzeich- 
nung werden Elemente und Fragen identifiziert, die bei der Abgabe von quantifizierten 
Produktinformationen auf der Basis von Lebenszyklusdaten zu berücksichtigen sind. 



11. Von der ISO, die nur mit von der privaten Wirtschaft verwalteten Kennzeichnungssystemen befasst ist, 
werden „Umweltkennzeichen" als solche bezeichnet, die der Definition ihres Typs I entsprechen. Im 
Rahmen dieses Berichts bezieht sich der Begriff „Umweltkennzeichnung" jedoch - soweit nicht anders 
angegeben - sowohl auf privatwirtschaftliche als auch auf staatliche Kennzeichnungssysteme. Von der 
Beschreibung der Öko-Label in diesem Abschnitt bleiben die im Rahmen staatlicher Programme einzuhal- 
tenden WTO-Regeln unberührt. 

12. Die folgende Beschreibung dieser drei Kennzeichnungstypen basiert auf einer Vorlage der ISO für die 
WTO (WTO, 2002). 

13. Die für Umweltkennzeichnungsprogramme des Typs I - meist als Öko-Labelling-Programme bezeichnet 
- vereinbarte Definition ist in ISO 14024 (1999) enthalten, die die Grundsätze und Verfahren für die von 
Dritten durchgeführten Umweltkennzeichnungs-Zertifizierungsprogramme festlegt. Diese internationale 
Norm legt auch die Zertifizierungsverfahren für die Vergabe des Gütezeichens fest. 

14. Die Definition der Kennzeichen des Typs II ist in der Norm ISO 14021 (1999) enthalten, die Leitlinien für 
die Terminologie, Symbole und Prüfung sowie Verifizierung der Umwelteigenschaften von Erzeugnissen 
und Dienstleistungen vorgibt. 
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Fallstudie: Informationsüberprüfung durch Dritte 

Die Mitsubishi Corporation ist ein stark diversifiziertes japanisches Handels- 
und Kapitalanlageunternehmen, das in sechs Geschäfts gruppen aufgegliedert ist: 
Neue Geschäftsinitiativen (New Business Initiatives), Brennstoffe, Metalle, 
Maschinen, Chemikalien und „Living Essentials". Das Unternehmen richtete 
1990 eine globale Umweltabteilung ein, mit besonderem Schwergewicht auf 
Wäldern und forstwirtschaftlichen Produkten. 1996 führte Mitsubishi eine Um- 
weltcharta mit Unternehmens weit geltenden Aktionsleitlinien ein, die 1998 in der 
Zertifizierung nach ISO 14001 resultierte. 2001 veröffentlichte Mitsubishi seinen 
ersten Umweltbericht, und dann 2002 auch einen Nachhaltigkeitsbericht. 

Im November 2002 gab Mitsubishi seine Absicht bekannt, für alle Aktivitäten 
im Geschäftsbereich forstwirtschaftliche Erzeugnisse vom Forest Stewardship 
Council (FSC) eine Zertifizierung guter Praxis durch Dritte durchführen zu 
lassen. Der FSC ist eine internationale Organisation ohne Erwerbscharakter mit 
zahlreichen an der Forstbewirtschaftung interessierten Stakeholdern: Umwelt- 
organisationen und gesellschaftliche Gruppen, Holzhandel und Angehörige forst- 
wirtschaftlicher Berufe, Organisationen der indigenen Bevölkerung, forstwirt- 
schaftliche Gruppen auf Gemeindeebene und weltweit für die Zertifizierung 
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse zuständige Organisationen. Der FSC wurde 
1993 gegründet und steht all jenen zur Mitgliedschaft offen, die das Ziel unter- 
stützen, eine als „umweltfreundlich, sozialverträglich und ökonomisch tragfähig" 
definierte nachhaltige Forstwirtschaft zu fördern. 

Der FSC hat ein internationales Kennzeichnung s System für forstwirtschaft- 
liche Produkte entwickelt. Für die Verwendung des FSC-Logos ist eine von einer 
unabhängigen Stelle durchgeführte Zertifizierung erforderlich, der zufolge die 
betreffenden forstwirtschaftlichen Erzeugnisse aus Wäldern stammen, die den 
strengen FSC-Grundsätzen und -Kriterien forstwirtschaftlicher Produktverant- 
wortung genügen. Zu diesen Kriterien gehören u.a. Umweltkriterien, wie z.B. 
Beschränkungen im Hinblick auf den Einsatz von Chemikalien, sowie soziale 
Kriterien, darunter das Verbot des Erwerbs illegal geschlagenen Holzes. Der FSC 
akkreditiert die Zertifizierung s stellen auf der Basis einer Evaluierung ihrer Kom- 
petenz als Zertifizierer, die Einhaltung der FSC-Grundsätze und -Kriterien in der 
forstwirtschaftlichen Praxis zu beurteilen. 

Vor der Ankündigung seiner neuen Unternehmens weiten Politik hatte Mitsubishi 
bereits vom FSC die Zertifizierung seines Holzflusses (chain of custody) sowie 
Forstbewirtschaftungsnachweise für den Unternehmensbereich Holzspäne und 
Holzanbau in Chile und für die Unternehmensbereiche Papier sowie Holzspäne 
und Aufforstung in Tokio erhalten. Eine der neuen Initiativen ist die Zertifizie- 
rung der forstwirtschaftlichen Aktivitäten von Mitsubishi in Kanada. 

Quelle: Mitsubishi, www.mitsubishi.com. 
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Konsultation mit Stakeholdern 



Eine effektive Konsultation mit den Stakeholdern setzt voraus, dass die Unter- 
nehmensleitungen Informationen nicht nur verbreiten und erhalten, sondern auch 
bereit sind, auf die erhaltenen Informationen zu reagieren. Die entscheidende Frage 
lautet: „Wer sind die Stakeholder?" Nach einer klassischen eng gefassten Definition 
handelt es sich bei Stakeholdern um diejenigen, die aus den Unternehmensaktivitäten 
resultierende Risiken tragen (sie werden zuweilen auch als „freiwillige Stakeholder" 
bezeichnet). Einer neueren und weiter gefassten Definition zufolge sind Stakeholder alle 
diejenigen, die „auf das Verhalten, die Orientierung, das Verfahren oder das Ergebnis 
eines Unternehmens Einfluss nehmen können". Einfach ausgedrückt sind die 
Stakeholder somit diejenigen, „die auf das Unternehmen einwirken bzw. auf die sich 
die Aktivitäten des Unternehmens auswirken". Beide Definitionen verschmelzen im 
Allgemeinen miteinander, wenn sich das Engagement auf die Umwelt bezieht, da viele 
Umwelteffekte (z.B. die Klimaänderung) weite Teile der Bevölkerung Risiken aus- 
setzen. 

Es gibt für die Unternehmen viele Möglichkeiten, die Stakeholder zu konsultieren 
und einzubeziehen. Diese lassen sich generell in zwei Strategien untergliedern: solche, 
bei denen sich die Unternehmen darauf beschränken, Inputs von den Stakeholdern zu 
fordern, und solche, die einen fortlaufenden interaktiven Prozess beinhalten. Zur ers- 
ten Kategorie gehören einige der von den Unternehmen besonders häufig angewandten 
Verfahren, wie die Durchführung von Umfragen und das Feedback mit Hilfe von Fokus - 
gruppen. Interaktive Prozesse können beispielsweise die Teilnahme an Workshops, 
Seminaren und Konferenzen, die Mitwirkung in bereits bestehenden Multi-Stakeholder- 
Organisationen oder Dialoggruppen sowie formelle Partnerschaften, u.a. mit Vertretern 
der Zivilgesellschaft, der Arbeitnehmerorganisationen oder der Regierung sein. In 
Kapitel 8 dieses Berichts werden die Mechanismen für den Konsultationsprozess 
zwischen den Regierungen und den Unternehmen sowie anderen Stakeholdern im 
Detail beschrieben. 

Wann ist die „Qualität" des Stakeholder -Engagements gewährleistet? 

Die meisten Unternehmen, die sich in Konsultationen mit Stakeholdern befinden, 
stimmen offenbar darin überein, dass es für einen erfolgreichen Prozess klar umrisse- 
ner Ziele und eines sorgfältigen integrativen Verfahrens für die Auswahl der Teil- 
nehmer bedarf. Der Dialog mit den Stakeholdern muss aktiv sein. Eine Möglichkeit, 
wie die Unternehmen die Stakeholder konsultieren und einbeziehen können, lässt sich 
durch drei „Evaluierungskreisläufe" darstellen (Abb. 2). 

Im Mittelpunkt des Beurteilungs Verfahrens stehen die wichtigsten Werte des 
Unternehmens. In Kreislauf 1 werden diese Werte mittels Konsultation mit einem 
breiten Spektrum von Stakeholdern ermittelt. In Kreislauf 2 kann das Unternehmen 
seine wichtigsten Werte zugleich denen seiner Stakeholder gegenüberstellen, um 
Diskrepanzen zu erkennen. Kreislauf 3 beinhaltet Maßnahmen zur Beeinflussung der 
Evaluierung der Stakeholder-Leistung im Vergleich zu den wichtigsten Werten. 
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Abbildung 2 Organisation eines Stakeholder-Konsultationsverfahrens 
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Quelle: Welford, Young und Ytterhus (1998). 



Bemühungen um die Erarbeitung gemeinsam vereinbarter Normen für die Ein- 
beziehung von Stakeholdern sind erst im Anfangsstadium - mehr noch als dies bei 
der Informationspolitik der Fall ist. Die weiter oben erörterte Qualitätsnorm AA1000 
definiert eine „gute" Stakeholder-Einbeziehung durch dasselbe Prinzip, durch das sie 
gute Kommunikation definiert, nämlich „Inklusivität", d.h. Berücksichtigung der An- 
sichten und Bedürfnisse aller Stakeholder- Gruppen in allen Phasen des Prozesses. Die 
Ansichten der Stakeholder erfährt das Unternehmen im Rahmen eines Prozesses der Ein- 
beziehung, der es ihnen ermöglicht, uneingeschränkt ihre Meinung zu äußern. Das 
Prinzip der „Inklusivität" erfordert die Berücksichtigung von Stakeholdern, die keine 
Stimme haben, darunter künftige Generationen und die Umwelt (AccountAbility, 2003). 

Die AA1000 beinhaltet Leitsätze für die Einbeziehung der Stakeholder, in denen 
die entsprechenden Ziele im Kontext der AA1000 definiert und eine Reihe von 
Methoden zur Einbeziehung der Stakeholder beschrieben werden. Sie bieten ferner 
Techniken und Ratschläge zur Förderung empfehlenswerter Praxis im Hinblick auf 
die weiter oben definierten Methoden. AccountAbility arbeitet zudem an speziellen 
Modulen mit detaillierteren Standards, auch im Bereich der Einbeziehung von Stake- 
holdern. Zurzeit ist jedoch über die Akzeptanz, die diese letzten Endes bei den Unter- 
nehmen finden werden, nur wenig bekannt. 
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Fallstudie: Einbeziehung der Stakeholder in Entscheidungen über 

„ethische Investitionen" 

Die im Vereinigten Königreich ansässige Co-operative Bank bietet eine breite 
Palette von Finanzdienstleistungen für Privatkunden und Unternehmen. Das 
Logo der Bank signalisiert, dass die Bank „kundenorientiert und nach ethischen 
Grundsätzen tätig ist". 

1997 kündigte die Co-operative Bank einen „Partnerschaftsansatz" im Hin- 
blick auf ihre Kerngeschäftsstrategie an, der auf dem ethischen Grundsatz basiert, 
den Stakeholdern zu dienen und sie einzubeziehen. Im Rahmen dieses Konzepts 
verpflichtet sich die Bank, den Interessen aller sieben an ihren Aktivitäten betei- 
ligten Partner zu dienen, d.h. Aktionären, Kunden, Mitarbeitern, Lieferanten, 
Kommunen, der nationalen und internationalen Gesellschaft sowie „bisherigen 
und künftigen Generationen von Kooperationspartnern". 

Die Investitionsentscheidungen der Bank werden durch eine ethische Ausrich- 
tung der Unternehmenspolitik bestimmt, in deren Rahmen die Kriterien im Hin- 
blick darauf festgelegt werden, wo die Bank tätig sein wird und wo nicht, wobei 
diese Kriterien im Lichte des laufenden Dialogs mit den Kunden und anderen 
Stakeholdern ständigen Veränderungen unterliegen. Stakeholder-Partner Schäften 
haben die Produktpalette der Bank ebenfalls beeinflusst. Ende 2001 lancierte sie 
in Partnerschaft mit Climate Care ein „Öko-Hypothekarkredit"-Projekt 15 . Ziel 
dieses Programms ist es, die durch den Energieverbrauch der mit Krediten der 
Bank finanzierten Wohnimmobilien anfallenden C0 2 -Emissionen auszugleichen. 
Für jede von der Bank vergebene Hypothek zahlt diese einen Betrag für die 
Anpflanzung von Bäumen in Uganda, die einem C0 2 - Ausgleich von 1,45 t pro 
Jahr entsprechen. Die Bank erstellt für ihre Hypothekarkreditkunden zudem einen 
kostenlosen Energiebericht, mit dem die Energieeffizienz ihrer Wohnimmobilie 
evaluiert wird, und bietet auch Energiesparberatungen an. Das Projekt wird vom 
Lenkungsausschuss von Climate Care betreut. 

Die Bank gibt einen jährlichen Partnerschaftsbericht heraus, der extern verifi- 
ziert wird und der Rechnungslegungsnorm AA1000 entspricht. Zusammen- 
fassungen des Berichts werden den Kunden und den Mitarbeitern zugesandt. 
Der Bericht 2001 erhielt im Vereinigten Königreich den so genannten Social 
Reporting Award und zugleich die UK Environmental Reporting Awards. 

Den Untersuchungen der Bank zufolge sind „ethisch motivierte Kunden" (d.h. 
diejenigen, die sich für ethisch-ökologische Produkte interessieren) mit größerer 
Wahrscheinlichkeit bereit, mehr als eine Finanzdienstleistung in Anspruch zu 

(Fortsetzung nächste Seite) 



15. Climate Care ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, deren Ziel darin besteht, Einzelpersonen und 
Organisationen zu helfen, die von ihnen ausgehenden Effekte in Bezug auf die globale Erwärmung zu 
mindern, www.co2.org. 
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nehmen und die Bank zu empfehlen, und sind auch eher mit den erhaltenen 
Leistungen zufrieden. Insgesamt schätzte die Bank, dass durch ihre ethisch und 
ökologisch ausgerichteten Strategien im Jahr 2001 jeder dritte neue Kunde ange- 
zogen wurde, was mit etwa 20% zu ihrem Ertrag beitrug. Ein weiterer positiver 
Effekt ist offenbar das Betriebsklima. Die Bank fand sich 2001 das zweite Jahr in 
Folge auf der Liste der 100 besten Arbeitgeber im Vereinigten Königreich, die 
auf der Basis von Mitarbeiterbefragungen von der Sunday Times zusammen- 
gestellt wird. Die Stellenfluktuation liegt weit unter dem Branchendurchschnitt. 

Quelle: Business in the Community, www.bsdglobal.com. 



Partnerschaften 

Die Unternehmen haben Stakeholder konsultiert und ihre Interessen durch die 
Bildung von Partnerschaften mit der Zivilgesellschaft und staatlichen Stellen berück- 
sichtigt. In der Vergangenheit waren die Unternehmen, die mit NRO und anderen 
zivilgesellschaftlichen Gruppen Partnerschaften eingingen, in erster Linie Sponsoren. 
Im vergangenen Jahrzehnt entstand eine neue Form „strategischer Partnerschaften", 
die interne Kerngeschäfte des Unternehmens einbezieht. 

Umweltpartnerschaften, die Unternehmen, die Zivilgesellschaft und staatliche 
Stellen einbeziehen, zielen darauf ab, ein punktuelles bzw. seit längerem bestehendes 
lokales, nationales oder weltweites Umweltproblem zu lösen. Einige Unternehmen 
sind in einer Vielzahl von Partnerschaften aktiv, die Probleme auf allen Ebenen zu 
beheben suchen. Die Partner können kleine, lokale, auf Gemeindeebene basierende 
NRO oder andere Gruppen sein, oder aber große, weltweite UmWeltorganisationen - 
oder auch beides zugleich, je nach dem Problem, das es im Einzelnen zu lösen gilt. 

Der Erfolg und die empfundene Qualität der NRO-Partnerschaften ist von Fall zu 
Fall sehr unterschiedlich. Ein konzeptueller Rahmen für die Analyse der Erfolgsfaktoren 
von Partnerschaften zwischen NRO und Unternehmen, der auf der Untersuchung von 
25 Partnerschaften dieser Art basiert, ist in Tabelle 1 dargestellt (Rahman et al., 2003). 
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Tabelle 1 Bestimmungsfaktoren des Erfolgs von Umweltpartnerschaften 



Erfolgsfaktoren 


Phasen des Partnerschafts-Lebenszyklus 


Anknüpfung 


Umsetzung 


Beendigung 


Menschen 


Einbeziehung aller 
wichtigen Stakeholder 


Achtung der Bedürfnisse 
und Interessen der 
Partner 


Teilhabe an Erfolg und 
Anerkennung 


Ziele 


Definition einer 
bestandsfähigen, 
motivierenden Vision 


Auf Lernprozessen und 
neuer Wissenschaft 
basierendes Verantwor- 
tungsbewusstsein 


Die Ergebnisse anhand 
einer Gegenüber- 
stellung der Ziele und 
Alternativen beurteilen 


Kapazitäts- 
aufbau 


Investition in die für 
den langfristigen Erfolg 
erforderlichen 
Beziehungen 


Transformation von 
Kenntnissen in 
Erfolgssignale 


Fortschreibung der 
Erfolge durch 
Institutionalisierung 



Quelle: Long und Arnold (1994). 
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3. OKOBILANZ 



Kapitel V, Punkt 3 

[Die Unternehmen sollten] 

die absehbaren Folgen, die Verfahren, Güter und Dienstleistungen 
des Unternehmens über deren gesamten Lebenszyklus hinweg für 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit haben können, abschätzen 
und beim Entscheidungsprozess berücksichtigen. Wenn die in 
Erwägung gezogenen Aktivitäten Umwelt, Gesundheit oder Sicher- 
heit beträchtlich in Mitleidenschaft zu ziehen drohen und der 
Entscheidung der jeweils zuständigen Behörde unterliegen, sollte 
eine zweckdienliche Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 
werden. 



Die Ökobilanz ist ein Instrument zur systematischen Evaluierung der Umwelt- 
aspekte eines Produkts oder einer Dienstleistung über den gesamten Lebenszyklus 
(UNEP, 1996). Der Lebenszyklus eines Produkts beginnt mit der Rohstoffgewinnung, 
gefolgt von der Herstellung, dem Transport und seiner Nutzung bis hin zur Abfall- 
behandlung einschließlich Recycling und Entsorgung. Auf jeder Stufe des Lebens- 
zyklus kommt es zu Emissionen und Ressourcenverbrauch. Diese Ökobilanzierung 
beginnt mit dem Lebenszyklusdenken - der Erkenntnis, dass die Umwelteffekte von 
Produkten und Dienstleistungen über den gesamten Lebenszyklus beurteilt werden 
müssen (Abb. 3). 

Die Instrumente der Ökobilanzierung wurden in den letzten zwanzig Jahren 
erheblich weiterentwickelt. ISO hat allgemeine Normen erarbeitet, und das UNEP hat 
die Führungsrolle bei einer Initiative zur Konzipierung ganz spezifischer Methoden 
übernommen. Einzelne Unternehmen haben diese Instrumente - meist im Rahmen 
von Partnerschaften mit Hochschulen oder staatlichen Stellen - eingesetzt (oder eigene 
Instrumente geschaffen), um auf der Basis der „umweltgerechten Entwicklung" neue 
Produkte und Dienstleistungen zu kreieren. Immer mehr Unternehmen greifen auf 
Ökobilanzierung sinstrumente zurück, um ihre Umweltleistung zu verbessern. 

Herausforderungen und Chancen 

Die Ökobilanzierung hat in den letzten dreißig Jahren das Interesse von Hoch- 
schulen, Beratern und anderen Fachleuten sowie der Regierungen auf sich gezogen. 
Bereits 1969 finanzierte Coca Cola eine Studie, in der der mit verschiedenen Typen 
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von Getränkebehältern verbundene Ressourcenverbrauch und die entsprechenden 
Umweltemissionen verglichen wurden (EEA, 1999). In den siebziger und achtziger 
Jahren rückte der Energieverbrauch in den Mittelpunkt der Ökobilanzierung. In den 
neunziger Jahren begann angesichts der Besorgnis über eine ganze Reihe von Effekten 
auf die Naturressourcen das Interesse an der Ökobilanzierung als Umweltmanagement- 
und Kommunikationsinstrument immer stärker zu werden. 

Durch die Einbeziehung der vor und nach der Produktentstehung ausgelösten 
inner- und außerbetrieblichen Effekte der Produkte und der Fertigungsprozesse 
fördert die Ökobilanzierung einen holistischen Umweltmanagementansatz auf Seiten 
des Staats wie auch seitens der Wirtschaft. Die Analyse im Rahmen der Ökobilanzie- 
rung gibt zudem Aufschluss über die Möglichkeiten - und die Notwendigkeiten - 
einer Verbesserung der Umweltleistung, die bei Anwendung anderer Instrumente, wie 
z.B. allein die Wertschöpfungskette betreffenden Evaluierungen, unerkannt bleiben. 
Trotz der Einfachheit des Konzepts kann sich die Methodik als kompliziert erweisen. 
Es sind im Zuge einer Ökobilanz-Studie viele Entscheidungen zu treffen, u.a. auch 
über die Frage, welche Umweltparameter zu berücksichtigen und nach welchen 
Kriterien sie miteinander zu vergleichen sind. Das Fehlen eines standardisierten 
Ansatzes für die Ökobilanzierung, auch auf Branchenebene, dürfte die Nutzung die- 
ses Instruments durch die Wirtschaft gebremst und dazu geführt haben, dass dieses 
Konzept der Allgemeinheit weniger vertraut ist. 



Abbildung 3 Komponenten des Lebenszyklusdenkens 
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Quelle: UNEP, Department of Trade, Industry and Economics, Production and Consumption Branch, 
www.unep.org. 
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Fallstudie: Nutzung der Ökobilanz zur Reduzierung 
der Umweltwirkungen 

Das Unternehmen 3M lancierte eine formelle Ökobilanz-Initiative mit einer 
breiten Produktpalette, die als Life Cycle Management System (LCM) bezeichnet 
wird. Das Unternehmen hat eine breite Produktpalette, die von Bildschirmen und 
graphischen Erzeugnissen über Elektronik und Telekommunikation, Medizin und 
Gesundheit bis hin zu Industrieerzeugnissen reicht. 3M wählte einen qualitativen 
Ansatz für die Ökobilanzierung: Das Instrument wurde für die Identifizierung von 
Risiken und Möglichkeiten, vor allem während der Nutzungs-/Entsorgungsphase 
des Produktlebenszyklus, konzipiert. 

Für die Umsetzung dieses Instruments entwickelte 3M einen so genannten 
„LCM-Screen", der es dem Management ermöglicht, während der einzelnen 
Stadien des Produktlebenszyklus die Möglichkeiten und Risiken in Bezug auf 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit zu identifizieren. Das Unternehmen nimmt 
somit keine Bewertung oder Klassifizierung der Produkte nach ihren Umwelt- 
wirkungen vor. 

Zu den jüngsten dank Ökobilanzierung realisierten Erfolgen gehört die 
Entwicklung neuer Filme, Etiketten und Klebebänder. So hat 3M z.B. einen neu- 
artigen Film entwickelt, der mit 80% weniger Lösungsmittel und mit weniger 
Abfall hergestellt wird. Schnittabfälle werden als Rohstoff wieder dem Fertigungs- 
prozess zugeführt. Außerdem hat 3M Europa in Zusammenarbeit mit Kunststoff- 
lieferanten und einem weltweit operierenden Unternehmen mit Sitz in Europa 
neue Aufkleber und Etiketten gestaltet, die die den Kunden entstehenden Kosten 
für Rohstoffe, Arbeitskräfteeinsatz und Entsorgung reduzieren. Kompatible 
Etiketten machen das Recycling von Kunststoff leichter und wirtschaftlicher. 
Den Geräteherstellern ist nunmehr das Recycling von Gerätegehäusen und die 
Erfüllung der Richtlinie der Europäischen Union über Elektro- und Elektronik- 
Altgeräte möglich. 

Das Ökobilanzierungsverfahren wurde von einem Produktverantwortungsteam 
des Unternehmens begleitet, das den einzelnen Abteilungen des Unternehmens 
half, sicherere und umweltverträglichere Produkte auf den Markt zu bringen. 
Jeder Geschäftsbereich setzte eine Verbindungsstelle „Produktverantwortung" ein, 
um die Produktteams bei der Anwendung des Ökobilanzierungsverfahrens zu 
unterstützen. Die Forschungszentren, die die Verfahren und Produkte entwickelten, 
tauschten die Ergebnisse auf elektronischem Wege sowie bei Besprechungen und 
Veranstaltungen mit den Technikexperten von 3M aus. Jede erfolgreiche Lösung 
wird betriebsintern an die Beschäftigten weitergegeben. 

Quelle: 3M, www.3m.com. 
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Ein weiterer Grund, warum die Okobilanzierung weniger häufig eingesetzt wird 
als möglich wäre, ist ein Problem, das sich gleich zu Beginn des Prozesses stellt: Wie 
weit sollten die Unternehmen bei der Erstellung der Ökobilanz gehen? Werden die 
Grenzen der Okobilanzierung nicht klar abgesteckt, kann sich die Liste der Umwelt- 
wirkungen exponentiell verlängern. Die Notwendigkeit, Grenzen zu ziehen, kann je- 
doch subjektiven Erwägungen unterliegen und somit zu Kritik Anlass geben. Letzten 
Endes muss jedes Unternehmen selbst entscheiden, wie umfangreich und detailliert 
die Ökobilanz sein soll. Das folgende Beispiel veranschaulicht, wie ein Unternehmen 
das Ökobilanzverfahren umsetzte, um Möglichkeiten zur Reduzierung der von seinen 
Erzeugnissen hervorgerufenen Umweltwirkungen zu identifizieren. 

Ein weiteres Hemmnis ist der hohe Datenbedarf der Ökobilanz - und der Mangel 
an entsprechenden Daten. Zum Beispiel wurde im Rahmen eines Berichts der VN- 
Arbeitsgruppe Environment Management Accounting festgestellt, dass der Okobilan- 
zierung s ans atz zur Ermittlung der Umweltkosten in dreifacher Hinsicht durch fehlende 
Daten beeinträchtigt wird (UNDSD, 2001): 

• Die von den Unternehmen gelieferten Daten beziehen sich in der Regel auf 
das jeweilige Gesamtunternehmen und nicht auf die einzelnen Unternehmens- 
standorte. An den verschiedenen Standorten wird mit den Produkten unter- 
schiedlich umgegangen, z.B. durch Outsourcing von Prozessen wie Transport 
und Lieferung, Reinigung und sanitäre Maßnahmen, und dies hat erheblichen 
Einfluss auf die Daten für Materialeinsatz und Emissionen. 

• Es existieren so gut wie keine auf Kundenaussagen basierenden Daten über 
die eigentliche Verwendung und Entsorgung von Produkten. 

• Es sind so gut wie keine Daten der Anbieter verfügbar, z.B. aus Gründen des 
Geschäftsgeheimnisses. (Wegen eines Beispiels von Lösungsansätzen zur 
Überwindung dieser Probleme, vgl. die nachstehende Fallstudie.) 



Fallstudie: Lösung des Problems der Vertraulichkeit von Informationen 

gegenüber Zulieferern 

Eastman Kodak hatte sich mit der Frage auseinander zu setzen, welche Art 
von Ökobilanz das Unternehmen für die Entwicklung von Digitalkameras wählen 
sollte. Scoringsy steme sehen im Allgemeinen die Ermittlung der Ökoeffizienz eines 
Materials oder eines Bauteils vor. Parallel zur Untersuchung der Umweltwirkungen 
der Digitalfotographie wurden von Kodak diese Scoringsysteme getestet. Zur 
Berechnung der Produkt-Ökoeffizienzindikatoren benötigte Kodak quantitative Infor- 
mationen über die Umweltwirkungen der Bauteile und Materialien der Lieferkette. 

Viele wichtige Bauteile kamen von Zulieferern. Anfangs kontaktierten die 
Umweltmanager von Kodak die Umweltverantwortlichen bei den Zulieferunter- 
nehmen, um die Ziele des „Produkt-Ökoeffizienzprojekts" zu erläutern und sie um 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

ihre Unterstützung zu bitten. Die für Umweltbelange zuständigen Verantwort- 
lichen der Zulieferer sahen zwar die Zweckmäßigkeit des Projekts, waren aber 
nicht imstande, die Weitergabe von Umweltinformationen an Kodak zu 
billigen, bzw. verfügten gar nicht über entsprechende Informationen. Wertvolle 
Zeit ging damit verloren, bei den Zulieferern die entsprechenden Entscheidungs- 
träger zu identifizieren. War es einmal gelungen, diese Entscheidungsträger zu 
finden, so hatten sie meist Bedenken, Einblick in Informationen zu geben, die sie 
als vertraulich oder als proprietär betrachteten. 

Aus diesem ersten missglückten Versuch zog das Unternehmen Lehren und 
verbesserte sein Verfahren der Sammlung von Informationen. Das Unternehmen 
ist nunmehr bestrebt, den Zeitaufwand für das Einholen von Informationen von 
den Bauteilzulieferern zu reduzieren, die Vertraulichkeit der Informationen zu 
wahren und gleichzeitig Anreize zu schaffen, um die Zulieferer zu einer koopera- 
tiven Haltung zu bewegen. Die Umweltmanager Kodaks kooperieren jetzt mit 
ihren Kollegen in anderen Unternehmensbereichen wie „Beschaffung" oder 
„Grundstoffe". Sie fordern sie auf, ihre Geschäftskontakte in den Zulieferunter- 
nehmen schriftlich um ihre Mitwirkung zu bitten. In dem betreffenden Schreiben 
wird im Einzelnen darauf hingewiesen, dass das Produkt-Ökoeffizienzprojekt für 
Kodak strategisch wichtig ist und die Mitwirkung der Zulieferer deren Interesse 
an einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit Kodak unter Beweis stellt. 

Zur Wahrung der Vertraulichkeit hat Kodak einen Dienstleistungsvertrag mit 
einem Ökobilanzexperten abgeschlossen, der das Unternehmen bei seinem Produkt- 
Ökoeffizienzprojekt unterstützen soll. Für die Durchführung der Ökobilanz holt 
dieser beim Zulieferer Informationen über die Bauteile ein und nimmt dann die 
erforderliche Analyse vor. Mit der Ökobilanz erhält Kodak dann lediglich die aggre- 
gierten Informationen, die sich auf die Umwelteffekte beziehen, so dass die erteil- 
ten Auskünfte keine spezifischen Angaben über Rohstoffformeln oder Fertigungs- 
verfahren zu enthalten brauchen. Darüber hinaus hat jeder Zulieferer die Möglich- 
keit, die Analyseergebnisse zu prüfen, bevor sie an Kodak weitergegeben werden. 

Ein Anreiz ist für die Zulieferer zudem dadurch gegeben, dass Kodak bereit 
ist, ihnen die Ergebnisse der im Rahmen der Ökobilanz durchgeführten Analyse 
für ihre eigenen Zwecke zu überlassen. Hierdurch gewinnen die Zulieferer neue 
Erkenntnisse über die Umweltprofile ihrer Produkte. Dies erleichtert auch die 
Kommunikation mit der Öffentlichkeit, die Beantwortung von Kundenanfragen 
und die Ökokennzeichnung. 

Die Design for Health, Safety and Environment Group von Kodak wählte auf 
der Basis der Analyse der Daten über Digitalkameras einen Umweltindikatorindex 
für ihre fortlaufenden Experimente mit Ökobilanzen. Kodak erstellte zudem ein 
Dokument mit Umweltempfehlungen für Zulieferer über Fragen im Zusammen- 
hang mit der Erstellung von Ökobilanzen. 

Quelle: GEMI (200 1 ) und Kodak, www. kodak. com. 
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Schließlich ist die Okobilanzierung häufig eng mit Lieferkettenfragen verknüpft. 
Eine besondere Herausforderung ergibt sich, wenn Teile eines Produktlebenszyklus 
bei Unternehmen lokalisiert sind, die in Ländern mit vergleichsweise anspruchslosen 
Umweltstandards operieren. In dieser Situation stehen multinationale Unternehmen 
vor der Entscheidung, im Hinblick auf diese Anlagen entweder einen so genannten 
„Mentoring-Ansatz" zu wählen oder sie aus der Lieferkette zu entfernen, wenn sie die 
geltenden Regeln nicht einhalten (OECD, 2002). 

Instrumente und Konzepte 

Es gibt viele Wege, eine Ökobilanz durchzuführen, wobei die Bedürfnisse, Erwar- 
tungen und Kapazitäten des jeweiligen Unternehmens oder der jeweiligen Organisation 
ausschlaggebend sind. Eine der wichtigsten Operationellen Entscheidungen bezieht 
sich auf die einzelnen Parameter oder den Umfang der Bewertung (d.h. die Frage, 
welche Umweltwirkungen untersucht werden sollen). Eine weitere betrifft die Aus- 
wertung der Bilanzierung (d.h. die Frage, bei welchen Umweltwirkungen Handlungs- 
priorität vorzusehen ist). 

Die Okobilanzierung ist ein Instrument, das umweltbezogene Entscheidungs- 
prozesse auf Seiten der Wirtschaft wie auch des Staats unterstützt. Entsprechend dem 
von der Europäischen Umweltagentur (EUA) erarbeiteten Leitfaden über die Oko- 
bilanzierung wird die Ökobilanz von den Unternehmen primär bei der Entwicklung 
neuer Produkte angewendet. Die im Rahmen der Okobilanzierung gewonnenen Daten 
können in den Prozess der Produktentwicklung einfließen (vgl. „Umweltgerechte 
Entwicklung" im folgenden Abschnitt). Wie im EUA-Leitfaden hervorgehoben wird, 
„bietet sich am Anfang, d.h. in der Phase, in der zunächst einmal nur die Idee existiert, 
eine nahezu unbegrenzte Zahl von Möglichkeiten, was die Produktgestaltung, die Wahl 
des Materials, die Funktionsweise etc. betrifft. Diese Möglichkeiten verringern sich 
im Lauf des Produktentwicklungsprozesses. Änderungen am Endprodukt und an den 
notwendigen Produktionsmitteln machen meist einen völlig neuen Entwicklungs- 
prozess erforderlich. Daher bedarf es zweckdienlicher Umweltinstrumente, die in einem 
möglichst frühen Stadium des Entwicklungsprozesses eingesetzt werden müssen" 
(EUA, 1999). 

Ein weiterer Anwendungsbereich ist die Unternehmensstrategie, vor allem mit 
dem Ziel: 

• innerhalb eines Unternehmens alternative Materialien, Produkte, Prozesse 
und Aktivitäten miteinander zu vergleichen; 

• Informationen über Ressourcenverbrauch und Umweltbelastungen denen an- 
derer Unternehmen derselben Branche gegenüberzustellen; 

• Anbieter zu identifizieren und/oder entsprechend zu schulen; 

• die Forschungsprioritäten festzulegen; 
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• Personal zu schulen (u.a. Produktentwickler und Ingenieure), die für die 
Reduzierung der mit den Produkten, Prozessen und Tätigkeiten des 
Unternehmens verbundenen Umweltbelastungen verantwortlich sind (USD, 

www.bsdglobal.org). 

Die nachstehende Fallstudie veranschaulicht diesen Ansatz am Beispiel eines multi- 
nationalen Herstellers von Chemikalien und verwandten Produkten. 



Fallstudie: Nutzung der Ökobilanz zur Konzipierung 
einer Unternehmensstrategie 

BASF, Hersteller einer breiten Palette von Chemikalien, Kunststoffen und 
Fasern für industrielle und landwirtschaftliche Zwecke, hat ein „Ökobilanz- 
Instrument" entwickelt und implementiert, das das Unternehmen bei strategi- 
schen Entscheidungen unterstützen soll. Dieses Instrument ermöglicht es BASF, 
eine wirtschaftliche und umweltbezogene Kosten-Nutzen- Analyse zum Vergleich 
verschiedener Erzeugnisse und Verfahren durchzuführen, die dem Verbraucher 
denselben Nutzen liefern. Bei dem Instrument werden die Umweltbelastung und 
die gesamtwirtschaftlichen Kosten in einer „Ökoeffizienz-Portfolio" genannten 
Grafik mit zwei Achsen dargestellt. Die Ökobilanz erstreckt sich dabei auf sechs 
Bereiche: Rohstoffverbrauch, Energieverbrauch, Emissionen von Luft- und Wasser- 
schadstoffen und deren Entsorgung, Toxizität, potenzielle Risiken und Landschafts- 
verbrauch. 

BASF hat dieses Ökoeffizienz-Bewertungsinstrument benutzt, um den preis- 
günstigsten und umweltfreundlichsten Transportweg für rund 25 000 Tonnen Styren 
zwischen zwei etwa 100 km voneinander entfernten Standorten in den Niederlanden 
zu ermitteln. Die beiden von BASF einander gegenübergestellten Optionen waren: 
1. Schienentransport über 115 km, für den Tankwaggons mit einer Ladekapazität 
von 60 Tonnen erforderlich gewesen wären; 2. Straßentransport über 114 km mit 
Tankwagen, deren Ladekapazität jeweils 33 Tonnen beträgt. 

Die Analyse zeigte, dass die reinen Frachtkosten beim Schienentransport zwar 
niedriger liegen als beim Lastwagentransport, eine Reihe zusätzlicher Kosten, die 
eigens beim Schienentransport anfallen (z.B. Rangierkosten, Waggonmiete und 
Umschlagkosten) aber zu einem leichten Kostenvorteil für die Straße führen. 
Dagegen war die Umweltbelastung - die sich zusammensetzt aus Energieverbrauch, 
Luftschadstoffemissionen und Gesundheitsrisiken für die Arbeitskräfte - beim 
Schienentransport wesentlich geringer als beim Straßentransport. Ein Lastwagen 
würde beispielsweise jährlich 50 000 Liter Dieselkraftstoff verbrauchen. Da der 
Schienenweg elektrifiziert ist, wird bei der Fahrt insgesamt rd. 20% weniger 
Primärenergie verbraucht. BASF entschied sich für die Schienentransportoption, 
obwohl sie wirtschaftlich gesehen mit höheren Kosten verbunden war. 

Quelle: WBCSD, www.wbcsd.org. 
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Ein dritter Anwendungsbereich ist die Unterstützung bei der Auswahl quantitativer 
Ziele und Vergleichsmaßstäbe im Kontext eines Umweltmanagementsystems (UMS). 
In diesem Sinne bildet die Ökobilanz die Datengrundlage für die Festlegung von Zielen 
für eine „umweltfreundlichere Technologie", wie z.B. Abfallvermeidung oder Abfall- 
minimierung. Die Unternehmen haben die Ökobilanzierung auch als einen Weg 
genutzt, politischen Entscheidungsträgern, Berufsverbänden und der breiten Öffent- 
lichkeit Informationen über die durch ihre Produkte bedingten Umweltbelastungen zu 
liefern, u.a. auch die in Ökokennzeichen enthaltenen Informationen und Umwelt- 
erklärungen 16 . 

Seit dem Beginn der neunziger Jahre setzt sich zunehmend eine neue Denk- 
richtung durch, die über das Konzept der Ökobilanzierung hinausgehende Industrie- 
ökologie. Dem Ansatz der Industrieökologie zufolge sind Industriesysteme als Öko- 
systeme zu betrachten, und somit müssen alle während eines Produktionsprozesses 
anfallenden Material- und Energieströme berücksichtigt werden, wobei das Endziel 
darin besteht, Abfälle in jeglicher Form auf ein Mindestmaß zu reduzieren. 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist ein Verfahren, das normalerweise 
während der Planungsphase von Bauvorhaben angewendet wird, es ist spezifisch auf 
den Ort zugeschnitten, an dem die betreffende Einrichtung erbaut werden könnte. Die 
frühzeitige Abschätzung der potenziellen Umwelteffekte eines bestimmten Vorhabens 
ist praktisch in allen OECD-Ländern und auch in vielen Nichtmitgliedsländern 
verbindlich vorgeschrieben. Sie ist daher für inländische und ausländische Investoren 
ein wichtiges Instrument. Sie spielt auch eine immer wichtigere Rolle bei der 
Entscheidungsfindung von Kreditgebern und Institutionen, die projektgebundene 
Exportkredite vergeben und Investitionsbürgschaften übernehmen. 

Eine UVP zielt darauf ab, die negativen Umweltwirkungen und sozialen Folgen 
eines vorgeschlagenen Vorhabens aufzuzeigen, so dass die zuständigen Behörden 
ihre Entscheidung, ein Vorhaben zu genehmigen oder zu ändern bzw. Minderungs- 
maßnahmen vorzusehen, in vollständiger Kenntnis der potenziellen Effekte treffen 
können (OECD, 2001). 

Dem World Business Council for Sustainable Development (WBCSD) zufolge 
umfasst eine UVP im Wesentlichen folgende Schritte (WBCSD, 1997): 

• Festlegung von Ziel und Untersuchungsrahmen; 

• Datensammlung (Identifizierung einer Datengrundlage); 



16. Die Regierungen nutzen die Ökobilanz oft als Entscheidungsgrundlage, z.B. im Rahmen eines „umwelt- 
freundlichen Beschaffungswesens" und bei Infrastrukturinvestitionen. Grundsatzentscheidungen, die sich 
auf die Naturressourcenemissionen und -Verwendung auswirken, z.B. die Wahl von Energiequellen und 
Technologien, können bei der Ermittlung der von einzelnen Unternehmen ausgehenden Umweltbelastung 
eine ganz wesentliche Rolle spielen. Die Ökobilanz kann dabei helfen, Informations- und Wissenslücken 
zu erkennen und Forschungsprioritäten sowie Monitoring-Anforderungen zu definieren. 
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• Prüfung der Umweltauswirkungen (Quantifizierung der Effekte durch Ver- 
gleich mit der Datengrundlage); 

• Beherrschung der Umweltauswirkungen (durch Minderungsmaßnahmen); 

• Kommunikation (Mitteilung an die Stakeholder). 



ISO 14040 

Die internationale Normungsorganisation ISO hat als Bestandteil der ISO- 
Normenreihe 14000 Umweltmanagement eine internationale Norm für die Ökobilan- 
zierung aufgestellt. Die Norm ISO 14040 beschreibt einen vierschrittigen Prozess zur 
Erstellung einer Ökobilanz und gibt diesbezüglich Orientierungshilfen (Abb. 4): 

• Festlegung von Ziel und Untersuchungsrahmen. Dabei werden die zu unter- 
suchenden Produkte oder Dienstleistungen definiert, es wird eine funktionelle 
Basis für Vergleichszwecke gewählt und es wird der erforderliche Detailliert- 
heitsgrad bestimmt. 

• Sachbilanz. Die verwendeten Energiequellen und Rohstoffe, die Emission 
von Schadstoffen an die Atmosphäre, Gewässer und Böden sowie verschie- 
dene Arten von Landnutzung werden für jeden Prozess quantifiziert und dann 
in einem Ablaufdiagramm zusammengefasst und auf die funktionelle Basis 
bezogen. 



Abbildung 4 Etappen der Lebenszyklusbewertung nach ISO 14040 
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Quelle: UNEP (1996). 
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• Wirkungsabschätzung. Die Effekte von Ressourceneinsatz und erzeugten 
Emissionen werden einer begrenzten Anzahl von Wirkungskategorien zuge- 
ordnet und quantifiziert, die dann entsprechend ihrer Wichtigkeit miteinander 
abgewogen werden können. 

• Auswertung. Die Ergebnisse werden in möglichst informativer Art und Weise 
mitgeteilt, und die Notwendigkeit und die Möglichkeiten einer Reduzierung 
der Umweltwirkungen des Produkts oder der Dienstleistung systematisch 
bewertet. 

Life Cycle Initiative (LCI) 

Ein standardisierter Ansatz für eine weltweite „empfehlenswerte Praxis" im 
Bereich der Ökobilanzierung ist ein entscheidender Schritt für die Weiterverbreitung 
der Anwendung. Das UNEP und die Society of Environmental Toxicology und 
Chemistry (SETAC) kooperieren im Rahmen der Life Cycle Initiative (LCI) 
(UNEP, 2003). 

Aufbauend auf den Normen der Reihe ISO 14040 will die LCI praktische 
Instrumente entwickeln und verbreiten. Das Ziel besteht darin, zur Erreichung einer 
nachhaltigen Entwicklung eine Bewertung der mit Produkten und Dienstleistungen 
über ihren gesamten Lebenszyklus hinweg verbundenen potenziellen Vorteile, Risiken 
und Trade-offs zu erlauben. Hierzu gehören die Verbreitung der bei verschiedenen 
Stellen bestehenden Kenntnisse über Ökobilanzierungsansätze und die Anregung zu 
multidisziplinarer wissenschaftlicher Arbeit. 

Das allgemeine Ziel der LCI besteht darin, Ökobilanzanwendungen und 
Lebenszyklusdenken in der Managementpraxis zu verbessern. Dem UNEP zufolge 
handelt es sich beim „Lebenszyklusdenken um eine vorwiegend qualitativ orientierte 
Diskussion mit dem Ziel, die einzelnen Stadien des Lebenszyklus und/oder die 
besonders wichtigen potenziellen Umweltwirkungen zu identifizieren, z.B. im Rahmen 
einer kurzen Besprechung über die Produktentwicklung oder einer einleitenden 
Erörterung von Politikmaßnahmen." 

Zu den spezifischen Zielen der LCI gehört der Austausch von Informationen über 
die Bedingungen für eine erfolgreiche Erstellung der Ökobilanz und eine vom 
Lebenszyklusdenken geprägte Haltung sowie über die Schnittstelle zwischen Ökobilanz 
und anderen Instrumenten. Ein besonders wichtiger Aspekt angesichts der oben 
genannten Hindernisse ist, dass die LCI darauf abzielt, Orientierungshilfen in Bezug 
auf die Nutzung von Lebenszyklusdaten und Umweltbilanzierung s verfahren zu geben. 

Im Februar 2003 veröffentlichte das UNEP die Endfassung seines Bericht- 
entwurfs der „Life Cycle Impact Assessment Definition Study" (UNEP, 2003). Auf 
der Grundlage von Workshops, die Vertreter von Regierungen und Wirtschaft aus 
Europa, Nordamerika, Asien, Lateinamerika und Afrika zusammenführten, wurden in 
diesem Bericht als Parameter für die Erstellung von Ökobilanzen zehn „geforderte" 
Wirkungskategorien bestimmt: Klimaänderung, Zerstörung der Ozonschicht, Verlust 
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von Lebensräumen infolge vorsätzlicher Handlungen, Toxizität für den Menschen, 
Öko-Toxizität, Versauerung und Eutrophierung, Photooxidantien, Abbau von Boden- 
schätzen, Energie aus fossilen Brennstoffen, nukleare Strahlung. 

Umweltgerechte Entwicklung 

Umweltgerechte Entwicklung ist die systematische Einbeziehung von Umwelt- 
überlegungen in die Produkt- und Prozessgestaltung. Umweltgerechte Entwicklung 
ist ein Dachbegriff für eine Vielzahl technischer und anderer Verfahren. Sie stützt 
sich auf die Ökobilanz als Informationsbasis für die Entwicklung kosteneffektiver 
Designinnovationen, die Ressourcenverbrauch, Umweltbelastung und/oder Abfall- 
aufkommen verringern. Oberstes Ziel umweltgerechter Entwicklung ist es, Produkte 
und Dienstleistungen zu konzipieren, die die Umweltwirkungen während des gesam- 
ten Produktlebenswegs auf ein Minimum begrenzen (IISD, 1992). Bei diesem 
Prozess können die Entwicklungsingenieure z.B. die Quelle, Zusammensetzung und 
Toxizität der Rohstoffe betrachten, den Energie- und Ressourcenbedarf für die Her- 
stellung des Produkts und die Möglichkeiten eines Recycling oder einer Wieder- 
verwertung des Produkts am Ende seiner Lebensdauer. Umweltgerechte Erzeugnisse 
werden unter Berücksichtigung anderer produktrelevanter Gesichtspunkte - wie Quali- 
tät, Preis, Herstellbarkeit und Funktionstüchtigkeit - als ökologisch und ökonomisch 
tragfähige Alternativen zu traditionellen Produkten angeboten. ISO 14062 beschreibt 
Konzepte und aktuelle Praktiken bezüglich der Einbeziehung von Umweltüberlegungen 
in die Produktgestaltung und -entwicklung. 

Viele Unternehmen haben Instrumente der umweltgerechten Produktentwicklung 
(Design for Environment - DfE) in ihre Produktentwicklungsstrategien aufgenommen. 
Die Fallstudie weiter unten zeigt an einem Beispiel, wie erfolgreich DfE z.B. von 
Photokopiergeräteherstellern eingesetzt wurde. Die Instrumente der umweltgerechten 
Produktentwicklung haben meist Ökobilanzierungsstudien als Grundlage, die zur 
Schwerpunktsetzung bei der Produktneugestaltung herangezogen werden. Zum Bei- 
spiel bezieht die Elektronikabteilung der Lear Corporation umweltspezifische Aspekte 
in die Produktgestaltung und -entwicklung ein und stützt sich hierzu auf bereits erstellte 
Ökobilanzierungs-Fallstudien für einzelne Lear-Erzeugnisse (Alonso et al., 2003). 

Die amerikanische Umweltschutzbehörde EPA (Environmental Protection Agency) 
betrachtet DfE als eines der „hervorragendsten Industriepartnerschaftsprogramme der 
EPA". Mit dem Green Chemistry Program der EPA wird DfE auf die chemische 
Industrie angewendet. Es dient der Förderung von Forschung, Entwicklung und Ein- 
führung innovativer Technologien der chemischen Industrie, die auf wissenschaftlich 
fundierte sowie kosteneffiziente Art und Weise Umweltverschmutzung verhindern 
(US EPA, 2001). 

Anstöße zur Umsetzung einer umweltgerechten Produktentwicklung kommen 
sowohl von innerhalb als auch von außerhalb der Unternehmen, und die entsprechen- 
den Faktoren sind den weiter oben bereits dargelegten vergleichbar. Ein spezifisch 
betriebsinterner Faktor zu Gunsten von DfE ist indessen die Notwendigkeit, die Inno- 
vation stätigkeit anzuregen. Die zentrale Bedeutung der Innovation dürfte sich aus der 
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Tatsache erklären, dass die Hersteller gezwungen sind, sich mit ihren Produkten 
gegenüber der Konkurrenz zu differenzieren und dabei gleichzeitig qualitative 
Produktverbesserungen zu erzielen. Empirische Studien zeigen, dass die Verbraucher 
eher bereit sind, umweltfreundliche Produkte zu kaufen, wenn die Umweltfreund- 
lichkeit nicht auf Kosten der Qualität oder Leistung der Erzeugnisse geht. Aus diesem 
Grund ist eine der wichtigsten Überlegungen der Unternehmen bei der Anwendung 
des Konzepts der umweltgerechten Entwicklung die Vermeidung des Trade-offs 
„Umweltfreundlichkeit statt Leistung", dessen negative Konsequenzen zu Tage treten, 
sobald das Produkt auf dem Markt ist (vgl. folgende Fallstudie) (SustainAbility und 
UNEP, 2001). Zu den unternehmensexternen Antriebsfaktoren gehören staatliche 
Maßnahmen wie Öko- Kennzeichnung und Rücknahmebestimmungen sowie Umwelt- 
preise und -auszeichnungen. 



Fallstudie: Die Umweltverträglichkeit von Produkten muss nicht 
zu Lasten der Qualität gehen 

Bei der Entwicklung umweltfreundlicherer Produkte stehen die Unternehmen 
oft vor dem Dilemma, die Umwelteigenschaften eines Erzeugnisses zu verbessern, 
ohne seine Qualität oder seine Leistung zu schmälern. In der Vergangenheit ging 
die Verbesserung der Umwelteigenschaften von Produkten meist zu Lasten ihrer 
Leistung; so waren z.B. umweltfreundliche Haushaltsreinigungsmittel vielfach nicht 
so effizient wie ihr toxisches Gegenstück. Dieses Problem lässt sich jedoch lösen. 

Fuji-Xerox Australien setzt Instrumente der umweltgerechten Entwicklung 
ein, um Kopiergeräte und Papier zu verbessern. Mit der Zukunftsvision „Abfall- 
freie Produkte in abfallfreien Fabriken" hat das Unternehmen eine Kopiergeräte- 
Fertigungsreihe entwickelt, bei der alle Modelle (auf das Gesamtgewicht bezogen) 
zu 45% aus recyclingfähigen Teilen und zu 95% aus wiederverwendbaren Teilen 
bestehen. Ihre Bauweise ist zudem energieeffizient. 

Da einer der stärksten Umwelteffekte von Kopierern und Druckern aus dem 
Papierverbrauch resultiert, hat Fuji-Xerox Australien zudem ein neues Papier - 
das so genannte „Green Wrap", ein 100%iges Recycling-Büropapier (50% Abfälle 
vor und nach dem Endverbrauch, 15% Abfälle aus der Baumwollsamenölindustrie 
und 35% Zellstofffaser aus nachhaltigen Forstplantagen) entwickelt. Die Green- 
Wrap-Kartons (für den Vertrieb) bestehen zu 100% aus Recycling-Wellenstoff 
und Linerboard. 

Die Anwendung von Konzepten der umweltgerechten Entwicklung bei der 
Herstellung von „umweltfreundlichen" Kopiergeräten und Papier ging in diesem 
Fall nicht auf Kosten der Qualität. Ganz im Gegenteil, denn die Kopierer dieser 
Fertigungsreihe erreichen mit die höchsten Monochromdruckgeschwindigkeiten 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

der Branche in dieser Produktkategorie. Das Papier kann ebenso wie andere Papier- 
arten in Laserdruckern, Kopiergeräten und Schreibmaschinen verwendet werden. 
Einer der Vorteile des Konzepts der umweltgerechten Entwicklung bestand für 
Fuji-Xerox Australien in der Tatsache, dass das Papier des Unternehmens wäh- 
rend der Olympischen Spiele 2000 in Sydney als bevorzugtes Produkt aus- 
gewählt wurde - was zu einem Absatzvolumen von 86 Mio. Blatt Papier führte. 

Quelle: SustainAbility und UNEP (200 1 ) . 



Wie andere Managementinstrumente auch bietet die umweltgerechte Produkt- 
entwicklung kleineren ebenso wie Großunternehmen die Chance einer Geschäftswert- 
steigerung und einer Verbesserung der Umweltleistung. Neben dem Vorteil, der für ein 
Unternehmen daraus resultiert, dass es in Bezug auf seine künftigen Operationen und 
Produkte einen strategischeren Denkansatz wählen kann, führt der kanadische Nationale 
Forschungsrat (National Research Council) noch folgende positive Aspekte auf: Steige- 
rung der Innovationstätigkeit, Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, zusätzliche 
Wertschöpfung, positive Effekte auf die Kundenaquisition, Kostensenkung, Verringe- 
rung der Umwelteffekte und Umwelthaftungskosten sowie Verstärkung der System- 
perspektive (SustainAbility und UNEP, 2001). 
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4. DAS VORSORGEPRINZIP 



Kapitel V, Punkt 4 

[Die Unternehmen sollten,] 

falls gemäß dem wissenschaftlichen und technischen Kenntnis- 
stand bezüglich der Risiken eine ernste Umweltschädigung droht 
sowie auch unter Berücksichtigung etwaiger Risiken für die 
menschliche Gesundheit und Sicherheit, die Umsetzung kosten- 
wirksamer Maßnahmen zur Verhinderung bzw. größtmöglichen 
Reduzierung eines solchen Schadens nicht unter dem Vorwand auf- 
schieben, es mangele an absoluter wissenschaftlicher Gewissheit. 

Mehrere Fälle schwerer Umweltdegradation haben die Einstellung zum Umwelt- 
schutz nicht nur in Regierungskreisen, sondern auch in der Öffentlichkeit ganz allge- 
mein verändert. Die Zerstörung der Ozonschicht und anderer Naturressourcen, das 
Aussterben von Tier- und Pflanzenarten, Umweltverschmutzung bis in die entlegensten 
Ökosysteme sowie die Zunahme mit der Umweltverschmutzung in Zusammenhang 
stehender Gesundheitsprobleme - all dies sind Beispiele für Schäden, die nicht recht- 
zeitig verhütet worden sind 17 . 

Regierungen und Unternehmen haben begonnen, in Bezug auf Umweltrisiken eine 
andere Betrachtungsweise anzunehmen. Mehr und mehr setzt sich die Auffassung durch, 
dass es nicht ausreicht, bereits eingetretene Umweltschäden zu beheben, sondern dass 
Umweltschäden, vor allem solchen, die irreparabel sind, vorgebeugt werden sollte. 
Die Tatsache, dass die verhängnisvollen Folgen einiger Aktionen der Vergangenheit erst 
nach vielen Jahren, meist infolge der Akkumulation mehrerer relativ harmloser Einfluss- 
faktoren zu Tage traten, hat das Bewusstsein für die Opportunität vorbeugender Maß- 
nahmen zusätzlich geschärft. Zudem wurde erkannt, dass der technische Fortschritt 
und die zunehmende Verbreitung neuer innovativer Industrieerzeugnisse und -verfahren 
ein höheres Maß an Vorsicht erforderlich macht, zumindest solange, wie die potenziell 
schädlichen Wirkungen der entsprechenden Erzeugnisse und Verfahren auf die mensch- 
liche Gesundheit und die Umwelt nicht hinreichend bekannt sind (OECD, 2002a). 



17. Die Europäische Umweltagentur hat eine Reihe von Fallbeispielen für Umweltkatastrophen und schwere 
Schädigungen der Volksgesundheit analysiert (z.B. Dezimierung von Fischbeständen, Strahlenunfälle, 
Benzol, Asbest, PCB, halogenierte Kohlenwasserstoffe, DES, Bakterizide, Schwefeldioxin, MTBE, 
Kontaminierung der Großen Seen in Nordamerika mit chemischen Schadstoffen, tributylzinnhaltige 
Bewuchsverhinderungsmittel (antifoulants), Wachstumshormone und BSE) und zieht u.a. Lehren aus den 
Aktionen bzw. den Handlungsdefiziten auf Seiten der Regierungen und der Wirtschaft (EEA, 2000). 
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In mehreren von den Ländern, die die Leitsätze bereits befolgen, angenommenen 
Instrumenten, so z.B. Grundsatz 15 der Rio-Deklaration über Umwelt und Entwick- 
lung, ist von einem „Vorsorgeprinzip" die Rede. Keines dieser Instrumente wurde 
explizit für Unternehmen konzipiert, selbst wenn Beiträge von Seiten der Wirtschaft 
in allen implizit vorgesehen sind. 

Die grundlegende Prämisse der Leitsätze lautet, dass die Unternehmen so früh 
wie möglich und in einer proaktiven Weise handeln sollten, um (z.B.) gravierende 
oder irreparable Umweltschäden auf Grund ihrer Tätigkeit zu verhindern. Da sich die 
Leitsätze jedoch an die Unternehmen richten, enthält keines der bereits existierenden 
Instrumente Aussagen, die diese Empfehlung in völlig angemessener Art und Weise 
zum Ausdruck bringen. Die Leitsätze haben zwar alle bereits vorhandenen Instru- 
mente zur Grundlage, spiegeln diese aber nicht vollständig wider. 

Das Ziel der Leitsätze besteht nicht darin, existierende Instrumente neu zu inter- 
pretieren bzw. neue Verpflichtungen oder Präzedenzfälle von Seiten der Regierung 
zu schaffen. Sie zielen lediglich darauf ab zu empfehlen, wie das Vorsorgeprinzip auf 
Unternehmensebene in die Praxis umgesetzt werden sollte. Da sich dieser Prozess 
noch in einem frühen Stadium befindet, wird eingeräumt, dass bei der praktischen 
Anwendung des Vorsorgeprinzips unter Berücksichtigung des spezifischen Kontexts 
ein gewisses Maß an Flexibilität erforderlich ist. Es wird auch anerkannt, dass die 
Regierungen in diesem Bereich die grundlegenden Rahmenbedingungen bestimmen 
und gehalten sind, in regelmäßigen Zeitabständen mit den Stakeholdern Konsultationen 
über die optimalen Vorgehensweisen durchzuführen (OECD, 2001). 

Herausforderungen und Chancen 

Für die Unternehmen ist Vorsorge z.T. von ihrem Alltagsbetrieb und z.T. davon 
abhängig, wie sie die nationalen Regulierungsanforderungen umsetzen. Die Minimie- 
rung des Risikos von Gesundheits- oder Umweltschäden ist in den meisten Rechts- 
und Regulierungssystemen zwingend vorgeschrieben. Als äußerstes Mindestmaß 
müsste ein vorsorgendes Verhalten den Anforderungen der einschlägigen nationalen 
Bestimmungen entsprechen. Zu Problemen kommt es, wenn die betreffenden 
Bestimmungen unzureichend oder unklar sind. 

Die Unternehmen müssen das Vorsorgeprinzip in Situationen anwenden, in denen 
ein Risiko gegeben ist (d.h. wenn feststeht, dass von einer Handlung, einem Produkt 
oder einem Verfahren potenziell gefährliche Effekte ausgehen können) und es an 
wissenschaftlicher Gewissheit mangelt, was die Auswirkungen der Handlung, des 
Produkts oder des Verfahrens auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt oder 
das Ausmaß des potenziellen Schadens betrifft (OECD, 2002a). 

Es ist unmöglich, im Detail zu beschreiben, wie einzelne Unternehmen mit dem 
Problem der fehlenden wissenschaftlichen Gewissheit umgehen. Die Management- 
konzepte variieren je nach Sektor und nationalen Regulierungssystemen für die Be- 
reiche Volksgesundheit, Sicherheit und Umweltanliegen, in deren Rahmen die Unter- 

76 - UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 



nehmen tätig sind. Die folgenden Punkte dürften indessen für Unternehmen nützlich 
sein, die mit dem Problem der fehlenden wissenschaftlichen Gewissheit über poten- 
zielle Umweltschäden im Zusammenhang mit ihren Aktivitäten konfrontiert sind. 

Vorsorge und Verantwortung. Das Management potenzieller Haftungsfälle ist für 
die Unternehmen eine der größten Herausforderungen, vor allem auf Grund des Vor- 
handenseins eines effektiven Rechtsrahmens. Für die Unternehmen ist die finanzielle 
Haftung Anlass zur Sorge - denn im Falle von Fehlverhalten muss ein Unternehmen 
mitunter für Schäden in einer Höhe aufkommen, die seine Zahlungsfähigkeit über- 
steigen können. Zweitens können im Zusammenhang mit den Erzeugnissen und Ver- 
fahren des Unternehmens Haftungsprobleme auftreten. Drittens sind sich die Unter- 
nehmen in zunehmendem Maße der Verantwortung bewusst, die ihnen auf Grund 
ihrer Tätigkeit in einem allgemeinen sozialen und umweltspezifischen Kontext zufällt. 
Dies kann eine Vielzahl von Fragen umfassen, angefangen bei den mit der Beseiti- 
gung von Umweltschäden verbundenen Kosten bis hin zum Risiko der Verschlechte- 
rung eines positiven Markenimages. Hierzu gehört wahrscheinlich auch die Frage der 
Verantwortung gegenüber der Gesellschaft, wenn z.B. der Gesundheit der Arbeit- 
nehmer oder der natürlichen Umwelt indigener Völker Schaden zugefügt wird. 

Risiko empfinden. Das Risiko (vor allem in Bezug auf Gesundheit und Umwelt) 
ist ein komplexes gesellschaftliches Problem, und die Stakeholder können unter- 
schiedliche - wenn auch in gleichem Maße legitime - Standpunkte vertreten. Ebenso 
wie die Auffassungen über den Grad des akzeptablen Risikos von Land zu Land 
unterschiedlich sind, gehen auch die Meinungen darüber auseinander, wer die Ver- 
antwortung für Einschätzung und Management von Risiken tragen sollte. In einigen 
Ländern ist die Risikoanalyse in erster Linie Aufgabe des Staats. Im Allgemeinen 
kommt die Rolle des privaten Sektors im Bereich der Risikoanalyse in den Gesetzen 
und Bestimmungen des jeweiligen Landes zum Ausdruck, doch kann diese Rolle je 
nach Sektor und Einschätzung des in diesem Sektor gegebenen Risikograds unter- 
schiedlich sein. So dürften etwa potenzielle Risiken weniger Anlass zur Sorge geben, 
wenn es sich um anerkannte Tätigkeiten in Sektoren handelt, in denen die Risiken 
relativ gut bekannt sind, als bei neuartigen Aktivitäten in einem vertrauten Sektor 
oder bei neuartigen Technologien. Zum Beispiel dürfte die Herstellung eines neuen 
Typs von Geräten für die Holzgewinnung nicht denselben Grad an Aufmerksamkeit 
oder Engagement von staatlicher Seite bewirken, wie dies bei der Entwicklung einer 
neuen Baumart mittels biotechnologischer Verfahren der Fall wäre. 

Begrenzung von Risiken und Kosten. Das Abwägen von Kosten und Nutzen der 
Einführung eines neuen Verfahrens oder Produkts oder einer neuen Technologie spielt 
sowohl bei der Risikoabschätzung als auch im Hinblick auf die von den Unternehmen 
in Erwägung gezogenen Risikomanagementoptionen eine Rolle. Zum Beispiel können 
Unternehmen die Überlegung anstellen, dass ein bestimmtes Produkt zwar Vorteile 
brächte, sich aber in der Herstellung als zu teuer erweisen würde (z.B. Forschung für 
pharmazeutische Produkte und deren Herstellung, wenn es um vergleichsweise seltene 
Krankheiten geht). Die Frage, welche Rolle der Kosten-Nutzen- Analyse im Rahmen 
der umweltbezogenen Entscheidungsfindung zukommen soll, ist nicht ohne weiteres 
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zu beantworten, denn dieser Prozess impliziert das Abwägen zwischen immateriellen 
Faktoren und Voraussagen über Ergebnisse in Bereichen, die mit erheblicher wissen- 
schaftlicher Ungewissheit behaftet sind, so dass zwangsläufig ein hohes Maß an Sub- 
jektivität gegeben ist. Hinzu kommt, dass die hiermit verbundenen Berechnungen, 
wie etwa die Bewertung des menschlichen Lebens oder der menschlichen Gesundheit 
in Geldbeträgen auch eine Verunsicherung der Bevölkerung bewirken können. 

Abwägen zwischen Vorsorge und Innovation. Die meisten Industrieländer über- 
tragen Unternehmen, die neue Produkte entwickeln oder neue Technologien - vor 
allem solche, denen ein hoher Risikograd nachgesagt wird - einsetzen, die Verant- 
wortung hierfür und verlangen von ihnen die Einhaltung gesetzlicher Grenzwerte, die 
ein bestimmtes Niveau der Sicherheit und Umweltverträglichkeit garantieren sollen. 
Ein Großteil dieser nationalen Gesetze und Bestimmungen enthält Konzepte, die sich 
am Vorsorgeprinzip orientieren. Zum Beispiel müssen neue Technologien wie die 
Biotechnologie und neuartige Lebens- und Futtermittel weitreichenden Anforderungen 
in Bezug auf Produktentwicklung und -prüfung genügen, bevor eine kommerzielle 
Vermarktung überhaupt erst möglich wird. Im Bereich dieser Technologien tätige 
Unternehmen sehen sich daher effektiv gezwungen, im Rahmen ihrer Geschäftstätig- 
keit ausführliche Risikoanalysen durchzuführen. Die Wirtschaft hat ihre Bedenken 
dahingehend geäußert, eine „Überbeanspruchung" des Vorsorgeprinzips könne die 
Innovationstätigkeit lähmen, unerwartete Folgen im Hinblick auf die Geschäfts- 
interessen haben, den Handel mit spezifischen Gütern unnötig beschränken, einheimi- 
schen Herstellern unangemessene Wettbewerbsvorteile verschaffen und letzten Endes 
die Lebensqualität mindern (Business Roundtable, 2003). Anlass zu Besorgnis gibt 
ferner auch die Möglichkeit, dass ein zu hohes Maß an Vorsicht die Verbraucher und 
die politischen Entscheidungsträger von bekannten (und in einigen Fällen weitaus 
gefährlicheren) Risiken für die menschliche Gesundheit und die Umwelt ablenken 
könnte (Goklany, 2001). 

Der Unternehmens sektor hat sich aktiv an der Debatte über Vorsorgeerwägungen 
und die Anwendung des Vorsorgeprinzips durch die Entscheidungsträger beteiligt. 
Zum Beispiel wurde von der Canadian Chemicals Producers Association ein Positions- 
papier über Vorsorgemaßnahmen herausgegeben (CCPA, 2000). In ihrer Erklärung 
Vorsorge, Wissenschaft, Risiko und Handel setzt sich die Internationale Handelskammer 
(ICC) mit der Frage auseinander, wie Entscheidungsträger das Vorsorgeprinzip 
anwenden sollten. Diese Erklärung enthält folgende Aussage: „Vorsicht ist fester 
Bestandteil einer verantwortungsvollen Geschäftspraxis, ein Fundament der meisten 
heute geltenden Gesetze und Bestimmungen über Umwelt und Gesundheit sowie ein 
historisch gewachsenes Konzept vieler Bereiche der internationalen Politik. Besonders 
dort, wo die Wissenschaft noch nicht in der Lage ist, angesichts von Bedenken über 
die Folgen bestimmter Aktivitäten, Technologien oder Produkte eine vollständige oder 
angemessene Evaluierung zu liefern, werden meist Vorsorgemaßnahmen getroffen. 
(...) Die Wirtschaft unterstützt in vollem Maße eine ausgewogene, nicht diskriminie- 
rende und den Handel möglichst wenig behindernde Anwendung des Vorsorgeprinzips 
und setzt dieses auf vielerlei Art in ihrer alltäglichen Geschäftspraxis um. Dem priva- 
ten Sektor obliegt die Evaluierung und das Management von Wirtschafts aktivitäten, 
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Gütern und Dienstleistungen, und er sollte Maßnahmen ergreifen, die dazu geeignet 
sind, die menschliche Gesundheit und die Umwelt in angemessener Weise zu schützen. 
Alle Beteiligten sollten dies anerkennen und zusammenarbeiten, um ein effektives 
und kooperatives Risikomanagement zu ermöglichen..." (ICC, 2002). 

Instrumente und Konzepte 

Die Risikoanalyse spielt eine bedeutende Rolle im Entscheidungsprozess, vor allem 
in Situationen fehlender wissenschaftlicher Gewissheit, und ist ein fester Bestandteil 
der Geschäftstätigkeit vieler Unternehmen. Bedenken im Hinblick auf die Umwelt, 
die Nahrungsmittelsicherheit, die Gesundheit, den Arbeitsschutz und die Finanzie- 
rung entstehender Kosten setzen allesamt ein Verfahren in Gang, das unter der 
Bezeichnung Risikoanalyse bekannt ist. Die in jedem dieser Bereiche durchgeführte 
Risikoanalyse weist zwar gemeinsame Merkmale auf, wurde aber individuell in 
Bezug auf das Prozedere und den Ansatz weiterentwickelt, um den in jedem Bereich 
angetroffenen ganz spezifischen Nuancierungen und Problemen gerecht zu werden. 

Es existiert bisher keine international vereinbarte Verfahrensnorm für die Umwelt- 
risikoanalyse, obwohl viele internationale Übereinkommen und Verfahren darauf 
basieren. Im Gegensatz zur Umweltrisikoanalyse wurde die Risikoanalyse bezüglich 
Nahrungsmittelsicherheit und Verbraucherschutz von der Kodex- Alimentarius-Kommis- 
sion, einem internationalen Normen gebenden Gremium, das seine Tätigkeit unter der 
Schirmherrschaft der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen und der Weltgesundheitsorganisation wahrnimmt (siehe nachstehenden 
Kasten), in internationalen Normen für die betriebliche Praxis definiert. Diese Defini- 
tion kann auch für die Umweltrisikoanalyse als zweckdienlich betrachtet werden 18 . 

Durch die Einbeziehung der Stakeholder wird die Möglichkeit klein gehalten, 
dass die Ergebnisse einer Risikoanalyse anschließend auf Ablehnung stoßen. Umfang 
und Art der Einbeziehung der Stakeholder sind von dem Instrument abhängig, das zur 
Identifizierung, Evaluierung und Auswahl der Managementoptionen eingesetzt wird. 
Im Idealfall sollten alle von einem Risikomanagementprozess betroffenen Stake- 
holder einbezogen werden, d.h. Verbraucher, Hersteller, Konkurrenzunternehmen, 
Hersteller in anderen betroffenen Sektoren, Staat, Forscher und Wissenschaftler. In 
der Praxis dürfte sich dies jedoch als schwierig erweisen. Zum Beispiel hindern das 
Wettbewerbsrecht und das Geschäftsumfeld die Unternehmen in den meisten Risiko- 
managementkontexten daran, mit ihren Konkurrenten zu interagieren. Viele multina- 
tionale Unternehmen haben ihren Hauptsitz weit entfernt von dem Ort, an dem sie 
ihre Produkte letzten Endes absetzen, was eine Einbeziehung der Stakeholder kosten- 
aufwendig und schwierig gestaltet. 



18. Zuweilen werden diese Prozesse unter dem allgemeinen Oberbegriff „Risikoabschätzung" zusammen- 
gefasst, und nicht separat in die Kategorien Risikoabschätzung, Risikomanagement und Risikokommuni- 
kation aufgespalten. 
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Kasten 4 Kodex Alimentarius und Risikoanalyse 

Der Definition des Kodex Alimentarius zufolge gliedert sich die Risikoanalyse 
in drei Teile: 

Risikobewertung : Ein Prozess auf wissenschaftlicher Basis, der sich zusammen- 
setzt aus: Gefahrenidentifizierung, Gefahrencharakterisierung, Expositionsbewer- 
tung und Risikocharakterisierung. Die Definition umfasst eine quantitative Risiko- 
bewertung mit dem Schwergewicht auf dem in Zahlen ausgedrückten Risiko, aber 
auch eine qualitativ ausgedrückte Risikobewertung sowie die Angabe der mit der 
Bewertung verbundenen Unsicherheitsfaktoren. 

Risikomanagement : Der von der Risikobewertung getrennte Prozess, der dazu 
dient, im Rahmen einer Konsultation mit allen interessierten Kreisen, unter 
Berücksichtigung der Risikobewertung und anderer für den Gesundheitsschutz 
der Verbraucher und die Förderung fairer Handelspraktiken relevanter Faktoren 
zwischen Politikalternativen abzuwägen und gegebenenfalls geeignete Vorsorge- 
und Kontrolloptionen zu wählen. 

Risikokommunikation : Der während des gesamten Risikoanalyseprozesses zwi- 
schen Risikobewertern, Risikomanagern, Verbrauchern, Industrie, wissenschaft- 
lichen und anderen interessierten Kreisen stattfindende interaktive Informations- 
und Meinungsaustausch über Gefahren und Risiken, risikobezogene Faktoren 
und Risikoeinschätzungen, bei dem auch die Erkenntnisse der Risikobewertung 
und die Grundlagen von Risikomanagemententscheidungen erklärt werden. 

Quelle: Kodex- Alimentarius-Kommission (2001). 



Risikoabschätzung 

Die Umweltrisikoabschätzung erstreckt sich darauf, jeden Schritt eines Prozesses 
- von der Gefahrenquelle bis hin zu ihren letzten Konsequenzen für ein bestimmtes 
System - zu identifizieren und zu bewerten. Sie ist ein wesentliches Element für die 
Entscheidung über die Frage, ob und wie ein Risiko vermieden, reduziert oder akzep- 
tiert werden muss (OECD, 2003b). Bevor ein Risiko abgeschätzt werden kann, muss 
es charakterisiert werden. Die Risikocharakterisierung besteht aus einer qualitativen 
und, soweit möglich, einer quantitativen Bestimmung (unter Berücksichtigung der 
damit verbundenen Unsicherheiten) der Probabilität des Auftretens bekannter und po- 
tenzieller negativer Effekte eines Stoffs, Produkts, Prozesses oder einer Situation un- 
ter definierten Expositionsbedingungen (OECD, 2003a). 

Bei der Umweltrisikoabschätzung geht es im Wesentlichen darum, die Wahr- 
scheinlichkeit von Ursachen und Wirkungen sowie das Maß zu ermitteln, in dem die- 
se unbekannt sind, wobei ein Spektrum von Variablen berücksichtigt wird. Die mit 
den verschiedenen Optionen verbundenen Risiken unterscheiden sich mitunter ganz 
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radikal voneinander, je nach den Prioritäten, die den versteckten Variablen während 
des Bewertungsprozesses beigemessen werden. Ganz deutlich zu Tage tritt dies bei 
den in jüngster Zeit heftig debattierten Problemen, wie z.B. Zerstörung der Ozon- 
schicht, die Funktionsfähigkeit des endokrinen Systems angreifende toxische Chemi- 
kalien und gentechnisch veränderte Organismen. 



Fallstudie: Einbeziehung der Stakeholder bei der Risikobewertung 

Ein Streit zwischen der Mineralölindustrie und den Einwohnern von Valdez, 
Alaska, über die Fähigkeiten der Schlepper, die Öltanker im Prinz-William-Sund 
begleiten, zeigt, wie wichtig es ist, die Stakeholder in allen Phasen der Risiko- 
analyse einzubeziehen. Im Mittelpunkt dieser Kontroverse stand die unterschied- 
liche Beurteilung des von der Steuerung des Tankerverkehrs im Prinz- William- 
Sund ausgehenden Gefährdungspotenzials durch Industrie und Bevölkerung. In 
diesem Falle war die Glaubwürdigkeit der Ergebnisse größtenteils der Einbezie- 
hung der Bürger in den Risikobewertungsprozess zu verdanken. 

Eine Bürgerinitiative machte den Vorschlag, die Mineralölindustrie solle in 
einem Gebiet des Sunds Schlepper einsetzen, die sich durch eine exzellente 
Manövrierfähigkeit auszeichnen {tractor tugs), und in einem anderen Gebiet 
einen seegehenden Rettung s Schlepper mit verbessertem Antriebssystem, in der 
Annahme, dies würde das Risiko von Ölkatastrophen reduzieren. Die Ölindustrie 
lehnte den Vorschlag anfangs als unnötige Ausgabe ab, da in den bereits existie- 
renden Studien eine Verbesserung der Sicherheit durch diese Schlepper nicht 
nachgewiesen worden sei. Sie schlug dann vor, den Streit durch die Durch- 
führung einer umfassenden Gefahrenabschätzung der Ölhandelsaktivitäten im 
Sund beizulegen. Die Risikobewertung sollte durch einen Lenkungsausschuss 
finanziert und geleitet werden, dem Mitglieder der Bürgerinitiativen, Führungs- 
kräfte der Ölindustrie und Vertreter der beiden staatlichen Regulierungsbehörden 
der jeweils betroffenen Hoheitsgebiete angehören. Um Auseinandersetzungen im 
Elfenbeinturm {duelling scientist Syndrome) zu vermeiden, wurden die von der 
Industrie benannten wissenschaftlichen Experten vom Lenkungsausschuss in einem 
einzigen Forschungsteam zusammengefasst. In späteren Interviews stimmten alle 
Parteien darin überein, dass die Ergebnisse der Risikobewertung, wäre diese allein 
von der Mineralölwirtschaft durchgeführt worden, von den anderen Beteiligten 
durchweg als unglaubwürdig verworfen worden wären. Die Tatsache, dass die 
Streitparteien die Risikobewertung gemeinsam im Rahmen einer gemeinschaft- 
lichen Analyse durchführten, trug dazu bei, technische Meinungsverschiedenheiten, 
die u.U. Konflikte zwischen den Beteiligten ausgelöst hätten, zu überwinden. 

Quelle: Charnley (2000). 
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Kasten 5 Einige Konzepte im Zusammenhang mit der Risikobewertung 

• Gefahr: Eigenschaft (von Stoffen, Mikroorganismen etc.) oder Situation, die 
unter bestimmten Umständen Schäden verursachen kann. Das Eintreten ent- 
sprechender Umstände hat negative Folgen. „Gefahr" bezieht sich auf Quellen 
potenziellen Schadens, „Risiko" dagegen auf die Berücksichtigung von Krite- 
rien wie Häufigkeit und Schwere der durch die Gefahr potenziell entstehenden 
Schäden. Eine Risikobewertung schließt als Basis für die Entscheidungs- 
findung die Beurteilung tatsächlicher und subjektiv empfundener Risiken ein. 

• Gefahrenidentifizierung: die Identifizierung von Art und Wesen der negativen 
Effekte, die ein Wirkstoff auf Grund seiner inhärenten Eigenschaften auf einen 
Organismus, ein System oder eine (Sub-)Population haben kann. 

• Gefahrencharakterisierung: qualitative (nach Möglichkeit auch quantitative) 
Beschreibung der inhärenten Eigenschaften eines Wirkstoffs oder einer Situa- 
tion, die das Potenzial besitzt, negative Effekte auszulösen. 

• Gefahrenbewertung: Identifizierung von Gefahren und Gefährdeten (Menschen, 
Naturressourcen, Pflanzen oder Tiere) sowie Folgenabschätzung. 

• Risiko: abhängig von der Wahrscheinlichkeit (oder der Häufigkeit) des Ein- 
tretens einer Gefahr und der Schwere ihrer Folgen; Risiko bedeutet daher die 
Wahrscheinlichkeit, mit der eine potenzielle Gefahr eintritt. 

• Risikoeinschätzung: Identifizierung der Wahrscheinlichkeit eines Schadens, 
der durch eine vorsätzliche oder versehentliche Handlung eintritt. 

• Risikoevaluierung: Feststellung des Grades der geschätzten Risiken, einschließ- 
lich Risikoeinschätzung. 

Quelle: Auf der Basis von Weltbank (1997) und OECD (2003a). 



Die Risikoabschätzung hat mit der Zeit ein umfassendes wissenschaftliches 
Fachwissen mobilisiert, das aus vielen verschiedenen Fachbereichen stammt, und sie 
hat zuweilen zur Entwicklung sehr ausgefeilter und immer verlässlicherer Methoden 
und Instrumente geführt. Eine Reihe von Einschränkungen könnte jedoch Schwierig- 
keiten zur Folge haben. Zum Beispiel basieren die zurzeit existierenden Risiko- 
abschätzungen auf Modellen, die mitunter weit davon entfernt sind, die Bedingungen 
der realen Welt präzise abzubilden. Zudem werden häufig die langfristigen Konse- 
quenzen und Wirkungen außer Acht gelassen, die außerhalb des untersuchten Systems 
auftreten können (OECD, 2003b). 

Der überwiegende Teil der Risikoabschätzung ist in einem frühen Stadium des 
Prozesses durchzuführen, in dem ermittelt wird, ob sich die Entwicklung von Produkten 
oder Verfahren lohnt, und muss den Regulierungsanforderungen entsprechen. Bei 
vielen Herstellungsverfahren ist diese Art der Risikoabschätzung direkt in die Phase 
der Produktentwicklung und -konstruktion eingebunden. Ganz allgemein stehen den 
Unternehmen bei der Risikoabschätzung zahlreiche Instrumente zur Wahl. Um die mit 
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der Risikoabschätzung verbundenen Techniken und Instrumente herum hat sich ein 
blühender Industriezweig entwickelt, der von Softwareprodukten bis zu spezialisierten 
Expertisen und Qualitätssicherungsverfahren für spezifische Risikoarten alles anbietet. 

Die folgenden Instrumente sind für die Umweltrisikoabschätzung von Bedeutung: 

• Umweltverträglichkeitsprüfung. Durch die Prüfung des Umweltschadens- 
potenzials vor der Aufnahme einer bestimmten Aktivität und dank geeigneter 
Maßnahmen zur Verhütung oder Minderung der betreffenden Schäden lassen 
sich Umweltrisiken reduzieren. 

• Ökobilanzierung. Durch die Untersuchung der Möglichkeiten umweltverträg- 
licherer Inputs und Outputs in der Phase der Produkt- und Verfahrens- 
entwicklung trägt die Lebenszyklusanalyse bzw. Erstellung einer Ökobilanz 
dazu bei, die Umweltrisiken zu begrenzen. (Die Umweltverträglichkeits- 
prüfung und die Ökobilanzierung werden in Kapitel 3 dieses Berichts ein- 
gehender erörtert.) 

• Forschung und Peer Review. Da die wissenschaftliche Forschung ein fester 
Bestandteil der Risikoabschätzung ist, werden die Unternehmen darauf bedacht 
sein, den Kontakt zu den besten Forschungseinrichtungen und Wissenschaft- 
lern aufrechtzuerhalten, die ihr Tätigkeitsbereich zu bieten hat. Die von den 
Unternehmen im Laufe einer Risikoabschätzung durchgeführten oder dafür 
verwendeten Forschungsaktivitäten können durch Peer Reviews der einschlägi- 
gen wissenschaftlichen Kreise begutachtet werden, um sicherzustellen, dass 
die jeweilige Risikoabschätzung glaubwürdig ist und den besten verfügbaren 
Erkenntnissen entspricht. Desgleichen können die Ergebnisse der Risiko- 
abschätzung im Rahmen eines Peer Reviews untersucht werden, bevor sie für 
die Produktabnahme vorgelegt werden, soweit es sich um Situationen handelt, 
in denen eine solche Produktabnahme erforderlich ist. In der Praxis werden 
die Unternehmen indessen darauf bedacht sein, bei diesem Prozess ihr geisti- 
ges Eigentum zu schützen, so dass der Möglichkeit der Durchführung von 
Peer Reviews unter Umständen Grenzen gesetzt sind. 

Hinzu kommt, dass von nationalen Regierungen, mit privaten oder öffentlichen 
Mitteln finanzierten wissenschaftlichen Einrichtungen und internationalen Organisa- 
tionen Orientierungshilfen für die Risikoabschätzung in ganz bestimmten Sektoren 
erarbeitet wurden. Zum Beispiel hat das Chemikalienprogramm der OECD eine 
ganze Reihe von Instrumenten für den Umgang mit Chemikalien konzipiert. Hierzu 
gehören Testleitlinien, gute Laborpraxis, Gefahreneinstufung und Kennzeichnung 
von Chemikalien usw. Genauer genommen werden beim Risikoabschätzungs- 
programm zahlreiche verschiedene Aktivitäten wahrgenommen, die darauf abzielen, 
die zur Beurteilung von Chemikalien verwendeten Methoden zu verbessern, u.a. im 
Hinblick auf die Evaluierung der Chemikalienbelastung und die Abschätzung der 
Gefährdung durch Chemikalien 19 . 

19. Das Chemikalienprogramm und das Gefahrenabschätzungsprogramm sind Teil des OECD Health and 
Safety Programme (www.oecd.org/ehs). 
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Risikomanagement 

Das Risikomanagement ist ein Prozess, der Optionen für den Umgang mit einem 
Risiko vorgibt. Experten sehen den Prozess des Risikomanagements in erster Linie 
als die Bemühung, einen integrierten Ansatz zu liefern, der der Lösung von Gesund- 
heits- und Umweltproblemen dient, der sicherstellt, dass die Entscheidungen in Bezug 
auf Risikomanagement und ökonomische Aspekte auf dem besten wissenschaftlichen 
Kenntnisstand basieren und in einem Kontext operationeller Alternativen getroffen 
werden, der für Zusammenarbeit, Kommunikation und Verhandlung zwischen den 
betroffenen Kreisen sorgt, damit Entscheidungen zustande kommen, die mehr Erfolg 
versprechen als solche, die ohne eine frühzeitige Einbeziehung der Stakeholder fest- 
gelegt werden, und der es ermöglicht, wichtige Informationen zu berücksichtigen, die 
jederzeit eintreffen können (Stirling und Mayer, 2000). 

Für das Risikomanagement gibt es eine Vielzahl von Instrumenten. Hierzu gehören 
die bereits in Kapitel 1 behandelten Umweltmanagementsysteme und Umweltaudits. 
Investitionen in Produktionsverfahren, die nicht nachhaltig sind (d.h. die die Natur- 
ressourcen erschöpfen und die Umwelt beeinträchtigen), haben langfristig gesehen 
einen geringeren Ertrag als Investitionen in nachhaltige Geschäftsaktivitäten. Die 
Verbesserung der Umweltleistung bedeutet wiederum eine Minderung des finanziellen 
Risikos, eine Überlegung, die für Versicherer eine wichtige Rolle spielt . Die Ver- 
besserung der Umweltleistung ist auch eines der Ziele der Umweltmanagement- 
systeme. In engem Zusammenhang hiermit wird im Rahmen von Umweltaudits die 
Fähigkeit eines Unternehmens beurteilt, die von ihm selbst oder im Rahmen der staat- 
lichen Regulierung für das Unternehmen vorgegebenen Risikomanagementoptionen 
einzuhalten. 

Umweltnormen. Ihre Anwendung kann Pflicht sein (und in diesem Falle sind sie 
als „technische Regeln" bekannt) oder freiwillig. Bei fehlender wissenschaftlicher 
Gewissheit in Bezug auf die Einführung eines neuen Produkts oder Verfahrens exis- 
tieren mitunter keine technischen Regeln bzw. Regeln, die voneinander abweichen. In 
diesen Fällen bieten sich Risikomanagementoptionen in der Form, dass auf freiwilliger 
Basis entsprechende Normen eingeführt werden. Diese enthalten entweder Verhaltens- 
kodizes, nach denen sich die Unternehmen richten, oder allgemeine in dem betreffen- 
den Sektor gültige Verhaltensstandards. Für das Umweltrisikomanagement zuständige 
Normungsorganisationen gibt es auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene, 
und einige von ihnen bieten auch Orientierungshilfen im Bereich der Risikoabschät- 
zung. Diese sind im Allgemeinen sehr sektorspezifisch, wobei aber die Arbeiten an 
internationalen Vereinbarungen über Umweltrisikomanagementnormen für mehrere 
weit gefasste Umweltbereiche voranschreiten, z.B. in den Bereichen Chemikalien, 
gefährliche Abfälle, Luftverschmutzung, Zerstörung der Ozonschicht, globale Erwär- 
mung, biologische Vielfalt, Biotechnologie und Pflanzenschädlinge. 

Die Tätigkeit der ISO ist in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung. 
Die ISO hat eine Reihe von Normen für Umweltmanagementsysteme sowie andere 

20. Vgl. auch den erklärenden Text bzgl. Grundsatz 7 des UN Compact (www.uncompact.org). 
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Normen für die Umweltrisikoanalyse erstellt. Neue Normungsorganisationen entstehen 
zudem in speziellen Sektoren, z.B. im Bereich der nachhaltigen Forstwirtschaft. 
Unternehmen in Sektoren mit Bezug zu den Bereichen Lebenswissenschaften, 
Nahrungsmittel und Landwirtschaft können in den Arbeiten des Kodex Ahmentarius, 
des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens und des Internationalen Tier- 
seuchenamts (International Organization for Epizootics), d.h. bei den vom WTO- 
Übereinkommen über gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen 
anerkannten Normungsgremien Orientierungshilfen finden. 

Die Rolle des Staats besteht meist in der Festlegung der Modalitäten des Risiko- 
managements. Zum Beispiel hat Kanada im Rahmen seiner Bestimmungen über toxi- 
sche Stoffe ein Strategiedokument für das Risikomanagement erarbeitet, das den 
vorgeschlagenen Ansatz für den Umgang mit durch einen bestimmten toxischen 
Stoff bedingten Risiken für die Umwelt und die menschliche Gesundheit darlegt. 
Environment Canada bietet zudem eine gezielte, termingebundene Konsultation über 
Risikomanagementstrategiepapiere im Wege direkter Kontakte mit der Wirtschaft 
und Nichtregierungsorganisationen sowie ganz allgemein durch das Einstellen ent- 
sprechender Informationen auf der Website der nationalen Umweltschutzbehörde 
(National Office of Pollution Prevention) 21 . 

Die Regierungen kooperieren zudem auf internationaler Ebene, um zu einem 
besseren Risikomanagement beizutragen. Das Chemikalienprogramm der OECD 
beinhaltet u.a. ein Risikomanagementprogramm, das darauf abzielt, Entscheidungs- 
hilfen für das Management des Chemikalieneinsatzes zu geben, so dass die Gesell- 
schaft die Vorteile dieser Erzeugnisse nutzen kann und sich das Risiko auf ein 
Mindestmaß beschränkt. Zwar richtet sich dieses Programm in erster Linie an die 
Regierungen, doch enthält es auch Orientierungshilfen für die Industrie (z.B. zu der 
Frage, wie die Chemikalienbelastung auf der Basis eines besseren Kenntnisstands 
über den Chemikalienlebenszyklus zu reduzieren ist). 

Wirtschaftsverbände bieten zudem Orientierungshilfen und Schulungen bezüg- 
lich Risikomanagementalternativen. Zum Beispiel unterstützt Croplife International, 
ein globales Netzwerk von Unternehmen der pflanzenwissenschaftlichen Industrie, 
weitreichende Programme mit dem Ziel, über 2V2 Millionen Landwirte und Gemein- 
wesen im sicheren und wirksamen Einsatz von Pestiziden zu schulen (www.gcpf.org). 

Risikokomm unikation 

Ein wichtiges Anliegen für Unternehmen, die eine Risikoanalyse durchführen, ist 
die Frage, wie dieser Prozess von der Öffentlichkeit aufgenommen wird. Die meisten 



21. Environment Canada, „Identifying Risk Management Tools for Toxic Substances Under CEPA 1999", 
(www.ec.gc.ca/envhome.html). Diese Website legt dar, welche anderen Instrumente Optionen für das 
Management von toxischen Stoffen bieten. Hierzu gehören freiwillige Maßnahmen (wie z.B. Umwelt- 
leistungsvereinbarungen und Grundsatzvereinbarungen), ökonomische Instrumente (wie z.B. finanzielle 
Anreize und Hilfen), Umweltabgaben und -steuern sowie gemeinsame Initiativen der Zentralregierung 
und der Provinzen wie z.B. in ganz Kanada geltende Normen, Leitsätze und Verhaltenskodizes, Gesetze 
auf Ebene der Provinzen und Gebietskörperschaften, Regulierungen, Genehmigungen oder andere Verfahren. 
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Unternehmen, vor allem in den Nahrungsmittel- und Konsumgüterbranchen, müssen 
vermeiden, als nicht kommunikativ oder nicht transparent genug betrachtet zu werden. 
Auf der anderen Seite kann aber auch die Bekanntgabe der Ergebnisse einer Risiko- 
analyse, besonders was Kosten und Nutzen betrifft, Beunruhigung auslösen, wenn die 
Öffentlichkeit die Dinge anders beurteilt. Die Praxis zeigt, dass eine unzulängliche 
Risikokommunikation gravierende Folgen für den Absatz eines Produkts haben und 
sogar dazu führen kann, dass es vom Markt genommen wird 22 . 

Fehlende wissenschaftliche Gewissheit ist für Wissenschaftler kein neues Phäno- 
men, da sie damit täglich konfrontiert sind. Die Öffentlichkeit ist indessen nicht an 
Regulierungsmaßnahmen gewöhnt, die bezüglich der Frage, was sicher ist oder nicht, 
umweltverträglich oder umweltschädlich, nicht auf „Fakten" beruhen, sondern auf 
Probabilität, zulässigen Toleranzen oder Expositionsgrenzen. Risikokommunikation 
zielt darauf ab, die Öffentlichkeit optimal mit Informationen zu versorgen, ohne da- 
durch jedoch ihre Ängste zu schüren. 

Für die Unternehmen ist es wichtig, den Grad der Risikoaversion des Marktes zu 
kennen, für den sie zu produzieren beabsichtigen und auf dem sie die Verantwortung 
für die mit ihren Erzeugnissen verbundene Risikokommunikation übernehmen wol- 
len. Auch die Verbraucher müssen dazu angeleitet werden, um ihnen ein besseres 
Verständnis der mit den zahlreichen Facetten ihres Lebens und ihrer Umwelt verbun- 
denen Risiken zu vermitteln. 



22. Ein Fall, über den in der Presse berichtet wurde, war ein Fettersatzstoff, der in den USA in Snackproduk- 
ten vermarktet wurde. Der Ersatzstoff wurde zur selben Zeit entwickelt wie ein vergleichbares Erzeugnis, 
eine Margarine, der ein pflanzliches Sterin hinzugefügt wurde. In beiden Fällen sind die Produkte mit 
Blick auf ein bestimmtes öffentliches Gesundheitsziel entwickelt und raffiniert worden - die Senkung des 
Fettgehalts im ersten Fall, eine Reduzierung des Risikos von Herzkrankheiten durch die Senkung des 
Cholesteringehalts im zweiten Fall. In beiden Fällen wurde die Unbedenklichkeit und Wirksamkeit der 
mit den Gesundheitsvorteilen assoziierten Bestandteile nachgewiesen (d.h. es wurde unter Beweis gestellt, 
dass es sich um sicherere und zugleich weniger fetthaltige Nahrungsmittel handelte, die dazu beitrugen, 
den Cholesterinspiegel zu senken). In beiden Fällen wurde der Nutzen für den Verbraucher auf dem 
Produktetikett hinzugefügt - Verringerung des Gesamtfettgehalts um X% und Ymg pflanzliche Sterine für 
die Senkung des Cholesterinspiegels. Beide Produkte wurden von einer aufwendigen Werbe- und Ver- 
kaufsförderungskampagne begleitet, und ihre Vermarktung erfolgte in den gesamten Vereinigten Staaten. 
Der Hauptunterschied zwischen beiden war ein gewisser Vorbehalt bezüglich eines der beiden Produkte, 
ein an den Verbraucher gerichteter „vorsorglicher Hinweis" über ein potenzielles Problem, der nach ver- 
schiedentlicher Auffassung auf dem Warenetikett mitgeteilt werden sollte. Nach einigen Jahren waren 
drei Faktoren eindeutig festzustellen: Erstens zeigte es sich anhand der vorgeschriebenen Überwachungs- 
maßnahmen nach der Vermarktung, dass das Produkt mit dem vorsorglichen Hinweis keine negativen 
Gesundheitseffekte oder Konsequenzen mit sich brachte, als andere Erzeugnisse derselben Warenkategorie 
(Snacks); zweitens wurde der Warnhinweis auf dem Etikett nach einigen Jahren entfernt und schließlich 
konnte sich das Produkt angesichts der Marktreaktion nicht am Markt behaupten. Dieser Misserfolg wurde 
der Ablehnung des Produkts infolge des „Warnhinweises" zugeschrieben, unabhängig von der Tatsache, 
dass das Produkt und seine Zutaten unbedenklich waren. Mit anderen Worten wurde das Risiko auf eine 
Art und Weise kommuniziert, die das Produkt wohl letztlich zum Scheitern verurteilte. 
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Fallstudie: Vorsorge als Teil des Risikomanagements 

Das Unternehmen Procter and Gamble integriert das Vorsorgeprinzip in seine 
Entscheidungsprozesse und benutzt hierzu einen hierarchischen Umweltmanage- 
mentrahmen, der vier Managementerfordernissen Rechnung tragen soll: Sicher- 
heit für Mensch und Umwelt, Einhaltung von Vorschriften, effiziente Ressourcen- 
nutzung und Abfallentsorgung sowie soziale Anliegen. 

Die Produkte durchlaufen während des Prozesses zur Bewertung ihrer Sicherheit 
für die menschliche Gesundheit und die Umwelt zehn Phasen. Bei der Gestaltung 
des Prozesses wurde auf Flexibilität Wert gelegt, und er soll als Orientierungshilfe 
dienen anstatt zur Kontrolle oder Begrenzung des Informationsflusses, denn „jede 
Technologie wirft wissenschaftliche Probleme auf, die potenziell einzigartig sind". 

In der ersten Phase werden auf der Basis von Fachliteratur und Laborarbeiten 
die physischen und chemischen Eigenschaften eines Erzeugnisses beurteilt, und 
es wird gegebenenfalls eine Analysemethodik konzipiert. 

In der zweiten Phase werden Gebrauchsmuster betrachtet - d.h. es wird unter- 
sucht, wie und in welcher Menge das Produkt verwendet wird. Hierbei berück- 
sichtigt werden auch Herstellungs-, Versand- und Entsorgungsmuster, um Grad 
und Art der Exposition von Menschen und Umwelt zu beurteilen. 

Die dritte Phase dient der Schätzung der durch die Verwendung des Produkts 
bedingten Schadstoffkonzentration in der Umwelt. Die in dieser Phase verwendeten 
sehr konservativen Modelle (die Exposition wird überhöht eingeschätzt) werden 
im weiteren Verlauf des Prozesses nach der in der vierten Phase durchgeführten 
Prüfung des Abbauverhaltens in der Umwelt (environmental fate assessment) auf 
der Basis realistischerer Umweltmodelle verfeinert. Die vierte Phase besteht aus 
einer Evaluierung und einem Test um herauszufinden, was nach der Entsorgung 
mit dem Produkt geschieht. 

Bei einer in der fünften Phase durchgeführten Analyse wird die Exposition 
des Menschen in verschiedenen Situationen und über verschiedene Wege abge- 
schätzt. Hierzu gehört die vorsätzliche und die unbeabsichtigte Exposition von 
Fabrikarbeitern, Verbrauchern und Umwelt durch Aufnahme über Mund, Atem- 
wege, Haut und Augen. Diese Information ist von entscheidender Bedeutung für 
die Konzipierung von Gesundheitseffekt- „Eckpunkten", anhand derer die Tests 
durchgeführt werden. 

Eine sechste Phase dient der Einschätzung der Gesundheitseffekte und erfolgt 
nach der Prüfung sämtlicher verfügbarer Daten. Dies ist ein breit angelegtes Ver- 
fahren, das gegebenenfalls die Prüfung der akuten, subchronischen und chronischen 
Toxizität, eine Prüfung auf erbgutverändernde Eigenschaften, eine Beurteilung 
der Effekte auf Entwicklungs- und Reproduktionsfunktionen, Untersuchungen 
der Effekte auf den Metabolismus und toxikokinetische Analysen einschließt. 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung) 

Anschließend folgt eine Umweltverträglichkeitsprüfung, die u.a. folgende 
Elemente umfassen kann: Einzel-Spezies-Laborversuche (zur Beurteilung akuter 
und chronischer Beeinträchtigungen), Mikrokosmosversuche und vollständige 
experimentelle Flussanalysen {experimentell stream studies) auf der Ebene der 
biologischen Komplexität des Individuums, der Population, der Gemeinschaft 
und des Ökosystems. 

Bei der Entscheidungsfindung werden schließlich alle diese Informationen 
gebündelt, um die Frage zu beantworten, ob das Erzeugnis „unter Bedingungen 
bestimmungsgemäßen Gebrauchs und realistisch vorhersehbaren Missbrauchs für 
Menschen und Umwelt sicher ist". Wird die Entscheidung getroffen, das Produkt 
auf den Markt zu bringen, wird es dort anschließend überwacht. Hierzu kann 
Field Marketing sowie die Überwachung der Gesundheit der Beschäftigten 
gehören, ferner die Reaktion auf Verbraucherkommentare. 

Die letzte Phase besteht darin, dass bezüglich der mit dem Gebrauch des Pro- 
dukts verbundenen, für inakzeptabel befundenen Risiken Vorsorgemaßnahmen 
getroffen werden. Dies kann durch Eingriffe in Teile des Produktlebenszyklus 
oder auch eine Überprüfung des EntScheidungsprozesses geschehen, wenn neue 
Informationen verfügbar werden, die einen sichereren Einsatz des Produktes 
gewährleisten. 

Quelle: Bishop, Pittinger und Kohrman (2000). 



Die Instrumente der Risikokommunikation reichen von der direkten Öffentlichkeits- 
arbeit in den betroffenen Gemeinwesen bis hin zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
des Unternehmens. Grundlegend handelt es sich bei diesen Kommunikationsinstru- 
menten um dieselben Instrumente, die von den Unternehmen dazu benutzt werden, 
über ihre Aktivitäten allgemein zu informieren, u.a. durch Websites und Jahres- 
berichte. Über die Warenkennzeichnung als Risikomanagementinstrument wurde in 
dem Sinne viel geschrieben, als sie dem Verbraucher die Entscheidung bezüglich des 
Risikos überlässt, das mit den auf dem Etikett beschriebenen Merkmalen verbunden 
ist. Da die Kennzeichnung üblicherweise die Konformität mit einer freiwillig einge- 
haltenen, verfahrensbezogenen Norm bescheinigt, kann sie ein effektives Mittel sein, 
um die Ergebnisse der Risikoabschätzung und die entsprechenden Entscheidungen 
des Managements öffentlich zu verbreiten. 

Neue institutionelle Lösungen auf internationaler Ebene bezüglich der Notwen- 
digkeit einer besseren Risikokommunikation beginnen sich abzuzeichnen. Die OECD 
hat Orientierungshilfen zu sämtlichen Aspekten der Risikoanalyse in den Bereichen 
Chemikalien und Biotechnologie erarbeitet; der Kodex Alimentarius und die Europä- 
ische Behörde für Lebensmittelsicherheit befassen sich schwerpunktmäßig mit Fragen 
der Lebensmittelsicherheit. Der von der OECD erarbeitete Leitfaden für die Risiko- 
kommunikation beim Umgang mit gefährlichen Chemikalien bietet eine Reihe von 
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Instrumenten an, die den Unternehmen je nach Situation und Zielgruppe zur Wahl 
stehen (OECD, 2002b). Zum Beispiel gibt dieses Dokument Orientierungshilfen für 
die Kommunikation mit dem Bürger, den Medien und institutionellen Stakeholdern 
im Hinblick auf die Frage, wie zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Zielgruppen 
zu differenzieren ist und wie die einzelnen Subkulturen der Gesellschaft anzusprechen 
sind. Obwohl das Dokument eigens auf die chemische Industrie abgestellt ist, sind die 
Anregungen auch für Risikokommunikationsstrategien in anderen Sektoren relevant. 
Das Dokument schlägt auch eine Reihe von Grundsätzen guter Risikokommunikations- 
praxis vor: 

• Mit einer kritischen Prüfung der eigenen Leistung beginnen. 

• Ein Programm aufstellen, bei dem Risikomanagement und Risikokommuni- 
kation integriert sind, und das ständige Bemühungen um die Kommunikation 
mit den wichtigsten Stakeholdern (u.a. den Verbrauchern) während des 
Managementprozesses sicherstellt. 

• Die Kommunikation auf die Bedürfnisse einer bestimmten Zielgruppe, und 
nicht auf die der Informationsquelle zuschneiden. 

• Das Kommunikationsprogramm auf gut organisierte Art und Weise anpassen 
und modifizieren, um ein Feedback zu bekommen und Veränderungen in den 
Werten und Präferenzen wahrnehmen zu können. 



Kasten 6 Konzipierung effektiver Aussagen zur Risikokommunikation 

Die folgenden Anregungen könnten den für die Risikokommunikation Ver- 
antwortlichen dabei behilflich sein, mit ihren Aussagen die größtmögliche Wir- 
kung zu erzielen: 

• Geben Sie Ihre Absichten klar zu erkennen und machen Sie sie zur zentralen 
Aussage Ihrer Kommunikationsbemühungen. 

• Vereinfachen Sie Ihre Aussage so weit wie möglich, ohne jedoch ungenau zu 
sein. 

• Stellen Sie die einfacheren Aussagen (allgemeine Informationen) an den 
Beginn des Textes und gehen Sie dann allmählich zu den komplexeren Inhalten 
(spezifische Angaben) über. 

• Gehen Sie niemals vom Vorhandensein technischen Sachverstands aus, es sei 
denn, bei den Adressaten handelt es sich einwandfrei um einen technisch vor- 
gebildeten Personenkreis. 

• Antizipieren Sie die Interessenschwerpunkte Ihrer Zielgruppen und gestalten 
Sie Ihr Kommunikationsprogramm so, dass es auf deren Bedürfnisse zuge- 
schnitten ist. 

Quelle: OECD (2002b). 
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In jüngster Zeit wurde unter der Schirmherrschaft des WBCSD (World Business 
Council for Sustainable Development) der International Risk Governance Council als 
unabhängiges Gremium im Rahmen einer öffentlich-privaten Partnerschaft ins Leben 
gerufen, die dabei helfen soll, die Lücke zwischen Wissenschaft, technologischer 
Entwicklung und Öffentlichkeit zu schließen. Dieser Rat wird die Regierungen, die 
Wirtschaft und andere Organisationen in den Entwicklungsländern und den Industrie- 
staaten dadurch unterstützen, dass er eine Plattform für die weltweite Debatte und 
eine Quelle zusammengetragener (nach Möglichkeit harmonisierter) wissenschaftlicher 
Erkenntnisse bietet. Er wird überdies allgemeine Empfehlungen und Richtlinien 
erarbeiten. Seine Aufgabe besteht darin, als Spiegel verschiedener Auffassungen und 
Praktiken und durch die Bereitstellung unabhängiger zuverlässiger Informationen 
sowie Verbesserung des Wissens über wichtige Risikofaktoren und deren Einschät- 
zung das öffentliche Vertrauen in die Risikogovernance und die mit ihr verbundenen 
Entscheidungsprozesse zu stärken (www.irgc.org). 



Literaturverzeichnis 

Business Roundtable (2003), "A Business Roundtable WTO Policy paper: A Balanced 
Approach to Precaution and Risk", www.businessroundtable.org. 

CCPA (Canadian Chemicals Producers Association) (2000), "Discussion Paper on the 
Precautionary Principle as it applies to Public Policy Decisions", www.ccpa.ca. 

Europäische Kommission (2000), "Mitteilung der Kommission über die Anwendbar- 
keit des Vorsorgeprinzips" ', www.europa.eu.int. 

EUA (Europäische Umweltagentur) (2000), "Late lessons from early warnings: the 
precautionary principle 1896-2000", www.eea.eu.int. 

Goklany, Indur M. (2001), "The Precautionary Principle: A Critical Appraisal of 
Environmental Risk Assessment" . In Janet D. Gough, "Environmental Decision 
Making and Risk Management for Groundwater Systems", www.fplc.edu. 

ICC (Internationale Handelskammer) (2002), "Precaution, science, risk and trade", 
www.iccwbo.org. 

MacKenzie, R. (n.d.), "Environmental Risk Analysis" , www.isb.vt.edu. 

Kodex-Alimentarius-Kommission, Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen / Weltgesundheitsorganisation (2001), "Procedural Manual", 
www.codexalimentarius.net. 

OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) (1997), 

"The economic appraisal of environmental projects and policies: a practical guide", 
www.oecd.org. 

OECD (1998), "Guidelines for Testing of Chemicals" (erstmals veröffentlicht im Jahr 
1981, Neuausgabe 1993, letzte Aktualisierung 1998). 



90 - UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 



Copyrlghled material 



OECD (2001), "OECD Guidelines for Multinational Enterprises: text, commentary 
and clarifications" . 

OECD (2002a), "Uncertainty and Precaution: Implications for Trade and Environ- 
ment". 

OECD (2002b), "OECD Guidance Document on Risk Communication for Chemical 
Risk Management". 

OECD (2003a), "Description of Selected Key Generic Terms Used in Chemical 
Hazard/Risk Assessment" . 

OECD (2003b), "Emerging Risks in the 21 st Century". 

Raffensperger, C. und J. Tickner (1999), "Protecting the Public Health and the 
Environment, Implementing the Precautionary Principle". 

Schierow, Linda- Jo (2001), "The Role of Risk Assessment and Risk Management in 
Environmental Protection" . 

Stirling, A. und S. Mayer, (2000), "Precautionary Approaches to the Appraisal of 
Risk: A Case Study of a Genetically Modified Crop", International Journal of 
Occupational and Environmental Health. 

Weltbank (1997), "Environmental Assessment Sourcebook", www.worldbank.org. 

WBCSD (World Business Council for Sustainable Development) (1997), "Environ- 
mental Assessment - A Business Perspective", www.wbcsd.org. 



UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 - 91 



Copyrighted maBrial 



Copyrkjhted maBrial 



5. NOTFALL VERHÜTUNG, RISIKO VORSORGE UND 
MASSNAHMEN IM SCHADENSFALL 



Kapitel V, Punkt 5 

[Die Unternehmen sollten]: 

„Krisenpläne bereithalten, um ernste Umwelt- und Gesundheits- 
schäden zu vermeiden, zu mildern bzw. zu meistern, die durch ihre 
Aktivitäten, einschließlich Unfällen und Krisensituationen, verur- 
sacht werden könnten, und Mechanismen zur sofortigen Meldung 
an die zuständigen Behörden vorsehen. " 



Im Mittelpunkt eines soliden Umweltmanagements stehen Prävention, Milderung 
und Kontrolle von Umwelt- und Gesundheitsschäden, die mit den Aktivitäten eines 
Unternehmens in Zusammenhang stehen. In den vorigen Kapiteln wurden die wich- 
tigsten verfügbaren Instrumente untersucht, mit denen diese Ziele im täglichen 
Geschäftsbetrieb zu erreichen sind - einschließlich Implementierung eines Umwelt- 
managementsystems, Einführung eines Ökobilanzierungsansatzes und Durchführung 
von Risikoanalysen. Das vorliegende Kapitel konzentriert sich daher auf Verhütung, 
Milderung und Kontrolle von Umwelt- und Gesundheits Schäden, die durch Unfälle 
und Krisensituation entstehen können. 

Die Leitsätze beziehen sich auf die Aspekte, die im Allgemeinen als die drei 
wichtigsten Elemente des Krisenmanagements betrachtet werden: 

• Prävention. Die Minimierung der Eintritts Wahrscheinlichkeit eines Unfalls. 

• Vorsorge und Milderung. Die Milderung der Folgen von Unfällen mittels 
Krisenplanaufstellung, Flächenbelegungsplanung und Risikokommunikation. 

• Maßnahmen im Schadensfall. Die Begrenzung von Gesundheits-, Umwelt- 
und Sachschäden im Falle eines Unfalls. Dazu gehören auch Maßnahmen, die 
erforderlich sind, um aus den bei Unfällen und anderen unerwarteten Ereig- 
nissen gemachten Erfahrungen zu lernen (Folio w-up-Maßnahmen) und die 
Zahl künftiger Störfälle zu reduzieren (Verhütung). 

Es ist schwierig, diese drei Elemente völlig voneinander zu trennen; vielmehr 
sollten sie als Teil eines Krisenmanagementzyklus oder -kontinuums betrachtet werden 
(vgl. Abb. 5). 
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Abbildung 5 Krisenmanagementzyklus 
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auf den Ernstfall 



Vorsorge 



Maßnahmen im Schadensfall 

Umgang mit den Folgen eines Unfalls und Bereitstellung 
von Soforthilfe sowie Einleitung von Schritten, um den 
ursprünglichen Zustand wiederherzustellen und zur 
Normalität zurückzukehren 



Quelle: OECD (2003). 

Im Laufe der neunziger Jahre wurden relativ rasch öffentliche und private Systeme 
für Notfallverhütung, Risikovorsorge und Maßnahmen im Schadensfall eingeführt. 
Diese Entwicklungen waren z.T. eine Folge von Ereignissen wie dem Chemikalien- 
unfall von Bhopal (Indien) 1984 und einer Ölpest in Alaska (USA) 1989, die die 
Dringlichkeit gesetzlicher Regelungen und freiwilliger Maßnahmen im Bereich der 
Notfall Verhütung, Risikovorsorge und Berichterstattung über Industrieunfälle dring- 
licher erhöhten (UNCSD, 1997). Einerseits wurden neue nationale und internationale 
Gesetze verabschiedet. Andererseits wurden Fragen der Notfallvorsorge auch explizit 
in marktorientierten internationalen Normen wie z.B. ISO 14001 und Verhaltens- 
kodizes aufgegriffen. 

Herausforderungen und Chancen 

Für Unternehmen geht die Hauptmotivation, Krisenpläne zur Verhütung, Milderung 
und Kontrolle von Umwelt- und Gesundheitsschäden aufzustellen, von der einschlä- 
gigen Gesetzgebung aus. Die diesbezüglich relevanten gesetzlichen Regelungen 
betreffen die Unfall- und Notfallverhütung sowie Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz . 

Schwere Unfälle haben die Konzipierung internationaler Instrumente beschleunigt. 
In Europa führte ein schwerer Unfall in den siebziger Jahren zur Verabschiedung 
gesetzlicher Regelungen (Seveso-Richtlinie der EU), die die Verhütung und Kontrolle 
schwerer Unfälle mit Gefahrstoffen zum Ziel haben . Die Seveso-Richtlinie (und 
deren spätere geänderten Fassungen) verlangten, dass Unternehmen, die bestimmte 



23. Die Leitsätze für multinationale Unternehmen behandeln das Thema Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz im Kapitel über „Beschäftigung und Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen". Im vorliegen- 
den Bericht wird auf Fragen der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz nur insoweit eingegangen, als 
sie mit den spezifischen Teilen des „Umwelf'-Kapitels in Zusammenhang stehen. 

24. Europäische Kornmission, "Chemical Accident Prevention, Preparedness and Response", http//:europa.eu.int. 
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Kriterien erfüllen, eine Unfallverhütungspolitik, Sicherheitsmanagementsysteme und 
-berichte sowie einen Notfallvorsorgeplan ausarbeiten. Ein weiteres Beispiel ist das 
Helsinki-Übereinkommen über die grenzüberschreitenden Auswirkungen von Industrie- 
unfällen, mit dem für die Teilnehmerstaaten ein Benachrichtigungssystem und ein 
ordnungsrechtlicher Rahmen geschaffen wurde 25 . 

Weitere Veränderungen erfolgten auf der Ebene der nationalen Gesetze und 
Bestimmungen. Zum Teil als Antwort auf die Besorgnis der Bevölkerung und des 
Kongresses über den Unfall von Bhopal und negative Vorfälle in den Vereinigten 
Staaten wurde 1986 in den USA der Emergency Flanning and Community Right-to- 
Know Act (Percival et al., 1996) verabschiedet. Diesem Gesetz zufolge müssen die 
Unternehmen Maßnahmen wie die Aufstellung eines Chemie-Krisenplans, Bericht- 
erstattung und Offenlegung von Informationen über die Freisetzung toxischer Stoffe 
ergreifen. Führt ein Chemieunfall zur Freisetzung bestimmter Gefahrstoffe, haben die 
Bürger das Recht, darüber informiert zu werden. Die Unternehmen müssen die ört- 
lichen Behörden daher unverzüglich über die unfallbedingte Freisetzung gefährlicher 
Stoffe in Kenntnis setzen, wenn bestimmte Grenzwerte überschritten werden, und einen 
Folgemaßnahmen-Notfallbericht vorlegen . 

Die in verschiedenen Ländern und Regionen entstandenen Umwelt- und Sicher- 
heitsvorschriftensysteme weichen im Hinblick auf die Methoden, die zur Erreichung der 
einschlägigen Zielsetzungen angewandt werden, erheblich voneinander ab und reichen 
von sehr regulierungsbetonten, präskriptiven bis hin zu eher flexiblen Systemen, die 
Umwelt- und Sicherheitsfragen aus einer ganz anderen Perspektive behandeln 
(IPIECA, 2002). Die Notfallverhütung kann jedoch nicht ausschließlich auf gesetz- 
lichen Regelungen basieren. Meist liegt es durchaus im Interesse der Unternehmen 
selbst, freiwillige Verhaltenskodizes zu beachten, denn sie haben die Wahl, diese 
Kodizes sowohl als ein Instrument zur Einhaltung ordnungsrechtlicher Bestimmun- 
gen als auch mit dem Ziel, sich vor einer „Überregulierung" durch den Gesetzgeber 
zu schützen. 

Wie bereits in Kapitel 6 des Berichts ausgeführt, ist zur Erreichung kontinuier- 
licher Umweltverbesserungen meist die Einbeziehung weiterer Teile der Wert- 
schöpfungskette erforderlich, die nicht Eigentum des Unternehmens sind, wie z.B. 
Zulieferer und Auftragnehmer. Die folgende Fallstudie zeigt ein Beispiel der Bemühun- 
gen eines Unternehmens, Auftragnehmer in Notfallplanungsaktivitäten einzubeziehen. 
Das Endziel besteht darin, die Unfallhäufigkeit zu reduzieren und die Arbeitnehmer 
vor Schaden zu schützen. 

Ein Hindernis bei der Umsetzung freiwilliger Normen in diesem Bereich war die 
Tatsache, dass für viele Unternehmen wenig Anreiz bestand, ihre Schwierigkeiten bei 
der Einführung von Notfallverhütungsmaßnahmen mitzuteilen. Der breiten Öffentlich- 
keit gegenüber zuzugeben, dass ein Unternehmen bei der Umsetzung umweltspezifi- 



25. Der Text des Übereinkommens ist verfügbar unter www.unece.org. 

26. Wegen eines Überblicks hierzu vgl. US Environmental Protection Agency, „ Chemical Emergency Prepared- 
ness and Prevention" , www.epa.gov. 

UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 - 95 



scher Sicherheitsmaßnahmen mit Herausforderungen oder Problemen konfrontiert ist, 
fällt den Unternehmen offenkundig schwer, weil die Möglichkeit von Imageschäden 
besteht und derartige Informationen als Warnung vor potenziellen Haftung s Verpflich- 
tungen betrachtet werden können. Hinzu kommt die Tatsache, dass viele Unternehmen 
die aus betriebsinternen Sicherheits- und Konformitätsaudits stammenden Daten 
als vertraulich betrachten. Andererseits sehen die Stakeholder es aber als eine 
gesunde Praxis, wenn die Öffentlichkeit über die Schwierigkeiten informiert wird, 
mit denen die Unternehmen bei der Verhütung künftiger Notfälle konfrontiert sind, 
nicht zuletzt deshalb, weil bei einem Notfall die Allgemeinheit als erste davon 
betroffen sein kann. 



Fallstudie: Einbeziehung der Auftragnehmer in die Notfallplanung 

Grupo Terranova besteht aus vertikal integrierten Unternehmen, deren 
Tätigkeitsbereich von der Forstwirtschaft bis zum Vertrieb von Fertigprodukten 
reicht, und gehört zu den größten Unternehmen des chilenischen Holz verarbeiten- 
den Sektors. Im Rahmen ihrer Sicherheitspolitik verfügt Grupo Terranova über 
Unfallverhütung sprogramme und fördert die Berichterstattung über Zwischenfälle. 
Im forstwirtschaftlichen Bereich wie auch im Geschäftsbereich Sägemühlen um- 
fassen die Unfallverhütungsprogramme Investitionen in Schutzausrüstungen, 
Sicherheitsexperten, Krankenpflegeeinrichtungen, Zertifizierung kritischer Aktivi- 
täten, Versicherungsprämien für Kranken- und Unfallversicherung und Schulungen. 
Von den Aufsichtspersonen werden sämtliche Aktivitäten häufig vor Ort inspiziert 
und der Stand der Risiko Verhütung überprüft. Die Verfahren und Anleitungen für 
arbeitsbedingte Unfälle legen die im Falle eines Unfalls einzuleitenden Schritte 
fest. Das Unternehmen verfügt über einen Risikoverhütungsexperten, der alle für 
das Unternehmen tätigen forstwirtschaftlichen Dienstleistungsunternehmen berät. 

In einigen Fällen werden jedoch viele operative Aktivitäten von Dienstleistungs- 
unternehmen wahrgenommen, was eine höhere Unfallfrequenz bei den Auftrag- 
nehmern als bei den eigenen Beschäftigten zur Folge hat. Das Unternehmen for- 
dert seine Fertigungsstätten daher auf, Unfälle zu melden, so dass Korrekturmaß- 
nahmen ins Auge gefasst werden können, um neuerliche Unfälle zu vermeiden. 
Die Unfallinformationen werden von den forstwirtschaftlichen Dienstleistungs- 
unternehmen geliefert und durch Monatsberichte bestätigt, die nach bestimmten 
Richtlinien erstattet werden. 

Ein Instrument zur Einbeziehung der forstwirtschaftlichen Dienstleistungs- 
unternehmen ist die Veranstaltung jährlich stattfindender Zusammenkünfte der für 
Terranova tätigen Arbeitnehmer. Hierdurch soll den Arbeitnehmern Gelegenheit 
gegeben werden, sich zu treffen und Erfahrungen auszutauschen, die für eine 
Verbesserung ihrer Arbeit und Praktiken nützlich sein könnten. 

Quelle: Grupo Terranova, www.terranova.com. 
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Traditionell lag die Verantwortung für Krisen- und Notfallmaßnahmen größten- 
teils bei den hierfür zuständigen Experten in Regierung und Industrie. In den letzten 
Jahren ist jedoch die Rolle der Gesellschaft im Prozess der Krisenplanung und in 
Bezug auf Maßnahmen im Schadensfall deutlicher sichtbar geworden (OECD, 2003). 
In dem Maße, wie das Postulat der Transparenz für die Unternehmen an Bedeutung 
gewinnt, werden in die Berichterstattung der Unternehmen über umweit-, gesundheits- 
und sicherheits spezifische Fragen zunehmend Informationen über die Mitwirkung der 
Gesellschaft am Umwelt- und Notfallmanagement einbezogen. Die Einbeziehung der 
Gesellschaft und anderer Stakeholder bei der Notfallverhütung und bei Maßnahmen 
im Schadensfall dürfte künftig zunehmen. 

Instrumente und Konzepte 

Standardisierte Konzepte 

ISO 14001 

ISO 14001 enthält Kernanforderungen für die Einrichtung eines Umweltmanage- 
mentsystems, das auf ständige Verbesserung angelegt ist. Wie in Kapitel 1 beschrie- 
ben, sollten die Unternehmen gemäß ISO 14001 einem „Planen-Umsetzen-Prüfen- 
Verbessern"-Ablaufschema folgen. Das Thema Notfallvorsorge und Maßnahmen im 
Schadensfall wird in verschiedenen Teilen des Systems angegangen, doch werden 
diese Fragen vor allem im Stadium der Umsetzung und des Betriebs der Management- 
systeme („Tun") behandelt. Die Unternehmen müssen Verfahren entwickeln und auf- 
rechterhalten, um potenzielle Gefahrenquellen sowie Maßnahmen zu identifizieren, mit 
denen auf Unfälle und Notsituationen reagiert werden kann und mit denen sich dadurch 
entstehende Umwelteffekte verhüten und lindern lassen (ISO, 1996a). Die Norm ver- 
langt zudem, dass die Unternehmen ihre Krisenvorsorge und die bei Störungen vorgesehe- 
nen Maßnahmen überprüfen (und gegebenenfalls ändern), insbesondere nach Unfällen 
oder Notsituationen, und solche Verfahren, soweit praktikabel, regelmäßig testen. Ferner 
legt ISO 14001 den Unternehmen nahe, Verfahren einzuführen, die das Einholen und 
Dokumentieren von Informationen interessierter Kreise sowie die Reaktion auf ent- 
sprechende Informationen und Anfragen regeln, darunter auch die Kommunikation 
über Notfallplanung mit den zuständigen Behörden. Im Falle der Nichteinhaltung der 
Normen (z.B. unfallbedingtes Freiwerden gefährlicher Giftstoffe) müsste das Unter- 
nehmen Verfahren festlegen, um Nachforschungen über die Frage anzustellen, was 
geschehen ist, und dann korrigierende und unfallverhütende Maßnahmen einzuleiten. 

Nach ISO 14004 - eine Norm mit Orientierungshilfen für die Einführung von 
ISO- 14001 -kompatiblen Umweltmanagementsystemen - sollten bei den Betriebs- 
verfahren gegebenenfalls folgende Aspekte berücksichtigt werden: die unfallbedingte 
Freisetzung von Schadstoffen in der Atmosphäre, die unfallbedingten Schadstoff- 
einträge in Wasser und Boden sowie spezifische, aus unfallbedingten Freisetzungen 
resultierende Effekte auf Umwelt und Ökosysteme. Bei diesen Verfahren sollten Vor- 
fälle berücksichtigt werden, die durch anormale Betriebszustände und Unfälle sowie 
durch potenzielle Notfallsituationen entstehen oder entstehen können (ISO, 1996b). 
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Kasten 7 Notfallprävention und Arbeitsschutzmanagement 

Bei Eintreten einer Notsituation oder eines Unfalls sind häufig die Arbeit- 
nehmer als erste exponiert. Eines der Ziele von Notfallplänen besteht daher darin, 
in derartigen Situationen den Gesundheitsschutz und die Sicherheit der Arbeit- 
nehmer zu gewährleisten. Umweltmanagementsysteme, wie z.B. die nach ISO 
14001, geben allgemeine Handlungshilfen bezüglich der in Notfällen oder bei 
Unfällen zu ergreifenden Maßnahmen. Diese können Maßnahmen im Rahmen 
von Managementinstrumenten für Arbeitsschutz, wie z.B. ILO-OSH 2001 und 
OHSAS 18001 ergänzen. 

Der ILO-Leitfaden für Arbeitsschutzmanagementsysteme - ILO-OSH 2001 - 
fördert die Implementierung und Integration von Arbeitsschutzmanagementsys- 
temen (AMS) als Teil des allgemeinen Managements einer Organisation 27 . Der 
Leitfaden empfiehlt, Regelungen für Notfallprävention, Risikovorsorge und 
Maßnahmen im Schadensfall festzulegen und in Bereitschaft zu halten. Diese 
Regelungen sollten der Größe und Art der Aktivitäten der Organisation angemessen 
sein und in Zusammenarbeit mit externen Notfalldiensten und anderen einschlä- 
gigen Stellen aufgestellt werden. Sie sollten: 

• die Bereitstellung der erforderlichen Informationen, die interne Kommunika- 
tion und Koordination gewährleisten, um bei Eintreten eines Notfalls alle 
Menschen am Arbeitsplatz zu schützen; 

• die Weitergabe von Informationen an die zuständigen Stellen und die Kom- 
munikation mit diesen gewährleisten; 

• auf Themen wie erste Hilfe und ärztliche Versorgung, Brandbekämpfung und 
Evakuierung aller Personen am Arbeitsplatz eingehen; 

• für alle Mitarbeiter der Organisation sachdienliche Informationen und 
Schulungen vorsehen, u.a. auch regelmäßige Übungen in den Bereichen Not- 
fallprävention, Risikovorsorge und Maßnahmen im Schadensfall. 

OHSAS 18001 enthält die Festlegungen über ein Arbeits schutzmanagement- 
system, das es den Unternehmen ermöglicht, ihre Arbeitsschutzrisiken unter 
Kontrolle zu halten und ihre Ergebnisse zu verbessern. 

Die Norm OHSAS 18001 ist mit ISO 14001 kompatibel, die Unternehmen, 
die dies wünschen, die Integration von Qualitäts-, Umwelt-, Arbeitsschutz- und 
Sicherheitsmanagementsystemen erleichtern kann. ISO 14001 und OHSAS 18001 

(Fortsetzung nächste Seite) 



27. Der ILO-OSH 2001 Leitfaden wurde von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) nach international 
vereinbarten Grundsätzen erarbeitet, die von den in der ILO vertretenen Sozialpartnern (Staat, Wirtschaft 
und Arbeitnehmer) definiert wurden. Der Zweck dieses Leitfadens besteht darin, zum Schutz der Arbeit- 
nehmer vor Gefahren und zur Vermeidung von arbeitsbedingten Verletzungen, Gesundheitsschäden, 
Krankheiten, Zwischenfällen und Sterbefällen beizutragen. Der Leitfaden bezieht sich sowohl auf natio- 
nale Rahmen für Arbeitsschutzsysteme als auch auf Arbeitsschutzmanagementsysteme innerhalb einer 
Organisation. 
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bieten ergänzende Modelle zur formellen Regulierung im Bereich des Notfall- 
managements. Den Unternehmen steht es frei, ISO 14001, OHSAS 18001 oder 
beide Normen anzuwenden. Ebenso wie in ISO 14001 sind auch in OHSAS 
18001 fünf Anforderungen mit dem Schwergewicht auf Risikovorsorge und 
Maßnahmen im Schadensfall festgelegt. Die Unternehmen müssen potenzielle 
Zwischenfälle und Notfallsituationen identifizieren; sie müssen mögliche 
Erkrankungen und Verletzungen verhüten und möglichst gering halten; sie müs- 
sen auf Zwischenfälle und Notfallsituationen reagieren, wenn solche eintreten; 
sie müssen nach einem tatsächlich eingetretenen Zwischenfall die Verfahren der 
Risikovorsorge und Schadensbehebung überprüfen und revidieren, und sie 
müssen die Verfahren zur Durchführung von Maßnahmen im Schadensfall in 
regelmäßigen Zeitabständen testen. 

Im Hinblick auf das Eintreten eines Unfalls verlangt OHSAS 18001 von den 
Unternehmen die Konzipierung und Aufrechterhaltung von Verfahren, um 
Zuständigkeiten und Befugnisse in Bezug auf die Vorgehensweise bei einem 
Unfall und die Ermittlungen über dessen Ursachen festzulegen; die Durchführung 
von Maßnahmen zur Linderung der Unfallfolgen, die Einleitung und Umsetzung 
korrigierender und vorbeugender Maßnahmen sowie die Bestätigung der Wirk- 
samkeit der betroffenen korrigierenden und vorbeugenden Maßnahmen. 

Quelle: ILO, www.ilo.org und BSI (2002). 



Bei der Aufstellung eines Krisenplans entsprechend ISO 14004 könnten die 
Unternehmen folgende Punkte mit einbeziehen: 

• Notfallorganisation und -Verantwortlichkeiten; 

• eine Liste der wichtigsten Mitarbeiter; 

• Angaben über die Notfalldienste (z.B. Brandschutzabteilung, Stellen für 
Sanierungsarbeiten nach dem Austreten von Gefahrstoffen); 

• betriebsinterne und -externe Kommunikationspläne; 

• bei Notfällen verschiedener Art eingeleitete Maßnahmen; 

• Informationen über Gefahrstoffe, unter Angabe potenzieller Umwelteffekte 
der einzelnen Stoffe, und im Falle einer unfallbedingten Freisetzung zu er- 
greifende Maßnahmen; 

• Schulungsprogramme und Wirksamkeitsprüfungen. 

Ein Teil der Implementierung des Managementsystems nach ISO 14001 erfordert 
die Schulung der Beschäftigten. Im Rahmen der in der Norm enthaltenen Anforde- 
rung „Schulung, Sensibilisierung und Kompetenz" verlangt ISO 14001, dass die Unter- 
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nehmen Verfahren konzipieren und aufrechterhalten, um die Beschäftigten für ihre 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Hinblick auf die Erzielung der Konformität 
mit den Anforderungen des Umweltmanagementsystems, einschließlich der Notfall- 
vorsorge und der Maßnahmen im Schadensfall, zu sensibilisieren. Nähere Einzelheiten 
über die Umweltschulung finden sich in Kapitel 7. 



Fallstudie: Aus Zwischenfällen Lehren ziehen 

Für Unternehmen, die in verschiedenen Sektoren und zahlreichen Ländern 
tätig sind, ist es nahezu unmöglich, nur einen einzigen Notfallpräventions- und 
Risikovorsorgeansatz zu haben. Bei der folgenden Fallstudie geht es um ein 
Unternehmen der Grundstoffindustrie, BHP Billiton, das mit Aluminium, Energie- 
kohle, Hüttenkohle, Kupfer, Eisenlegierungen, Eisenerz und Titanmineralien 
arbeitet und in erheblichem Maße in den Sektoren Öl, Gas, Flüssigerdgas, Nickel, 
Diamanten und Silber engagiert ist. 

Das Krisenmanagement wird in den für die Aktivitäten des BHP-Billiton- 
Unternehmens geltenden „Health, Safety, Environment and Community Manage- 
ment Standards" geregelt. Diese Normen stimmen mit den Unternehmens weit 
durchgeführten Risikomanagementmaßnahmen sowie mit der Norm ISO 14001 
überein. Sie werden mindestens alle drei Jahre überarbeitet und falls notwendig 
geändert sowie entsprechend den Erfordernissen der innerbetrieblichen Kontrolle 
neu herausgegeben. 

Bei Eintreten eines Zwischenfalls muss BHP Billiton über diesen nach einer 
bestimmten internen Norm Bericht erstatten, Ermittlungen anstellen und Analysen 
durchführen. Korrigierende und vorbeugende Maßnahmen werden eingeleitet, 
und die zu ziehenden Lehren werden weitergegeben. Die Ermittlungen erstrecken 
sich auf die Identifizierung und Dokumentierung sämtlicher Faktoren und grund- 
legenden Ursachen, die zu dem Zwischenfall beigetragen haben, die Kontrollen, 
die seiner Verhütung dienen sollten, und die Analyse etwaigen Versagens dieser 
Kontrollen. Die Ermittler identifizieren Korrektur- und Präventionsmaßnahmen 
und legen entsprechende Prioritäten fest. 

Die anhand der Ermittlungen gewonnenen Informationen werden analysiert, 
um die aus dem Zwischenfall zu ziehenden Lehren zu identifizieren und Tenden- 
zen zu beobachten, sie werden sodann an das Management weitergegeben, um 
Normen, Systeme und Praktiken zu verbessern. Die gezogenen Lehren werden 
allen Mitarbeitern der Organisation und gegebenenfalls anderen Stakeholdern 
zugänglich gemacht. Für das Eintreten eines bedeutenden Zwischenfalls sind 
Systeme vorgesehen, die sicherstellen, dass die betreffenden Arbeiten erst wieder 
aufgenommen werden, wenn Maßnahmen zur Reduzierung des Risikos eines 
erneuten Zwischenfalls getroffen wurden und nachdem von der entsprechenden 
Unternehmensebene die Erlaubnis hierzu erteilt wurde. 

Quelle: BHP Billiton, www.bhpbilliton.com. 



100 - UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 



Copyrkjhted maBrial 



Freiwillige Verhaltenskodizes und andere Leitlinien 

Notfallmanagement als allgemeiner Unternehmens grundsatz 

Die Internationale Handelskammer (ICC) hat Notfallvorsorge in die 16 Grundsätze 
des Umweltmanagements ihrer Charta für eine langfristig tragfähige Entwicklung 
aufgenommen (www.iccwbo.org). Die Grundsätze der Coalition for Environmentally 
Responsible Economies (CERES) verlangen von den Unterzeichnern der Charta, eine 
systematische Selbstevaluierung ihrer Umweltfortschritte durchzuführen und einen 
der Öffentlichkeit zugänglichen Jahresbericht zu erstellen. Die sich den CERES- 
Grundsätzen anschließenden Unternehmen verpflichten sich, danach zu streben, die 
Risiken für die Beschäftigten und die Bevölkerung in dem Gebiet, in dem sie tätig 
sind, „durch sichere Technologien, Produktions Stätten und Betriebsabläufe und durch 
Notfallvorsorge" auf ein Minimum zu begrenzen. Darüber hinaus verpflichten sich 
die Unterzeichner gemäß dem Grundsatz der Information der Öffentlichkeit, „jeden 
rechtzeitig zu informieren, der von den durch die Unternehmenstätigkeit möglicher- 
weise entstehenden Gefährdungen für die Gesundheit, die Sicherheit oder die Umwelt 
betroffen sein könnte, und keine Maßnahmen gegen Beschäftigte zu ergreifen, die 
dem Management oder den zuständigen Behörden gefährliche Ereignisse oder Bedin- 
gungen melden". 



Kasten 8 Beispiele für in CERES-Berichten behandelte Fragen: 

Notfallvorsorge 

• Verfügt ihr Unternehmen über geschultes Personal und die entsprechenden 
Einrichtungen, so dass es in der Lage ist, mit Chemienotfällen umzugehen, zu 
denen es in ihren Anlagen kommen könnte, u.a. auch Notfallsituationen mit 
radioaktivem Material? 

• Führt ihr Unternehmen in allen Ortschaften, an denen sich Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Produktionsstätten befinden, Trainingsmaßnahmen und Übungen 
mit Feuerwehren und Rettungsmannschaften durch? 

• Hält ihr Unternehmen die für die Gefahrenabwehr Zuständigen über die durch 
ihre Tätigkeit entstehenden Risiken oder die von ihnen verwendeten Chemika- 
lien durch die Bereitstellung aktueller Informationen auf dem Laufenden? 

• Bemüht sich ihr Unternehmen proaktiv, im Hinblick auf die durch ihre Tätig- 
keit potenziell entstehenden Risiken Rat und Hilfe unabhängiger gesellschaft- 
licher Gruppen einzuholen (z.B. durch Informationsblätter, regelmäßige 
Zusammenkünfte, offene Foren oder so genannte Community Oversight 
Committees, d.h. die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen vertretende 
Aufsichtsausschüsse)? 

Quelle: CERES, www.ceres.org. 
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Sektorspezifische Kodizes und Leitlinien 

Unternehmen, die Chemikalien und Gefahrstoffe herstellen oder mit ihnen um- 
gehen, können die OECD Guiding Principles for Chemical Accident, Prevention, 
Preparedness and Response (Unfälle mit chemischen Stoffen - Leitsätze für Verhütung, 
Vorsorge und Maßnahmen im Schadensfall) anwenden. Dieses detaillierte Dokument 
bietet Orientierungshilfen für Industrie, Regierungen und Gemeinden. Da anerkannt 
ist, dass die Verantwortung für die Sicherheit gefährlicher Anlagen in erster Linie bei 
den Eigentümern und Betreibern der Anlagen liegt, gilt ein Großteil der Leitsätze der 
Identifizierung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Industrie (OECD, 2003). 

Das im Detail in Kapitel 1 beschriebene Responsible-Care-System ist ein freiwilli- 
ger Ansatz für die chemische Industrie, um einen sichereren Umgang mit ihren Erzeug- 
nissen, von den ersten Anfängen im Forschungslabor über die Herstellung und den 
Vertrieb bis hin zur Entsorgung zu gewährleisten. Responsible Care bietet verschiedene 
Kodizes an; zwei davon stehen ganz eindeutig mit dem Notfallmanagement in Ver- 
bindung. Der „Community Awareness and Response Code" konzentriert sich auf Not- 
fallvorsorge und Instrumente bezüglich des Rechts der Allgemeinheit auf Informations- 
freiheit (d.h. Gesetze, die den Zugang der Bürger zu Informationen sicherstellen). Der 
„Process Safety Code" ist darauf angelegt, Brände, Explosionen und die unfall- 
bedingte Freisetzung chemischer Stoffe zu verhüten (www.americanchemistry.com). 
Andere freiwillige Initiativen der chemischen Industrie konzentrieren sich auf sichere 
Transportpraktiken 28 . 

Die Transportation Community Awareness Emergency Response ist eine freiwillige 
Initiative in Nordamerika, an der die Hersteller chemischer Erzeugnisse, Unternehmen 
der Bereiche Transport, Vertrieb und Maßnahmen im Schadensfall sowie die Regie- 
rung beteiligt sind (www.transcaer.org) . Das Ziel dieser Maßnahmen besteht darin, 
die nahe großer Verkehrswege ansässige Bevölkerung durch Planung, Ausarbeitung, 
Evaluierung und Überarbeitung eines Gefahrstoffkrisenplans für eine Ortschaft zu 
unterstützen. Das Leitungsgremium erarbeitet Handbücher und andere Instrumente, 
um die Implementierung auf regionaler Ebene und in den Bundesstaaten zu unter- 
stützen, um Anreize zu schaffen, werden die Unternehmen und Mitarbeiter, die das 
Programm unterstützen, durch Belobigungen und Prämien besonders anerkannt. 

Das Safety and Quality Assessment System ist ein Programm des European 
Chemical Industry Council, der ein europaweites System anbietet, um Unternehmen 
dabei zu unterstützen, Logistikpartner auszuwählen, die den hohen Sicherheitsanforde- 
rungen des Programms gerecht werden (www.sqas.org). Um als gutes Transportunter- 



28. Zwischenstaatliche Maßnahmen und Zusammenarbeit im Bereich gefährlicher Abfälle stützen sich auf 
das Baseler Übereinkommen über die grenzüberschreitende Verbringung gefährlicher Abfälle und ihre 
Entsorgung. Die das Baseler Übereinkommen ratifizierenden Staaten müssen geeignete Maßnahmen im 
Bereich der Gesetzgebung und Regulierung ergreifen, darunter die Einholung der vorherigen Zustimmung 
der Abfälle importierenden Länder nach deren Aufklärung über mögliche Risiken, www.basel.int. 

29. Die bei dieser Initiative federführende National Transcaer Task Group besteht aus dem American Chemistry 
Council, der Association of American Railroads, der American Waterways Association, der Chemical 
Educational Foundation, National Tank Truck Carriers Inc. und The Chlorine Institute. 
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nehmen eingestuft zu werden, müssen die Spediteure eine Reihe von Auflagen im 
Hinblick auf Faktoren wie Ausrüstung, Management, Personalschulung und Reaktions- 
zeiten in Notfällen erfüllen. 



Fallstudie: Errichtung eines Krisenmanagementsystems 

Die BASF-Gruppe ist ein Chemieunternehmen mit Produktions Stätten in 
38 Ländern und weltweit 93 000 Beschäftigten. Die BASF hat ein umfassendes 
Krisenmanagementsystem entwickelt, dass sich von einzelnen Produktions- 
stätten, der Brandschutzabteilung, betriebsinternen medizinischen Diensten, Um- 
weltbeobachtung und -analyse bis zur Anlagen- und Arbeits Sicherheit erstreckt 
und auch die Unternehmenskommunikation mit einschließt. Durch das System ist 
im Detail festgelegt, wer bei einem Notfall wen - sowohl innerhalb als auch 
außerhalb des Unternehmens - informiert und welche Maßnahmen eingeleitet 
werden müssen, um in Bezug auf die Situation in der Anlage Abhilfe zu schaffen 
und alle potenziellen Risiken und Schäden für die Nachbarschaft der Anlage 
abzuschätzen und auf ein Minimum zu beschränken. 

Zu dieser Strategie gehört ein Krisenmanagementteam im Bereich der Unter- 
nehmenskommunikation, dessen Aufgabe darin besteht, die Öffentlichkeit und die 
Beschäftigten durch Pressemitteilungen, Flugblätter, das Internet und eine Telefon- 
Hotline das ganze Jahr hindurch rund um die Uhr über Notfälle zu informieren. 

Zusätzlich hat die BASF an allen wichtigen Produktionsstandorten im Inland 
und weltweit Teams für Störungs- und Krisenmanagement eingerichtet. Die 
Aktivierung der entsprechenden Managementebene richtet sich nach der Größe 
des Ereignisses. Verantwortliche von übergeordneten Ebenen unterstützen die 
lokal agierenden Teams. Nach Bedarf können Expertenteams gebildet und zur 
Unterstützung der Teams vor Ort entsandt werden. Auf höchster Management- 
ebene steht am Hauptsitz in Deutschland eine Einheit für globale Krisenmanage- 
mentunterstützung bereit. 

Die Sicherheitsverfahren, die Bestandteil der „Global Guidelines for Emergency 
Response" („Weltweite Leitlinien für die Gefahrenabwehr") der BASF sind, 
werden bei Eintreten einer Krisensituation aktiviert. Bei den Verfahren handelt es 
sich um den sicheren Umgang mit Produkten in Notfallsituationen (Feuer oder 
Produktaustritt), vorbeugenden Brandschutz und Brandbekämpfung, Transport- 
unfälle sowie Notfall- und Störungsbekämpfung. 

Auch sind die Experten für Gefahrenabwehr weltweit rund um die Uhr über 
ein Netzwerk von Notfalltelefonen verfügbar. Darüber hinaus hat die BASF 
Gefahrenabwehrleitstellen eingerichtet, die in mehreren wichtigen Ländern direkt 
Unterstützungsleistungen bereitstellen können. 

Quelle: BASF, www.basf.com. 
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Das Transport-, Unfall-, Informations- und Hilfeleistungs System (TUIS) 
(www.fcio.at) wurde in den achtziger Jahren von österreichischen und deutschen 
Chemieunternehmen gegründet und stand Modell für das europaweite International 
Chemical Environmental Programme. 

Koordination der Notfallverhütungspläne 

Zusätzlich zu den von der Industrie entwickelten Plänen für Notfall Verhütung, 
Risikovorsorge und Maßnahmen im Schadensfall werden im Allgemeinen auch von 
den Gemeinden Pläne aufgestellt, die es ermöglichen, in Notfallsituationen zu handeln. 
Das UNEP hat zusammen mit den Regierungen und der Industrie eine Methodik konzi- 
piert, die darauf abzielt, das Eintreten von technischen Unfällen und Umweltnotfällen 
sowie die von diesen hervorgerufenen schädlichen Effekte auf ein Mindestmaß zu 
begrenzen. Das Programm Awareness and Preparedness for Emergency at Locol 
Level (APELL) zielt darauf ab, in industriell geprägten Gemeinden Risiken zu identi- 
fizieren und für diese Risiken zu sensibilisieren, um Maßnahmen zur Risikominde- 
rung und -abschwächung einzuleiten und eine zwischen der Industrie, den lokalen 
Behörden und der örtlichen Bevölkerung abgestimmte Notfallvorsorge zu konzipieren 
(www.uneptie.org/pc/apell). 

Das APELL-Verfahren ist darauf angelegt, auf bereits existierenden Notfallplänen 
aufzubauen, um einen einheitlichen abgestimmten Plan für die lokale Ebene zu erstellen. 
APELL lässt sich auf jede Risikosituation anwenden, ganz gleich ob sie von der 
Industrie oder von der natürlichen Umwelt ausgeht. Dieser Prozess kann von jedem 
Beteiligten eingeleitet werden, selbst wenn davon auszugehen ist, dass die Unternehmen 
die Führung übernehmen; er kann zudem durch staatliche Stellen oder Industrie- 
verbände gefördert werden. 

APELL wurde ursprünglich geschaffen, um von ortsfesten Anlagen ausgehende 
Risiken abzudecken, wurde zudem aber auch für ganz spezifische Anwendungen 
angepasst: APELL für Hafengebiete wurde 1996, Trans APELL, Orientierungshilfen 
für den Transport von Gefahrgütern: Notfallplanung in einer örtlichen Gemeinschaft 
im Jahr 2000 veröffentlicht, während APELL für den Bergbau 2001 herausgegeben 
wurde. Das APELL-Handbuch legt einen zehnstufigen Prozess für die Entwicklung 
eines integrierten und funktionnellen Notfallmaßnahmenplans fest, an dem die jeweili- 
gen Gemeinden, die Regierungen, Notfalldienste und andere beteiligt sind. Dieser 
Prozess sensibilisiert für die Gefahren, denen in der Nähe von Industrieanlagen gelegene 
Gemeinden ausgesetzt sind, gibt Anstöße zur Risikominderung und -abschwächung 
und schafft die Voraussetzungen dafür, dass die betreffenden Kreise im Krisenfall auf 
die Einleitung entsprechender Maßnahmen vorbereitet sind. 
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6. STANDIGE VERBESSERUNG DER UMWELTLEISTUNG 



Kapitel V, Punkt 6 

[Die Unternehmen sollten] 

ständig um eine Verbesserung ihrer Umweltergebnisse bemüht 
sein, indem sie gegebenenfalls Aktivitäten fördern, die darauf 
abzielen: 

1. in allen Unternehmensteilen Technologien und Betriebs- 
verfahren einzuführen, die den Umweltstandards des Unter- 
nehmensteils mit den diesbezüglich besten Ergebnissen ent- 
sprechen; 

2. Güter bzw. Dienstleistungen zu entwickeln und bereitzustellen, 
die keine ungebührlichen Auswirkungen auf die Umwelt 
haben und deren Anwendung zum beabsichtigten Zweck gefahr- 
los ist, die im Hinblick auf ihren Verbrauch an Energie und 
natürlichen Ressourcen effizient sind und die wiederverwen- 
det, umgewandelt oder gefahrlos entsorgt werden können; 

3. das Bewusstsein ihrer Kunden für die Umweltfolgen der 
Verwendung von Produkten und Dienstleistungen des betref- 
fenden Unternehmens zu schärfen; 

4. Möglichkeiten zur langfristigen Verbesserung der Umwelt- 
ergebnisse des Unternehmens zu erforschen. 



Multinationale Unternehmen passen sich ständig und kontinuierlich einem sich 
verändernden sozioökonomischen Umfeld an. Dies gilt für alle betrieblichen Aktivi- 
täten, und somit auch für ihre Umweltmanagementinstrumente. So sind die Unter- 
nehmen z.B. von den früher üblichen „End-of-pipe"- Ansätzen zur Begrenzung der 
Umweltverschmutzung abgegangen und setzen jetzt effizientere präventive Umwelt- 
techniken ein, die sich auf die verschiedenen Stadien ihrer Wertschöpfungskette 
erstrecken. 

Politische Entscheidungsträger und Teile der Bevölkerung erwarten von den 
Unternehmen, dass sie ihre Bemühungen um die Entwicklung umweltfreundlicherer 
Verfahren und Produkte fortsetzen, so dass der Ruf nach einer ständigen Verbesse- 
rung der Umweltergebnisse der Unternehmen kaum verstummen dürfte. Eine grund- 



UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE... -© OECD 2005 - 107 



legende Frage für die Unternehmen lautet daher, auf welche Verbesserungen sie sich 
konzentrieren sollten und was sie tun können, um die neuen Umweltpraktiken so um- 
zusetzen, dass der Wert des Unternehmens erhöht und die Risiken für das Unternehmen 
vermindert werden. 

Herausforderungen und Chancen 

Die von der Öffentlichkeit erwartete Verbesserung der Umweltleistung wurde 
den Unternehmen sowohl durch strengere Umweltgesetze und -bestimmungen als 
auch durch den Aktivismus der Zivilgesellschaft abverlangt. Viele Unternehmen gehen 
jetzt zu einem proaktiveren Ansatz über, indem sie Ziele für die ständige Verbesse- 
rung ihrer Umweltleistung in ihre Nachhaltigkeitserklärungen aufnehmen. So haben 
z.B. 58% der im FTSE All- World Developed Index aufgeführten Unternehmen eine 
Umweltpolitikerklärung abgegeben, und rd. 65% dieser Erklärungen enthalten Ver- 
pflichtungen, die gültigen gesetzlichen Bestimmungen entweder zu übertreffen oder 
Ziele im Rahmen der „besten Praktiken" zu erreichen. Diesem Verhalten liegt eine 
ganze Reihe unternehmerischer Erwägungen zu Grunde. 

Eine dieser Überlegungen ist die Wertsteigerung (Reinhardt, 2000; Welford, 
1998). So kann z.B. die höhere Umweltleistung einiger Produkte - der so genannten 
„Ökoprodukte" - den Umsatz steigern, da ein Teil der Verbraucher bereit ist, mehr 
für diese Güter auszugeben. Diese Produkte tragen ferner dazu bei, die Markentreue 
der Verbraucher aufzubauen und zu stärken. Die Möglichkeit, kostensparende 
Lösungsansätze zu identifizieren, bietet einen weiteren starken Anreiz für die Konzi- 
pierung von Programmen zur Verbesserung der Umweltleistung. Die empirischen 
Erfahrungen stützen die Annahme, dass eine Verbesserung der Umweltleistung nach 
und nach die Kosten senkt. Es gibt auch Befunde, die zeigen, dass „umweltgerecht 
gestaltende" Unternehmen durch eine Senkung der Materialkosten und Abfallmanage- 
ment etwas geringere Kosten erzielen 30 . 

Ein weiterer Vorteil einer Steigerung der Umweltleistung ist ein besseres Marken- 
und Unternehmensimage. Einer von der Consultinggruppe SustainAbility und dem 
VN-Umweltprogramm erstellten Studie zufolge sind der Markenwert und das Unter- 
nehmensimage die Gradmesser des unternehmerischen Erfolgs, die besonders positiv 
mit besseren Unternehmensergebnissen im Bereich der nachhaltigen Entwicklung 
korrelieren (SustainAbility und UNEP, 2001). 

Die Risikominderung stellt in Bezug auf die Verbesserung der Umweltleistung 
einen erheblichen Anreiz dar. So liegt es beispielsweise im Interesse der Unter- 
nehmen, die Wahrscheinlichkeit zu reduzieren, potenziell image schädliche Kritik auf 
sich zu ziehen. Sie müssen sich auch vor Risiken wappnen, die durch die Gesund- 
heitseffekte ihrer Produkte und Produktionsprozesse entstehen könnten. Die Risiko- 
minderung steht insofern mit der Wertsteigerung in engem Zusammenhang, als ein 



30. Eines der bekanntesten Beispiele ist 3M - ein amerikanisches Unternehmen, das angibt, durch sein Um- 
weltschutzprogramm Einsparungen in Höhe von 825 Mio. US-$ (seit 1975) erzielt zu haben, 
www.3m.com. 
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Unternehmen, das über ein besseres Risikomanagement verfügt als seine Konkurrenz, 
längerfristig gesehen in der Regel wettbewerbsfähiger ist. Die Unternehmen investie- 
ren in Umweltqualität als ein Mittel, die Kosten und Wahrscheinlichkeit unvorher- 
gesehener bzw. negativer Ergebnisse zu verringern (Reinhardt, 2000). 

Ein weiterer Beweggrund ist der leichtere Zugang zu Finanzierungen. Manche 
Banken und andere Kreditgeber verwenden bei der Bestimmung ihrer Kreditvergabe- 
politik Umweltprüfungen. Investmentfonds nehmen zunehmend Ziele wie z.B. Aspekte 
der nachhaltigen Entwicklung in ihre Prospekte auf. Hinzu kommt, dass die Aktien- 
märkte Unternehmen mit schlechten Umweltergebnissen generell als riskanter einstufen 
und ihre Aktien mit Abschlag handeln. Jüngste Studien legen den Schluss nahe, dass 
sich die Zunahme „an sozialen Prinzipien orientierter" Anlagen fortsetzen könnte. So 
gehen beispielsweise in Europa 52% der Fondsmanager/Analysten und 47% der für 
die Beziehungen zu den Investoren Verantwortlichen davon aus, dass Umwelterwägun- 
gen in den nächsten zwei Jahren zu einem wichtigen Aspekt der allgemeinen Invest- 
ment-Entscheidungen werden (CSR Europe und Euronext, 2003). Für die Information 
der Investoren gibt es jetzt eine ganze Reihe von Screening-Diensten, bei denen die 
Unternehmen nach ihren Umweltpraktiken und Umweltergebnissen sowie ihrer Um- 
weltberichterstattung eingestuft werden. 

Obwohl es nicht an Anreizen fehlt, gibt es auch eine Reihe von Faktoren, die sich 
auf das Verhalten der Unternehmen in Bezug auf die Verbesserung der Umwelt- 
ergebnisse negativ auswirken können. Die Herausforderungen sind je nach den 
Charakteristiken des Unternehmens und der Branche, den Marktkräften sowie formel- 
len und informellen Faktoren unterschiedlich. Wie bereits in den vorigen Kapiteln 
ausgeführt, spielt der Kostenfaktor für die Unternehmen generell eine Rolle. Zu den 
häufigsten Negativanreizen bzw. Hindernissen für die Verbesserung der Umwelt- 
ergebnisse gehören: 

• Verwirrung bezüglich der Instrumente. Die Zahl der Instrumente zur Verbesse- 
rung der Umweltleistung hat in den letzten zehn Jahren explosionsartig zuge- 
nommen, so dass sich die Wahl eines geeigneten Instruments für die Unter- 
nehmensleitungen als schwierig erweisen kann. Das größte Forschungsdefizit 
im Hinblick auf die Analyse der Argumente für eine nachhaltige Unter- 
nehmenspolitik betrifft das Fehlen allgemein akzeptierter Messgrößen der 
einschlägigen Unternehmensergebnisse. 

• Segmentierung von Umweltbelangen in den drei Bereichen Umwelt, Gesund- 
heit und Sicherheit. Diese Isolierung verringert die Chancen, neue Umwelt- 
leistungsziele auf der Ebene des Gesamtunternehmens festzulegen. 

• Ungewissheit über die Grenzen der Verantwortung für die Umweltpraktiken 
der Zulieferer. 

• Furcht vor dem Experimentieren mit neuen Ideen und Technologien. 

• Ungewissheit und Skepsis über den tatsächlichen Willen der Verbraucher, für 
Ökoprodukte und -dienstleistungen einen höheren Preis zu zahlen. 
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• Schwierigkeit der Quantifizierung: Die durch Umweltinvestitionen eines 
Unternehmens bedingte Wertsteigerung ist schwer zu erfassen. So ist es bei- 
spielsweise schwierig, den Goodwill in einer Gemeinde zu beziffern, der aus 
guten Umweltergebnissen eines Unternehmens resultieren könnte. 

Instrumente und Konzepte 

Die Leitsätze beziehen sich auf vier Kategorien von Umweltverbesserungen: 
verfahrensbezogene Verbesserungen, produktbezogene Verbesserungen, Verbraucher- 
bewusstsein sowie Forschung und Entwicklung. Nachstehend werden die zur Ver- 
fügung stehenden Instrumente zusammenfassend dargestellt, die in unterschiedlichen 
Zusammenhängen bereits in anderen Teilen des vorliegenden Berichts enthalten sind: 

1. Instrumente für verfahrensbezogene Verbesserungen 

• Umweltmanagementsysteme 

• Umweltkennzahlen 

- Ökoeffizienzkennzahlen 

- Benchmarking 

- Umweltkostenrechnung 

2. Instrumente für produkt- und dienstleistungsbezogene Verbesserungen 

• Produkte: 

- Ökobilanzierung 

- umweltgerechte Entwicklung (oder Öko-Design) 

- Produktverantwortung 

- unternehmensfokussiertes „Rücknahme"-System 
von der Industrie getragenes „Rücknahme"-System 

• Dienstleistungen: 

- ISO 14001 

- Industriepartnerschaften 

3. Instrumente zur Sensibilisierung der Verbraucher 

• Produktinformationsinstrumente: Öko-Label 

• Unternehmensinformationsinstrumente: Umweltberichterstattung und öffent- 
liche Datenbanken 

4. Forschung und Entwicklung 

• Ökologisierungseinrichtungen und -verfahren 

• Entwicklung neuer Umweltmanagementinstrumente 
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Erzielung verfahrensbezogener Verbesserungen 

Umweltmanagementsysteme sind möglicherweise das wichtigste Instrument zur 
Erzielung verfahrensbezogener Verbesserungen. Der Hauptgrund für die Einrichtung 
jedes systematischen UMS ist die Verpflichtung zur ständigen Verbesserung der 
Umweltleistung. 

Umweltkennzahlen stellen ein weiteres wichtiges Konzept dar, das von den Un- 
ternehmen zunehmend verwendet wird. In jüngster Zeit wurde dieses Konzept im 
Umweltbereich eingesetzt: Die Unternehmen werden im Hinblick auf die Verbesse- 
rung ihrer Umweltleistung wohl kaum Fortschritte erzielen, wenn es ihnen überhaupt 
an Daten über ihre Leistung fehlt. Außerdem erwarten die Stakeholder - Anteils- 
eigner wie andere Anspruchsgruppen - von den Unternehmen, dass sie ihre Umwelt- 
leistung quantifizieren und dem öffentlichen Bereich entsprechende Informationen 
zukommen lassen (Young, 1998; GRI, 2002). Sinnvolle Instrumente für die Messung 
der Umweltleistung sind Indikatoren, Vergleichs werte und Umweltkostenrechnung. 
Diese Instrumente sind in Kapitel 1 näher beschrieben. 

Produkt- und dienstleistungsbezogene Verbesserungen 

Direkt mit Qualität, Verwendung und Entsorgung der Produkte und Dienstleistun- 
gen eines Unternehmens verbundene Umweltverbesserungen können durch Instru- 
mente wie z.B. die Ökobilanzierung, die umweltgerechte Gestaltung und Produkt- 
verantwortungsinitiativen wie z.B. Rücknahmesysteme oder Systeme zur Dienstleis- 
tungsökologisierung erzielt werden. Die ersten beiden Instrumente wurden bereits in 
Kapitel 3 behandelt. 

Produktverantwortung bedeutet, dass die am Produktlebenszyklus Beteiligten - 
d.h. Hersteller, Einzelhändler, Verbraucher und diejenigen, die die Produkte entsorgen - 
sich alle für eine Reduzierung der von den Produkten ausgehenden Umweltwirkun- 
gen verantwortlich fühlen (US EPA, 2003). Im Rahmen der Produktverantwortung 
sind gewöhnlich Maßnahmen erforderlich, die sich überwiegend auf die Herstellung 
konzentrieren und für die Gesetze über die „erweiterte Produzentenverantwortung' 1 
gelten, die in mehreren Ländern Europas, in Kanada und Asien an Bedeutung gewinnen. 
In den Vereinigten Staaten setzt sich das Konzept der „erweiterten Produktverant- 
wortung" durch. Zwar wird dabei anerkannt, dass die Hersteller in erheblichem Maße 
fähig sind, die Lebenszykluswirkungen ihrer Produkte zu verringern, doch werden 
auch die Verantwortlichkeiten anderer Akteure der Wertschöpfungskette, wie z.B. der 
Verbraucher hervorgehoben (US EPA, 1998). 

Rücknahmesysteme sind ein konkretes Beispiel für Produktverantwortung. Die 
Unternehmen können Erzeugnisse zum Recycling oder zur Wiederverwertung zurück- 
nehmen oder sich als Markt für von anderen gesammeltes Altmaterial etablieren. 
Durch Rücknahmesysteme übernehmen die Unternehmen die Verantwortung für ihre 
Erzeugnisse, indem sie Programme für Sammlung, Recycling, Wiederverwendung 
und Wiederverwertung entwickeln und implementieren. In anderen Fällen sind die 
Unternehmen mit der sicheren Entsorgung der Erzeugnisse beauftragt. Rücknahme- 
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Programme können ökonomische Vorteile bringen, da die Unternehmen durch die 
Steigerung der Effizienz und Rücknahme zuvor vergeudeter Stoffe Geld einsparen 
können. 

Je nach Produkt können sich Rücknahmesysteme als effektiver erweisen, wenn 
ihre Implementierung Teil einer branchenweiten Initiative ist. Im Dezember 2002 
initiierten UNEP, Industrie und NRO eine Partnerschaft für den Umgang mit Mobil- 
telefonen, die das Ende ihres Lebenszyklus erreicht haben. Die Hauptverantwortung 
der diese Initiative unterstützenden Hersteller - LG, Matsushita (Panasonic), Mitsubishi, 
Motorola, NEC, Nokia, Philips, Samsung, Siemens und Sony-Ericsson - besteht 
darin, die Entsorgung von Mobiltelefonen zu erleichtern. 



Fallstudie: Ein Rücknahmesystem in der Schuhindustrie 

Im Rahmen des „Reuse-a-Shoe"-Programms sammelt Nike gebrauchte und 
beschädigte Sportschuhe, zermahlt sie und verwendet das hieraus gewonnene 
Material zur Herstellung synthetischer Bodenbeschichtungen für Sportplätze. Nike 
hat auf der Basis von Kooperationsverträgen mit Einzelhändlern und Organisationen 
wie z.B. dem Institutional Recycling Network überall in den Vereinigten Staaten 
Schuhsammeiprogramme lanciert. Zur Information der Verbraucher gibt die 
Nike-Website Auskunft über Daten und Sammelstellen in den verschiedenen 
Bundesstaaten. 

Das Schuh- Wiederverwertungsprogramm, für das auch Sportschuhe anderer 
Marken akzeptiert werden, ermöglichte es dem Unternehmen, in den letzten zehn 
Jahren über 15 Millionen Paar Schuhe der Wiederverwertung zuzuführen. Das 
Ziel besteht darin, in jedem Jahr 2 Millionen gebrauchte und beschädigte Schuhe 
wiederzuverwerten. 

Das Unternehmen stellt aus den zermahlenen Schuhen drei verschiedene 
Materialarten her: Gummi aus der Außensohle für die Herstellung synthetischer 
Bodenbeschichtungen für Fußball- und Baseballplätze. Schaum aus der Brand- 
sohle für synthetische Bodenbeläge für Basketballplätze, Tennisplätze und Boden- 
fliesen für Spielplätze. Stoff aus dem Oberschuh als Polsterung und Unterlage für 
Hartholzböden von Basketballplätzen. 

Quelle: Nike, www.nike.com. 



Ökologisierung von Dienstleistungen. Wie auch bei Produkten vermeiden Unter- 
nehmen, die ökologische Gestaltungsgrundsätze auf Dienstleistungen anwenden, es 
im Allgemeinen, dass ihre Bemühungen um Umwelteffizienz auf Kosten der Dienst- 
leistung an sich gehen; die Aufrechterhaltung der Dienstleistungsqualität ist von zentra- 
ler Bedeutung. 

Kooperationspartnerschaften mit anderen Organisationen, wie z.B. Umwelt- 
schutzgruppen, staatlichen Stellen oder anderen Unternehmen, können die Umwelt- 
leistung bei Dienstleistungen ebenfalls verbessern helfen. So ist beispielsweise in den 
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Vereinigten Staaten das Unternehmen United Parcel Service of America (UPS) eine 
Partnerschaft mit der Alliance for Environmental Innovation eingegangen, die zur 
Entwicklung wiederverwendbarer Briefumschläge für den Next-Day-Air-Service 
führte (Sosnowchik, 2003). Als weltweit größter Paketzustelldienst, der in über 200 
Ländern operiert, gehen von UPS erhebliche Umwelteffekte aus. Seine Dienstleistun- 
gen - von Tür-zu-Tür-Paket- und Dokumentenabholung und -Zustellung - werden im 
Schnitt 7,9 Millionen Mal pro Tag erbracht. Durch die Verwendung von Recycling- 
Papier und wiederverwertbarem Papier rettet das Unternehmen eigenen Schätzungen 
zufolge jährlich über 12 000 Bäume. 

Verbraucherbewusstsein 

Um ihre Bemühungen um umweltfreundliche Produkte und Dienstleistungen zu 
vervollständigen, müssen die Unternehmen Umweltinformationen proaktiv an Ver- 
braucher und Aktionäre weitergeben. Die OECD-Leitsätze fordern die Unternehmen 
explizit dazu auf, die Verbraucher stärker für die Umweltfolgen des Gebrauchs ihrer 
Produkte und der Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen zu sensibilisieren. Die 
Unternehmen werden ferner dazu ermutigt, über ihre Umweltergebnisse Bericht zu 
erstatten. Hierauf wird in Kapitel 2 des Berichts näher eingegangen. 

Ein allgemeines Hindernis für eine erfolgreiche Umsetzung der auf Produkte und 
Dienstleistungen fokussierten Instrumente steht unmittelbar mit der Reaktion des 
Verbrauchers bzw. mit deren Ausbleiben in Zusammenhang. Solange der Verbraucher 
nicht bereit ist, umweltfreundliche Produkte oder Dienstleistungen zu erwerben, dürf- 
ten die Bemühungen der Unternehmen, Instrumente wie z.B. Ökobilanzierung oder 
umweltgerechte Gestaltung in die Praxis umzusetzen, langfristig nicht durchführbar 
sein. Zwei Hindernisse, die von Unternehmen, die umweltfreundliche Produkte oder 
Dienstleistungen anbieten, häufig angetroffen werden, sind: 

• Der Widerstand der Verbraucher gegen Veränderungen. Die Verbraucher 
können eine Änderung der Produktgestaltung oder eines Dienstleistungskon- 
zepts ablehnen, da sie mit neuen Materialien umgehen und Dinge auf eine 
andere Art und Weise angehen müssen bzw. sich das äußere Erscheinungs- 
bild der von ihnen gekauften Erzeugnisse gewandelt hat. 

• Gleichgültigkeit der Verbraucher. Handelt es sich bei dem Erzeugnis um eine 
unbekannte Marke oder ist es wesentlich teurer als ein nicht umweltfreund- 
liches Produkt, lehnen die Verbraucher es häufig ab, dieses Produkt zu kaufen 
(SustainAbility und UNEP, 2001). 

Ein Instrument, das die Unternehmen zur Sensibilisierung der Verbraucher nutzen, 
ist die Umweltkennzeichnung (vgl. Kapitel 2 wegen weiterer Einzelheiten). Es gibt 
Befunde, die zeigen, dass die Verbraucher, wenn sie von den Unternehmen über 
Umweltergebnisse informiert werden, diese Fakten durchaus in ihren Kaufentscheidun- 
gen berücksichtigen. Andernfalls würde nur eine Minderheit von Verbrauchern nach 
solchen Informationen suchen. Um das dem Verbraucher zur Verfügung stehende 
Informationsangebot auszubauen, informieren die Unternehmen potenzielle Käufer 
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durch Okokennzeichnung über die Umwelteigenschaften ihrer Produkte. So kann z.B. 
das Green-Seal-System in den Vereinigten Staaten oder das Ökokennzeichnungs- 
system der Europäischen Union dazu genutzt werden, die Verbraucher über die Um- 
weltvorteile der Verwendung bestimmter Produkte zu informieren (Salzmann, 1997; 
SustainAbility und UNEP, 2001; Reinhardt, 2000). 

Ein innovativer Weg, das Bewusstsein potenzieller Verbraucher zu stärken, 
besteht darin, leicht zugängliche und vergleichbare Informationen über das Umwelt- 
verhalten des Unternehmens bereitzustellen - z.B. durch öffentlich zugängliche Daten- 
hanken. Zum Beispiel hat Deloitte & Touche-Dänemark zusammen mit dem Däni- 
schen Verbraucherinformationszentrum (DCI - eine Organisation, die Verbraucher 
über Fragen im Zusammenhang mit Produkten und Dienstleistungen informiert) und 
verschiedenen anderen Partnerunternehmen eine ethische Datenbank eingerichtet. 
Diese bietet Verbrauchern elektronische Daten nicht nur über die Produkte und 
Dienstleistungen eines Unternehmens, sondern auch über dessen Aktionen im 
Hinblick auf unternehmerische Verantwortung, einschließlich Umweltverhalten 
{www.csr-scorecard.org). 

Die Idee der Einrichtung einer öffentlichen Datenbank mit Umweltinformationen 
der Unternehmen ist innovativ und vielversprechend, denn sie erleichtert eine Sensibi- 
lisierung der Verbraucher nicht nur für die Umwelteigenschaften von Produkten und 
Dienstleistungen sondern auch von Unternehmen. Eine wichtige Herausforderung für 
die an dem System teilnehmenden Unternehmen besteht jedoch darin, die Verbraucher 
dazu zu bewegen, in einer von der so genannten „Informationsflut" geprägten Zeit in 
der Datenbank nach Informationen zu suchen. Eine weitere Herausforderung für die 
Entwickler dieser Art von Datenbank besteht darin, deren Glaubwürdigkeit zu garan- 
tieren. Aus diesem Grund sind stichprobenartige Audits durch Dritte eine gute Praxis, 
die auch bei künftigen Datenbanken geboten ist. 

Studien über langfristige Verbesserungen 

Die Leitsätze legen den Unternehmen nahe, nach Wegen zu forschen, wie sich 
die Umweltleistung der Unternehmen langfristig verbessern lässt. Eine Art der Ver- 
besserung betrifft die Anlagen und Produktionsverfahren. Die folgende Fallstudie ist 
ein Beispiel für die Suche nach Verbesserungsmöglichkeiten. 

Eine weitere Forschungsaktivität zur Verbesserung der künftigen Umweltleistung 
erstreckt sich auf Innovation im Bereich des Umweltmanagements. Untersucht wird 
dabei u.a., über welche Instrumente ein Unternehmen zur kontinuierlichen Verbesse- 
rung seiner Umweltleistung in naher Zukunft verfügen muss, und es wird dazu bei- 
getragen, die fehlenden Elemente aus dem vorliegenden Instrumentarium auszuwählen. 
Der Prozess ständiger Umweltverbesserungen erfordert ein Engagement zu langfristiger 
Forschung und Entwicklung. Die Umweltmanager müssen bei der Feinabstimmung 
ihres Umweltmanagements sowohl geduldig als auch hartnäckig sein. Um neue Möglich- 
keiten für Umweltverbesserungen zu finden, muss das Umweltmanagement ständig 
qualitativ verbessert und neu erfunden werden, so dass neue und unerwartete Heraus- 
forderungen, die sich in der Implementierungsphase ergeben, bewältigt werden können. 
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Fallstudie: Forschung an Verbesserungen der Anlagen und Prozesse 

Die Firma Seiko Epson (nachstehend: Epson), ein privates Unternehmen aus 
Japan, beabsichtigt im Rahmen ihrer langfristigen Planung, das Konzept der 
Kompaktfertigung voll zu entwickeln, so dass es dem Unternehmen ermöglicht 
wird, seine Produktion zu steigern, ohne neue Produktionsstätten errichten oder 
bestehende ausbauen zu müssen, und dadurch Raum, Energie und Geld zu sparen. 

Wenn Unternehmen davon absehen, neue Fertigungsstätten zu errichten, was 
oft an weit entfernten Standorten geschehen müsste, da im Nahbereich mitunter 
nicht die entsprechende Fläche verfügbar ist, vermeiden sie es, mit anderen Boden- 
nutzungsmöglichkeiten in Konkurrenz zu treten (z.B. für Wohnungsbau, Freizeit 
und Verkehr). 

Bei Epson werden zur Zeit die Miniatur- und Desktop-Fertigungsanlagen in 
die Montagebänder integriert. Durch den Kompaktfertigungsprozess des Unter- 
nehmens werden zudem neue, zuverlässige und ortsveränderliche Einrichtungen 
näher beieinander angeordnet. Infolge dieser Veränderungen hat sich die Produk- 
tionskapazität auf der vorhandenen Betriebsfläche verdoppelt. Ferner hat sich der 
Energieverbrauch beim Materialumschlag verringert. Bislang konnte der Raum- 
und Energiebedarf durch die Entwicklung raumsparender Fertigungsprogramme 
um die Hälfte reduziert werden. 

Bis zum Jahr 2010 beabsichtigt Epson neue Fertigungsprozesse zu entwickeln. 
Bislang haben die beiden Abteilungen, die für 65% des Energieverbrauchs und 
der Emissionen verantwortlich sind, die Einführung der Kompaktfertigung durch 
eine Reduzierung der Zahl der Produktions stufen ergänzt. Eine dieser beiden 
Abteilungen - die Semiconductor Operations Division - sucht nach Wegen, das 
Energieffizienzziel des Unternehmens durch eine Reduzierung der Perfluorkohlen- 
wasserstoff-Emissionen ihres Halbleiterproduktionsverfahrens zu ergänzen. Diese 
langfristige Anstrengung ist erforderlich, weil diese Emissionen bei der Herstel- 
lung von mit Halbleitern und Flüssigkristallbildschirmen ausgerüsteten Geräten 
zwar zwangsläufig anfallen, es sich dabei aber andererseits um stark wirksame 
und persistente Treibhausgase handelt. Darüber hinaus sucht Epson nach Wegen, 
die oben genannte Reduktion bis zum Jahr 2010 bei gleichzeitig weiter steigen- 
dem Absatzvolumen zu erreichen. 

Die Forschung in diesem Bereich ist für das Unternehmen insofern wichtig, 
als ohne langfristige Reduktionsanstrengung die von ihm bereits durch Energie- 
einsparungen erzielte Verbesserung der Umweltergebnisse zunichte gemacht 
werden könnte. 

Quelle: Andersen und Zaelke (2003); Epson, www.epson.com. 
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7. UMWELTSCHULUNG UND -AUSBILDUNG 



Kapitel V, Punkt 7 

[Die Unternehmen sollten] 

ihren Beschäftigten hinreichendes Schulungs- und Ausbildungs- 
angebot zur Verfügung stellen, das sich auf Umwelt-, Gesundheits- 
und Sicherheitsfragen erstreckt, namentlich in Bezug auf die 
Handhabung gefährlicher Stoffe und die Verhinderung von Um- 
weltkatastrophen, aber auch auf allgemeinere Aspekte des Umwelt- 
managements, wie z.B. Umweltprüfverfahren, Öffentlichkeitsarbeit 




Die Erwartung, dass die Unternehmen umweltbezogene Schulungen anbieten, 
knüpft sich an zwei generelle Zielsetzungen, namentlich „Umwelt, Gesundheit und 
Sicherheit" und „Umweltmanagementsysteme". Diese beiden Ziele sind in der Praxis 
eng miteinander verbunden, doch steht es den Unternehmen frei, auf unterschiedliche 
Art und Weise an sie heranzugehen. Erstens ist in den meisten OECD-Ländern die 
Schulung der Beschäftigten zur Vermeidung und Bewältigung von Notfällen Pflicht. 
Nach den in den meisten Ländern geltenden Bestimmungen über Umwelt- und 
Arbeitsschutz sind die Arbeitgeber verpflichtet, ihre Beschäftigten zur Gewährleistung 
von Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sowie zum Schutz der örtlichen 
Bevölkerung entsprechend zu schulen. Schulungsaktivitäten, die sich auf „allgemeinere 
Bereiche des Umweltmanagements" erstrecken, haben meist freiwilligen Charakter 
und konzentrieren sich auf die Realisierung betriebsinterner Umweltziele sowie die 
Einhaltung von Umweltvorschriften. 

Herausforderungen und Chancen 

Eine Reihe potenzieller Vorteile motiviert die Unternehmen zur Durchführung 
von Umweltschulungen. Durch die Schulung der Beschäftigten haben die Manager 
nicht nur die Möglichkeit, bessere und sicherere Umweltpraktiken für die Belegschaft 
selbst zu fördern, sondern erreichen darüber hinaus auch einen positiven Effekt auf 
die Geschäftspartner und die örtlichen Gemeinschaften. Durch die Sensibilisierung 
der Beschäftigten für Umweltanliegen können die Unternehmen zudem deren Motiva- 
tion verstärken. Die Schulungen ermutigen die Beschäftigten, sich für die Umwelt- 
ergebnisse ihres Unternehmens zu interessieren. Beschäftigte, die über die Umwelt- 
programme und -technologien ihres Unternehmens Bescheid wissen, entwickeln mit 
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höherer Wahrscheinlichkeit ein Gefühl von Stolz, in dem betreffenden Unternehmen 
tätig zu sein. Schulungsaktivitäten können zur Verbesserung der Unternehmenskultur 
beitragen, indem Ungewissheiten über Umweltfragen ausgeräumt werden. 

Ein weiterer motivierender Faktor ist die zunehmende Komplexität und Ausgereift- 
heit der Umweltmanagementpraktiken, die dazu führt, dass Personal und Führungs- 
kräfte mit neuen Qualifikationen und Kenntnissen über Umweltfragen ausgestattet 
werden müssen (Welford, 1998). Der Einsatz von standardisierten Managementsyste- 
men für Umwelt und Arbeitsschutzfragen, die gewöhnlich Schulung und Sensibilisie- 
rung der Beschäftigten erfordern, ist in diesem Zusammenhang eine weitere Triebfeder. 

Bildung und Schulung können dazu beitragen, organisatorische Hindernisse abzu- 
bauen und den organisatorischen Wandel zu beschleunigen, so dass neue Routine- 
verfahren im Zusammenhang mit der Funktionsweise von Umweltmanagementsystemen 
(UMS) schneller eingeführt werden können (Nash und Ehrenfeld, 2001). 

Gegen die betriebliche Schulung von Mitarbeitern für den Umgang mit Umwelt- 
fragen gibt es in den Unternehmen grundsätzlich keine nennenswerten Einwände. 
Jedoch sind die Kosten durchaus ein Thema. Die starke Abschottung, in der die für 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit verantwortlichen Betriebseinheiten operieren, 
könnte ein weiteres Hindernis sein, da dieser Zustand u.a. zur Folge hat, dass diese 
Einheiten im Allgemeinen wenig Einfluss auf ihre Unternehmensleitung haben. Dies 
kann in einigen Fällen zu einem erschwerten Zugang zu Ressourcen und zu einem 
Mangel an Autorität führen, wenn es darum geht, das Management von Schulungs- 
erfordernissen zu überzeugen. 

Darüber hinaus legt die Fachliteratur über Unternehmensführung den Schluss nahe, 
dass aus „häufig gemachten Fehlern", die in der Regel die Effektivität der Schulungs- 
maßnahmen reduzieren, gelernt werden kann. Einer dieser offensichtlichen Fehler ist 
die Durchführung nicht fokussierter Aktivitäten, bei denen eine klare Beziehung 
zu den Aufgaben der Schulungsteilnehmer fehlt. Der Schulungsbedarf muss daher 
zu Beginn des Prozesses sorgfältig evaluiert werden (Hopkinson und Dixon, 1998; 
Welford, 1998, und GEMI, 1995). 

Ein weiterer häufig gemachter Fehler besteht darin, Schulungen anzubieten, ohne 
formelle Aufzeichnungen über die Aktivitäten, Ergebnisse und (vor allem) das Feed- 
back der Teilnehmer vorzusehen, das es den Unternehmen ermöglichen würde, künftige 
Schulungsaktivitäten zu verbessern (Hopkinson und Dixon, 1998). In einigen Ländern 
ist die Anfertigung spezifischer Aufzeichnungen dieser Art, die als Nachweis für den 
Abschluss der erforderlichen Schulung dienen, bereits gesetzlich vorgeschrieben. 
ISO 14001 und ISO 14004 ermutigen zudem die Organisationen, entsprechende Unter- 
lagen aufzubewahren, um ihre Umweltschulungsmaßnahmen zu belegen. Die Auf- 
bewahrung derartiger Aufzeichnungen kann zudem den Organisationen helfen, 
potenzielle Haftungsprobleme unter Kontrolle zu halten (Kane, 2001). 
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Instrumente und Konzepte 



Schulungen über umweltspezifische Gesundheits- und Sicherheitsaspekte 

Die Schulung der Beschäftigten zur Vermeidung von Notfällen und zum Umgang 
mit solchen Situationen ist im Allgemeinen Pflicht. So verlangen EU-Richtlinien bei- 
spielsweise, dass die Arbeitgeber eine Sicherheitsschulung anbieten. Im Bereich 
chemischer Stoffe müssen die Arbeitgeber sicherstellen, dass die Arbeitnehmer 
und/oder deren Vertreter nicht nur vollständig über die gefährlichen chemischen 
Stoffe am Arbeitsplatz informiert sind, sondern auch über „Schulung und Information 
über geeignete Vorsorgemaßnahmen und über Maßnahmen zum Schutz des Einzel- 
nen oder der Gruppe" verfügen 31 . 

Die gesetzlichen Bestimmungen legen in einigen Fällen die technischen Anforde- 
rungen (z.B. sicherheitstechnische Vorkehrungen) fest, die im Rahmen einer Schulung 
behandelt werden müssen, aber nicht, wie das Training zu gestalten oder zu konzipieren, 
geschweige denn in welcher Form es anzubieten bzw. zu evaluieren ist (Hopkinson 
und Dixon, 1998). Einige Unternehmen, die Schulungsaktivitäten konzipieren, haben 
die Option, sich von nationalen oder internationalen Gremien, die Gesundheits- und 
Sicherheitsschulungen zertifizieren, akkreditieren zu lassen. Ein Beispiel hierfür ist 
das Emergency Management Accreditation and Certification System (EMACS). 

Es gibt auch Fälle, in denen die Unternehmen beschließen, Umweltschulungen 
und -ausbildungen auf freiwilliger Basis anzubieten. Dies gilt insbesondere für die 
Aktivitäten multinationaler Unternehmen in Entwicklungsländern, wo die gesetzlichen 
Vorschriften vielleicht weniger streng sind. Ein Beispiel für eine solche Initiative ist 
Faber-Castell, Deutschland, ein Hersteller von Schreibwaren und Produkten zum 
Malen und Zeichnen, der mit einer Gewerkschaft ein Übereinkommen über die Um- 
setzung von Empfehlungen der Arbeitsschutznormen der Internationalen Arbeits- 
organisation (ILO) ausgehandelt hat. 

Um die gesetzlichen Bestimmungen bzw. ihre freiwilligen Verpflichtungen ein- 
zuhalten, können die Unternehmen Arbeitsschutzmanagementsysteme einführen, die 
entweder speziell hierauf zugeschnitten sind oder sich an bereits existierenden 
Normen orientieren. Die Normung der Arbeitsschutzpraktiken ist jüngeren Datums 
als dies bei Umweltmanagementsystemen der Fall ist. Mehrere Normen legen die 
Anforderungen für ein Managementsystem für Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz fest. Als Ansätze werden in diesem Zusammenhang gewöhnlich die 
Normen ILO-OSH 2001 und OHSAS 18001 verwendet (vgl. Kapitel 5 des vorliegen- 
den Berichts). 



31. Vgl. Richtlinie des EU-Rats 80/1107/EWG zum Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch 
chemische, physikalische und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit, www.europe.osha.eu.int. 
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Fallstudie: Schulung mit dem Ziel sichererer Betriebspraktiken 

Die Arbeits schutzschulung im Bergbauunternehmen Rio Tinto in Kanada zielt 
darauf ab, „die betriebliche Effizienz zu erhöhen, Unfälle zu verhüten, sichere 
Arbeitspraktiken zu fördern und das Umweltbewusstsein zu schärfen". Sie ist 
Teil einer Strategie zur Verwirklichung des langfristigen Unternehmensziels 
einer Absenkung der Unfallquote auf null. Im Rahmen der bereits etablierten 
Schulungsprogramme wurden bis 2001 über 75 000 Trainings stunden absolviert. 

Bei der Aufstellung des Schulungsprogramms setzte das Unternehmen ein 
durch externe Experten ergänztes unternehmensinternes Ausbilderteam ein. Das 
Schwergewicht der Schulungsaktivitäten liegt auf der Verbesserung von Kompe- 
tenzen in den Bereichen Sicherheit und Umwelt, Management und industrielle 
Verfahrenstechnik. Der Lernprozess wird erleichtert durch den Einsatz von Lehr- 
materialien, zu denen z.B. ein Simulator für einen Drehrohrofen (Industrieofen) 
gehört. Mitarbeiter, die über ihre bisherige Ausbildung hinaus zusätzliche Kom- 
petenzen in ihrem Tätigkeitsbereich erwerben wollen, können das Finanzhilfe- 
programm für berufliche Weiterentwicklung in Anspruch nehmen. Die Schulungs- 
themen verteilen sich auf drei Kategorien: technisches Training (Produktion und 
Wartung), allgemeines Training (Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeits- 
platz, Schutz von Personen und Umweltschutz) und Sicherheitsmanagement. 

• Technische Schulung. Technologische Innovation, Veränderungen an Geräten 
und Ausrüstung, Vermittlung von Kenntnissen über Verfahren und Verbesse- 
rung der Arbeitsmethoden und -prozesse bilden den Kern der technischen 
Schulung, die Theorie, Praxis und Coaching umfasst und im Jahr 2001 73% 
der Schulungszeit ausmachte. 

• Schulung in den Bereichen Sicherheit, Arbeitsplatzhygiene und Umweltschutz. 
Dieses Programm flankiert die anderen Programme bezüglich Gesundheitsschutz 
und Sicherheit am Arbeitsplatz sowie die Umweltschutzziele von Rio Tinto. 
Einige Programme haben zudem die Sensibilisierung für die Normenreihe 
ISO 14001 und die Aktivitäten einer Gefahrenabwehrmannschaft erhöht. 

• Managementschulung. Das Ziel dieser Schulung bestand darin, die Manager 
dazu zu befähigen, mit dem Personal effektivere Maßnahmen einzuleiten, sein 
Verhalten in Bezug auf die Sicherheit zu verbessern und zu stärken. Diese 
Schulung ergänzt andere Unfallverhütungsmaßnahmen. 

Das Unternehmen berichtet, dass z.T. dank der Schulungen die Zahl der zu 
Arbeitsausfällen führenden Unfälle um 56% verringert werden konnte. Die 
Unfallzahl betrug 2001 20, gegenüber 46 im Jahr 2000. 

Quelle: Rio Tinto, www.riotinto.com. 
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ILO-OSH 2001 und Schulung 



Nach ILO-OSH 2001 (OSH - Occupational Safety and Health) muss ein Unter- 
nehmen folgende Anforderungen erfüllen: Erstens muss das Unternehmen das erfor- 
derliche OSH-Kompetenzprofil festlegen sowie Vorkehrungen treffen und aufrecht- 
erhalten, die sicherstellen, dass alle Personen die Fähigkeit besitzen, die mit ihren 
Pflichten und Verantwortlichkeiten verbundenen Sicherheits- und Gesundheitsanforde- 
rungen zu erfüllen. 

Zweitens sollte das Unternehmen sicherstellen, dass es über genügend OSH- 
Kompetenz bzw. genügend Zugang zu dieser verfügt, um arbeitsbezogene Gefahren 
und Risiken zu identifizieren und zu beseitigen bzw. unter Kontrolle zu halten sowie 
das OSH-Managementsystem umzusetzen. 

Drittens sollten die Schulungsprogramme im Rahmen der o.g. Vorkehrungen: 

• gegebenenfalls alle Mitglieder der Organisation erfassen; 

• von kompetenten Personen durchgeführt werden; 

• in angemessenen Zeitabständen wirksame und zeitgerechte Einführungsschulun- 
gen und Auffrischungskurse beinhalten; 

• Beurteilungen einbeziehen, ob die Schulungsinhalte verstanden und behalten 
wurden; 

• regelmäßig überprüft werden. An der Überprüfung sollte auch der Ausschuss 
für Sicherheit und Gesundheit teilnehmen, falls ein solcher existiert, und die 
Schulungsprogramme sollten, falls erforderlich, modifiziert werden, um ihre 
Relevanz und Effektivität sicherzustellen; 

• gegebenenfalls und entsprechend dem Umfang und der Art der Tätigkeit der 
Organisation dokumentiert werden. 

Viertens sollten Schulungen allen Teilnehmern kostenlos angeboten werden und 
möglichst während der Arbeitszeit stattfinden (ILO, 2001). 

Schulungen im Kontext eines bereits existierenden Umweltmanagementsystems 

Schulungen spielen auch eine wichtige Rolle bei der Umsetzung von Umweltmanage- 
mentsystemen, denn sie sensibilisieren die Beschäftigten für die Einhaltung der UMS- 
Anforderungen, die Umweltwirkungen ihrer Tätigkeit und die Aufgaben und Verantwort- 
lichkeiten, die ihnen in Bezug auf ein reibungsloses Funktionieren des UMS zukommen 
(Netherwood, 1998). Die Verpflichtung zur Durchführung von Umweltschulungen steht 
meist ganz am Anfang des Prozesses mit einer Umweltpolitikerklärung, in der die Ver- 
antwortung des Unternehmens hervorgehoben wird, die Beschäftigten zu schulen und 
das Bewusstsein für die Umweltmaßnahmen des Unternehmens sowie Umweltanliegen 
ganz allgemein zu schärfen. Darüber hinaus muss bei UMS, die auf der internationalen 
Norm ISO 14001 basieren, die Umweltpolitik durch eine (in Kapitel 1 beschriebene) 
„Planen-Umsetzen-Prüfen-Verbessern"-Dynamik ergänzt werden. Die Struktur entspricht 
im Großen und Ganzen dem Muster der weiter oben beschriebenen OHSAS-Norm. 

UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 - 121 



Kasten 9 Erfolgsfaktoren für eine effektive Umweltschulung 

Die Global Environmental Management Initiative (GEMI) nennt als Voraus- 
setzungen für den Erfolg einer effektiven Umweltschulung drei Faktoren: 

1. Die Schulung muss für ein spezifisches Publikum konzipiert sein. Im Allge- 
meinen sollte die Gruppe der Schulungsteilnehmer möglichst homogen sein; 
daher ist es wichtig, die Bedürfnisse jeder Gruppe zu identifizieren. Die Schu- 
lung sollte auf die Qualifikationen und den Hintergrund der Teilnehmer 
(Bildungsniveau, Tätigkeitsbereich, Position, Erfahrung) zugeschnitten sein. 
Eine Ausnahme von dieser Regel gilt dann, wenn alle Beschäftigten eine 
allgemeine Unterrichtung über Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsfragen 
benötigen. 

2. Die Ausbilder müssen vor Beginn der Schulung klare Ziele festlegen, damit 
messbare Ergebnisse erreicht werden können. Ein häufig gemachter Fehler 
besteht darin, dass der Schulungsleiter die Ziele nach eigenem Ermessen fest- 
setzt, anstatt sie daran zu orientieren, was die Teilnehmer lernen sollen. Die 
Schulungsziele müssen in der Regel in Bezug auf die gewünschten Verhaltens- 
effekte definiert werden bzw. die Frage „Über welche Kompetenzen sollten 
die Teilnehmer am Ende der Schulung verfügen?" 

3. Die Schulung sollte unter Berücksichtigung der Unternehmenskultur (die 
innerhalb ein und desselben Betriebs unterschiedlich sein kann) konzipiert 
werden. Multinationale Unternehmen müssen zudem die wichtigsten kulturel- 
len Aspekte des Landes identifizieren, in dem die Schulung durchgeführt 
wird. Die Benutzung desselben Schulungsmaterials in verschiedenen Ländern 
dürfte nicht effektiv sein. 

Die GEMI schlägt zudem vor, dass die Schulung der Beschäftigten Teil eines 
systematischen Managementprozesses sein sollte. Das Ziel besteht für die Unter- 
nehmen darin, einen Prozess zu schaffen, der es ermöglicht, dem richtigen Personen- 
kreis zum richtigen Zeitpunkt die richtige Schulung zukommen zu lassen. 

Quelle: GEMI (1995), www.gemi.org. 



Während der „Planungsphase" identifizieren die Unternehmen die Umwelt- 
schulungsbedürfnisse. Während der Implementierungs- und Durchführungsphase (der 
„Umsetzungsphase") werden spezifische Programme und/oder Projekte entwickelt, 
um die Umweltvorgaben, -ziele und -teilziele zu erreichen. Sobald die Unternehmen 
die Struktur des UMS und die Verantwortlichkeiten festgelegt haben, konzipieren sie 
mit Umweltschulung, Umweltbewusstsein und Umweltkompetenz verbundene Aktivi- 
täten. Gemäß ISO 14001 wie auch OHSAS 18001 ist ein Unternehmen verpflichtet, den 
Schulungsbedarf zu ermitteln und von allen Mitarbeitern, deren Tätigkeit bedeutende 
Umwelteffekte hervorrufen kann, die Teilnahme an einer entsprechenden Schulung zu 
verlangen. Ebenso wie OHSAS 18001 fordert auch ISO 14001, dass die Mitarbeiter, 
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die mit Aufgaben betraut sind, von denen bedeutende Umwelteffekte ausgehen können, 
auch für entspechend befähigt gehalten werden müssen. Die Einschätzung der Kom- 
petenz erfolgt auf der Basis der geeigneten Bildungs- oder Schulungsmaßnahmen 
und/oder der Erfahrung. 

Was ein Schulungsprogramm umfasst, hängt von den Merkmalen und Zielsetzun- 
gen des jeweiligen UMS ab, dessen Bestandteil es ist. Gewöhnlich enthalten solche 
Programme folgende Elemente (ISO, 1996b): 

• Identifizierung des Schulungsbedarfs der Beschäftigten; 

• Aufstellung eines bedarfsgerechten Schulungsplans; 

• Prüfung der Konformität der Schulungsprogramme mit den Regulierungs- 
oder organisatorischen Erfordernissen; 

• Schulung von Zielgruppen unter den Beschäftigten; 

• Dokumentation der absolvierten Schulung; 

• Evaluierung der absolvierten Schulung. 

Schulungen zur Einrichtung eines Managementsystems 

Eine weitere internationale Norm, die ISO 14004, bietet Orientierungshilfen für 
Unternehmen, die ein den Anforderungen der ISO 14001 entsprechendes UMS ein- 
richten wollen . ISO 14004 legt das Schwergewicht daher auch auf die Schulung als 
ein wichtiges Element bei der Implementierung oder Verbesserung eines Umwelt- 
managementsystems (ISO, 1996b). ISO 14004 enthält eine Reihe von Vorschlägen zu 
Schulungsbereichen, die das Unternehmen anbieten könnte, z.B. Schulungen mit dem 
Ziel, das Bewusstsein für die strategische Bedeutung des Umweltmanagements und 
von Umweltfragen ganz allgemein zu stärken, Schulungen zur Vermittlung besserer 
Kompetenzen und Schulungen, die für die Einhaltung von Umweltvorschriften sorgen 
sollen (Hopkinson und Dixon, 1998). 

Nach ISO 14004 fallen solche Aktivitäten normalerweise in vier Kategorien, je 
nachdem ob sie darauf angelegt sind: für den Stellenwert des Umweltmanagement im 
betreffenden Unternehmen zu sensibilisieren, das Umweltbewusstsein zu schärfen, 
die Qualifikationen zu verbessern oder die Einhaltung von Umweltvorschriften sicher- 
zustellen (ISO, 1996b). Die folgende Tabelle enthält Vorschläge für potenzielle 
Schulungen, Zielgruppen und Schulungszwecke. 



32. ISO 14001 ist eine Spezifikationsnorm. Wenn die Unternehmen alle Anforderungen erfüllen, können sie 
sich zertifizieren lassen. ISO 14004 ist eine Orientierungshilfe {guidance- Standard). Sie kann nicht für 
Zertifizierungszwecke verwendet werden und enthält einen Leitfaden, aber keine Anforderungen, anhand 
derer die Konformität geprüft werden kann. 
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Tabelle 2 Implementierung eines UMS - Schulungsbeispiele 



Schulungsart 


Schulungsteilnehmer 


Ziel 


Sensibilisierung für die 
strategische Bedeutung des 
Umweltmanagements 


Oberes Management 


Engagement der Teilnehmer für die 
Umweltpolitik der Organisation und 
Ausrichtung ihrer Handlungsweise an 
dieser Politik 


Allgemeine Sensibilisierung 
für Umweltfragen 


Alle Beschäftigten 


Engagement der Teilnehmer für die 
Umweltpolitik und die Ziele der 
Organisation sowie Vermittlung eines 
Gefühls persönlicher Verantwortung 


Verbesserung der 
Qualifikationen 


Beschäftigte mit 
Umweltzuständigkeiten 


Steigerung der Leistungsstärke in 
spezifischen Bereichen der 
Organisation, wie z.B. Geschäfts- 
abwicklung, Forschung und 
Entwicklung und Engineering 


Einhaltung von Vorschriften 


Beschäftigte, deren 
Handlungsweise Auswirkungen 
auf die Einhaltung der 
Vorschriften haben kann 


Sicherstellen, dass Vorschriften 
eingehalten und unternehmens- 
internen Schulungserfordernissen 
entsprochen wird 



Quelle: Auf der Basis von ISO (1996b). 



Schritte bei der Aufstellung eines Umweltschulungsprogramms 

Vor der Aufstellung eines auf OHS-Systeme und/oder UMS zugeschnittenen 
Schulungsprogramms sind mehrere Fragen zu klären. Der erste Schritt besteht 
gewöhnlich in einer Einschätzung des Schulungsbedarfs, und einer der in ISO 14001 
enthaltenen Vorschläge sieht die Aufstellung und Befolgung bestimmter „Verfahren" 
zur Ermittlung dieses Schulungsbedarfs vor (ISO, 1996a). Zu den wichtigsten Kate- 
gorien potenzieller Schulungsteilnehmer innerhalb eines Unternehmens gehören 
(Hopkinson und Dixon, 1998): 

1. Umweltmanager und -Spezialisten. Beschäftigte, die unmittelbar für das 
betriebsinterne Umweltmanagement verantwortlich sind, z.B. für Recycling, 
Abfallmanagement, Umweltschutz nach dem Vorsorgeprinzip, Einhaltung der 
Umweltschutzbestimmungen und das UMS ganz allgemein. 

2. Direktoren und höhere Führungskräfte. Zu dieser Gruppe gehören Geschäfts- 
leiter, Finanzvorstände und Marketingleiter. Wenngleich sie bei der Implemen- 
tierung des UMS keine direkte Rolle spielen, halten einige von ihnen umwelt- 
relevante Fragen und Effekte unter strategischen Gesichtspunkten (weil sie 
z.B. dem Ruf des Unternehmens schaden oder ihn verbessern können) und in 
Bezug auf die Haftung doch für einen wichtigen Faktor. 

3. Sonstiges Personal. Zu dieser Gruppe gehören Beschäftigte, die nicht in eine der 
beiden vorgenannten Kategorien fallen. Sie können sich der Umweltziele und 
-Programme des Unternehmens bewusst sein oder keine Kenntnis davon haben. 
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Fallstudie: Ausdehnung der Schulungsmaßnahmen auf die Zulieferer 

Bei der Herstellung mancher Mercedes-Benz- Automobile und -Busse werden 
heutzutage über 30 aus nachwachsenden Rohstoffen bestehende Bauteile ver- 
wendet. DaimlerChrysler (der Muttergesellschaft von Mercedes Benz) zufolge 
reduziert der Einsatz dieser Rohstoffe Kosten und Gewicht um 5%. Zu diesen 
Naturfasern gehören Flachs, Hanf und Sisal; mit Kunststoffbeschichtet erreichen 
sie eine Strapazierfähigkeit, die mit der glasfaserverstärkter Kunststoffe identisch ist. 

Das Unternehmen beschloss, in den Entwicklungsländern Naturfaserzulieferer 
zu schulen. Dank dieser Schulung ist es DaimlerChrysler-Mercedes heute möglich, 
Naturfasern mittels einer ganzen Prozesskette zu verwenden, die Faserauswahl, 
Spezifikation, Vorbereitung und Verarbeitung, Bauteilstruktur, Material- und Bau- 
teilabnahme sowie Recycling umfasst. 

DaimlerChrysler nahm ein Vorhaben in Angriff, um die Technologie für die 
Herstellung von Fahrzeugkomponenten aus Naturfasern von Deutschland nach Süd- 
afrika zu transferieren. Ziel dieses Vorhabens war es, eine ganz auf dem Einsatz von 
Sisalfasern (ein festes und steifes Material) basierende Prozesskette aufzubauen. 
Hierzu gehört der Sisalanbau, die Verarbeitung der Fasern, die Fertigung der Fahr- 
zeugkomponenten und deren Lieferung an die Produktions Stätte des Unternehmens 
in Südafrika. Die Technologie stammte von einem deutschen Unternehmen, das 
bereits Erfahrungen auf dem Gebiet der Herstellung von Naturfaserkomponenten 
hatte. Der Technologietransfer ging an zwei südafrikanische Unternehmen. 

DaimlerChrysler arbeitete mit dem Rat für wissenschaftliche und industrielle 
Forschung zusammen, um die gesamte Prozess- und Zulieferkette zu verbessern, 
einschließlich Naturfaserproduktion in Sisalfarmen. Die beiden südafrikanischen 
Unternehmen verarbeiten die Fasern nunmehr und stellen die Bauteile nach den 
für die Herstellung von Mercedes-Fahrzeugen geltenden Normen her. 

Dank dieses Projekts bieten sich den beiden südafrikanischen Unternehmen 
jetzt neue Geschäftsmöglichkeiten. Außerdem wurden noch weitere Einsatzmög- 
lichkeiten für Naturfasern identifiziert, so dass sich den betreffenden Unterneh- 
men die Chance bietet, ihre Produktion auszuweiten. Des Weiteren haben auch 
andere Automobilhersteller begonnen, Naturfaserbauteile einzusetzen, so dass 
sich die Kundenbasis für die beiden südafrikanischen Unternehmen vergrößert. 

Quelle: DaimlerChrysler, www.daimlerchrysler.com. 



Schulungsaktivitäten können auch Geschäftspartnern wie z.B. Zulieferern, Sub- 
Unternehmern und Werkvertrag snehmern angeboten werden . Durch Schulungen 
können Umweltverbesserungen in der ganzen Lieferkette erleichtert werden, denn sie 



33. Das Kapitel Allgemeine Grundsätze der Leitsätze legt den Unternehmen nahe, „ihre Geschäftspartner, ein- 
schließlich Zulieferfirmen und Unterauftragnehmer, wo praktikabel, zur Anwendung von Grundsätzen der 
Unternehmensführung zu ermutigen, die im Einklang mit den OECD-Leitsätzen für multinationale Unter- 
nehmen stehen". 
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helfen den Zulieferern, Kenntnisse und Qualifikationen im Bereich des Umwelt- 
managements zu erwerben. Wenn es einem Unternehmen nicht möglich ist, die 
Schulung selbst durchzuführen, könnte eine alternative Strategie darin bestehen, der 
Empfehlung der ISO 14001 zu folgen und „von Fremdfirmen den Nachweis zu 
fordern, dass ihre Mitarbeiter über die erforderliche Kompetenz und notwendige 
Schulung verfügen" (ISO, 1996a). 

Genormte Praktiken im Bereich der Umweltschulung 

Eine neuere Entwicklung stellt die Vorlage einer nationalen US-Norm mit dem 
Titel „Criteria for Accepted Practices in Safety, Health and Environmental Training" 
(ASSE, 2001) dar. Diese Initiative ist das Ergebnis der Bemühungen verschiedener 
Stakeholder unter Beteiligung der Wirtschaft, von Berufsverbänden, Unternehmer- 
verbänden, Schulungsanbietern und KMU und zielt darauf ab, das Schulungswesen in 
den Bereichen Umwelt, Gesundheit und Sicherheit zu verbessern und eine Norm für 
derartige Schulungen zu erarbeiten. Als Reaktion auf das Fehlen allgemein anerkann- 
ter Praktiken bietet die Norm Leitlinien für jeden maßgeblichen Schulungsbereich: 

• Geltungsbereich, Zweck und Anwendung. Legt freiwillige Kriterien für die 
Schulungsprogramme fest, definiert anerkannte Praktiken und empfiehlt frei- 
willige Anwendungen durch die Schulungsanbieter. 

• Definitionen. Bietet Definitionen für die Umwelt-, Gesundheits- und Sicher- 
heitsschulung an, die auf vorhandenen Materialien basieren oder auf dem 
Weg der Konsensfindung auf Ausschussebene vereinbart wurden. 

• Schulungsprogramm, Verwaltung und Management. Der Schwerpunkt liegt 
hier auf dem Gedanken, dass Schulungsprogramme am effektivsten und 
effizientesten sind, wenn sie im Rahmen eines gut definierten und organisier- 
ten Verwaltungssystems gehandhabt werden. Dies stellt zudem sicher, dass 
Schulungen ein integriertes Programm und keine Serie zusammenhangloser 
Schulungsveranstaltungen sind. 

• Schulungsentwicklung. Orientierung der Programme bei den einzelnen Aspekten 
der Schulung, vor allem bezüglich der Einschätzung der Schulungsbedürfnisse, 
der Lernziele und Voraussetzungen, Kursgestaltung, Evaluierungsstrategie und 
Verpflichtung zu ständiger Verbesserung. 

• Durchführung der Schulung. Legt die Anforderungen für die Verteilung der 
Schulungsunterlagen, Kriterien für die Schulungsleiter und die Schulungs- 
durchführung ganz allgemein sowie für Feedback und Kommunikation fest. 

• Schulungsevaluierung. Bietet ein Instrumentarium für die Evaluierung der 
Schulung und die Messung der Leistungen der Schulungsteilnehmer und -leiter 
sowie der Ergebnisse der Schulungsveranstaltung. Sie schließt Evaluierungs- 
ansätze ein und erörtert die Verpflichtung zu ständiger Verbesserung. 
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• Dokumentation und Aufbewahrung von Unterlagen. Bietet Orientierungs- 
hilfen für die Bereithaltung benötigter Informationen im Rahmen eines 
Dokumentenaufbewahrungssystems. Ferner soll vermieden werden, dass die 
Dokumentation sich zu einem schwerfälligen Verfahren entwickelt. 
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8. BEITRAG ZUR KONZIPIERUNG 
EINER UMWELTPOLITIK 



Kapitel V, Punkt 8 

[Die Unternehmen sollten] 

zur Konzipierung einer ökologisch sinnvollen und ökonomisch 
effizienten staatlichen Umweltpolitik beitragen, z.B. durch Partner- 
schaften oder Initiativen, mit denen das Umweltbewusstsein 
gestärkt und der Umweltschutz verbessert werden. 



Partnerschaften zwischen verschiedenen Stakeholdern sind zu einem festen 
Bestandteil des politischen EntScheidungsprozesses geworden und tragen zur Konzi- 
pierung einer soliden staatlichen Politik bei, sowohl aus wirtschaftlicher als auch öko- 
logischer Sicht. Die Einbindung aller Stakeholder in Politikdiskussionen reduziert das 
Risiko, dass bestimmte Probleme von den Regulierungsstellen nicht antizipiert 
werden. Durch die Einbeziehung des Unternehmens Sektors sind die politischen Ent- 
scheidung sträger und Regulierer eher imstande, Maßnahmen zu konzipieren, die die 
Unternehmensrealität widerspiegeln. Dies kann zu einer besseren Einhaltung der Vor- 
schriften führen. Dagegen können Politikänderungen ohne vorherige Konsultation der 
Unternehmen insofern zu unbefriedigenden Ergebnissen führen, als für die Unter- 
nehmen dann u.U. wenig Möglichkeiten und Anreize bestehen, um über die Einhal- 
tung der Mindestanforderungen hinauszugehen (IIED, 2002). Schließlich gibt die 
Beteiligung der Unternehmen an der politischen Entscheidungsfindung den politi- 
schen Entscheidungsträgern auch die Möglichkeit, sich über neue Technologien und die 
Realisierbarkeit der Veränderungen zu informieren, die zur Einhaltung der Bestim- 
mungen erforderlich sein könnten. 

Neben der Regulierung wenden sich die Regierungen im Bereich des Umwelt- 
schutzes mittlerweile verstärkt Politikmaßnahmen zu. An die Stelle auflagenpolitischer 
Ansätze, denen z.T. vorgeworfen wird, dass sie innovative und gesetzestreue Unter- 
nehmen benachteiligen, treten zunehmend freiwillige Vereinbarungen und markt- 
basierte Instrumente wie z.B. Umweltabgaben, Emissionshandel und Steuern. Bei der 
Entwicklung dieser Mechanismen kommt es entscheidend darauf an, dass Wirtschaft 
und Industrie an ihrer Ausgestaltung mitwirken, um sicherzustellen, dass die Instru- 
mente praktikabel sind. Falls die Unternehmen diesen Wunsch haben, können sie 
auch zusätzlich zu den Modellen freiwilliger Selbstkontrolle innovative Umwelt- 
managementpraktiken und -technologien einführen. 
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Bei Berücksichtigung des breiten Spektrums von Umweltbestimmungen und 
-politiken kann man davon ausgehen, dass sich der Beitrag der Unternehmen zur 
Politik auf viele andere von den Leitsätzen behandelte Aspekte eines soliden Umwelt- 
managements auswirkt. Wenn die Unternehmen beispielsweise beginnen, an der 
Konzipierung von Maßnahmen mitzuwirken, kommt es zu einem umfangreichen 
Informationskreislauf und -austausch. Durch die Darlegung der von den Unternehmen 
mit bereits existierenden Maßnahmen und Regulierungen gesammelten Erfahrungen 
kann die Umweltleistung eines Unternehmens der Öffentlichkeit bekannt gemacht 
werden. Daraus folgt die Transparenz der Geschäftstätigkeit des Unternehmens, und 
die Öffentlichkeit bekommt mithin einen besseren Einblick in die Umweltfolgen der 
Unternehmensaktivitäten. Hierdurch wird zudem die Einbeziehung der Unternehmen 
in öffentliche Konsultationsprozesse mit denjenigen erleichtert, die durch seine Aktivi- 
täten potenziell betroffen sind. 

Vor einigen Jahrzehnten zeigten die politischen Entscheidungsträger in vielen 
Ländern noch wenig Interesse daran, die Auffassung der Industrie kennen zu lernen. 
Die Erarbeitung von Gesetzen und Maßnahmen erfolgte von jeher innerhalb der 
Grenzen eines bürokratischen und politischen Prozesses. Bis zum Beginn der neunzi- 
ger Jahre beschränkte sich der Prozess der Bereitstellung von Informationen für die 
Gestaltung der staatlichen Politik auf nationaler und internationaler Ebene in diesen 
Ländern den Worten eines Beobachters zufolge weitgehend auf: „in Auftrag gegebene 
wissenschaftliche Studien, öffentliche Meinungsumfragen, mit namhaften Persönlich- 
keiten besetzte formelle Kommissionen bzw. Untersuchungen oder einmalige Kon- 
sultationstagungen mit den interessierten Kreisen" (Stratos, 2002). Dies kam einem 
Ad-hoc-Verfahren gleich, bei dem die Einbeziehung gesellschaftlicher Gruppen bei der 
Festlegung der Politik nur in Ansätzen stattfand. Da die Regierungen zu keiner syste- 
matischen Einbeziehung der Stakeholder verpflichtet waren, betrachteten es die 
Unternehmen nicht als ihre offizielle Aufgabe, zur Gestaltung der Politik beizutragen. 

Die jüngsten Tendenzen führten zu einer Öffnung dieses Prozesses und haben die 
Regierungen dazu veranlasst zu überlegen, wie die Wirtschaft und andere Stakeholder 
am besten in den politischen Entscheidung sprozess einzubeziehen sind. Die Regie- 
rungen der meisten OECD-Länder sind Vertragspartner des Übereinkommens über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidung s verfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Übereinkommen), 
das die Errichtung von Mechanismen zur Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der 
Aufstellung von Plänen und Programmen für den Umweltbereich vorsieht. Der Welt- 
gipfel 2002 über nachhaltige Entwicklung identifizierte eine Reihe freiwilliger Multi- 
Stakeholder-Übereinkommen, die zur Erreichung des Ziels nachhaltiger Entwicklung 
beitragen würden. Im Rahmen dieser so genannten „Typ-II-Partnerschaftsinitiativen" 
haben gleichgesinnte Regierungen, Stakeholder und zwischenstaatliche Organisationen 
vereinbart, spezifische Probleme gemeinsam anzugehen. 
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Herausforderungen und Chancen 

Durch die Mitwirkung an Stakeholder-Initiativen und anderen Arten der Partner- 
schaft können die Unternehmen Maßnahmen unterstützen, die darauf abzielen, Anliegen 
nachhaltiger Entwicklung in Unternehmensentscheidungen zu integrieren. Konsulta- 
tionsprozesse sensibilisieren die Unternehmen zudem besser für Entwicklungen in 
der Politik und Veränderungen im Bereich der Regulierung. Die Regierungen können 
dazu beitragen, dass der Prozess der Einbeziehung für die Unternehmen attraktiver 
wird. Zum Beispiel kann eine transparente politische Entscheidungsfindung die 
Unternehmen u.U. davon überzeugen, dass die Mitwirkung an politischen Entschei- 
dungsprozessen Vorzüge bietet. Investoren setzen im Allgemeinen mehr Vertrauen in 
die Rechtsprechung, wenn sich die Politikverantwortlichen durch eine transparente 
Handlungsweise auszeichnen und gewillt sind, die Unternehmen bei der Politik- 
formulierung einzubeziehen. 

Eine sinnvolle Einbeziehung der Stakeholder erfordert Planung, Zeit, Transparenz 
und ein legitimes Interesse daran, die Auffassungen der Stakeholder in den politischen 
Entscheidungsprozess zu integrieren. Ist der Konsultationsprozess unzulänglich, 
könnte zudem Kritik aufkommen. Bedenken hinsichtlich eines ordnungsgemäßen 
Verfahrens ablaufs können entstehen, wenn es den Regierungsdokumenten an Trans- 
parenz fehlt oder wenn im Vorfeld der Konsultationen Dokumente nicht zur Verfügung 
stehen, wenn das Verfahren generell unfair ist oder politische Faktoren eine Rolle 
spielen. Abgesehen von einem Bericht über die Konsultation, in dem lediglich die 
Auffassungen der Stakeholder dargelegt sind, kann es auch an Folgemaßnahmen fehlen. 
Die bei der Konzipierung von Politikmaßnahmen entstehenden Verzögerungen können 
zudem dazu führen, dass die Maßnahmen weit hinter der Innovation und den techno- 
logischen Entwicklungen der betreffenden Branchen zurückbleiben. Regierungen 
bieten mitunter kein konstruktives Forum für den Aufbau von Partnerschaften im 
politischen Entscheidungsprozess. Zu klären ist die Frage, ob die Foren, die für eine 
Einbeziehung der Unternehmen zur Verfügung stehen, für echte Partnerschaften 
zweckmäßig oder nur eine symbolische Geste sind (Hooke, 2003). 

Andererseits ist es jedoch den Stakeholdern überlassen, den Bereich ihrer Inter- 
aktion mit den Regierungen festzulegen. Eine von anderen Stakeholdern vorgebrachte 
Kritik am Eingreifen der Unternehmen in den politischen Entscheidungsprozess wird 
damit begründet, dass die Interessen der Wirtschaft im Staat bereits hinreichend ver- 
treten sind. Kritisch beurteilt werden könnte auch die Frage der Objektivität der von 
den Unternehmen unternommenen Anstrengungen, da Initiativen dieser Art zu einem 
allgemein als „Vereinnahmung der Regulierung" bezeichneten Phänomen führen 
könnten (Stratos, 2002). 

Instrumente und Konzepte 

Einem Unternehmen, das in den Prozess der Einflussnahme auf die staatliche 
Politik eintreten möchte, stehen praktisch keinerlei bereits fertige „Instrumente" - sei 
es in Form von Managementsystemen, Industrienormen oder freiwilligen Verhaltens- 
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kodizes - zur Verfügung. Auf der Basis der bisherigen Erfahrungen der Unternehmen 
und Unternehmensverbände lässt sich jedoch eine Reihe von Optionen zur Erleichte- 
rung des Dialogs zwischen den politischen Entscheidungsträgern und den Unter- 
nehmen identifizieren. Hierzu gehören reine Kommunikationsstrategien, von staatlicher 
Seite initiierte Konsultationen und Kooperationsansätze innerhalb des Unternehmens- 
sektors selbst. 

Verweise auf Partnerschaften in Verhaltenskodizes 

Verhaltenskodizes für Unternehmen können Partnerschaften mit dem Staat und 
mit anderen Stakeholdern in der Zivilgesellschaft vorsehen. Für eine wachsende Zahl 
von Unternehmen ist diese Aktivität Bestandteil ihrer Umweltpolitik. So sollen bei 
Bristol-Myers Squibb z.B. alle Produktionsstätten und Funktionsbereiche des Unter- 
nehmens Beiträge zur staatlichen Politik leisten (www.bms.com). Dies zeigt, dass das 
Bewusstsein für die Notwendigkeit vorhanden ist, mit der Regierung zu interagieren, 
um die Nachhaltigkeitsanliegen der Wirtschaft in den politischen Entscheidung s- 
prozess einzubringen. Diese Vorgehensweise wird insofern als proaktiv betrachtet, 
als damit gewährleistet wird, dass Umweltschutzgesetze und Regulierungen „gerecht, 
kosteneffektiv und realistisch" sind (www.inco.com). Unilever hat bekannt gegeben, 
künftig mit den Regierungen und anderen Organisationen bei der Konzipierung von 
Gesetzesvorlagen und anderen Regulierungen zusammenzuarbeiten, die sich poten- 
ziell auf die legitimen Interessen des Unternehmens auswirken (www.unilever.com). 
Kodak hat zugesagt, mit den Regierungen zusammenzuarbeiten, um „verantwortungs- 
volle Gesetze, Regulierungen und Normen zum Bevölkerungs-, Arbeits- und Umwelt- 
schutz" zu erarbeiten (www.kodak.com). 

Die Aufrechterhaltung der Kommunikation durch Informationsaustausch stellt 
einen Weg dar, eine konstruktive Beziehung zur Regierung zu stärken. So bemüht 
sich zum Beispiel BHP Billiton um eine offene und konstruktive Beziehung zu den 
Regierungen und tauscht regelmäßig Informationen und Auffassungen über für das 
Unternehmen relevante Fragen aus. Das Unternehmen vertritt den Standpunkt, dass 
Kommunikation eine wesentliche Voraussetzung für fundierte Entscheidungen von 
Regierungsvertretern wie auch vom Unternehmen selbst ist (www.bhpbilliton.com). 
Auch der Austausch unternehmensinterner Forschungsdaten kann einen hilfreichen 
Beitrag zum staatlichen Entscheidungsprozess leisten. Shell hat ein dreijähriges internes 
experimentelles C0 2 -Emissionshandelsprojekt abgeschlossen und den Regierungen 
die gesammelten Erkenntnisse und Erfahrungen mitgeteilt, um zur Weiterentwicklung 
von EU-Vorschlägen für ein gesetzlich vorgeschriebenes Emissionshandelssystem 
beizutragen (www.shell.com). 



132 - UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 



Copyrights material 



Fallstudie: Dialog zwischen Regierung und Industrie 
im Chemikaliensektor 

Die in Deutschland ansässige Henkel-Gruppe stellt Klebstoffe, Kosmetika und 
Oberflächentechnikprodukte her. Einige Klebstoffe enthielten Toluen, ein organi- 
sches Lösungsmittel, das insofern ein erhebliches Gesundheitsproblem darstellte, 
als es für Kleb Stoff süchtige besonders attraktiv war. Im Rahmen seiner Unter- 
nehmenspolitik, die darin besteht, lösungsmittelhaltige Produkte überall dort, wo 
es möglich ist, durch lösungsmittelfreie Stoffe zu ersetzen, änderte Henkel die 
Rezeptur und entwickelte ein toluenfreies Lösungsmittel. Die Unternehmenspolitik 
lautet, in den Fällen, wo es keinen Ersatz gibt, Lösungsmittel und Lösungsmittel- 
mischungen zu verwenden, die für Klebstoffschnüffler möglichst wenig attraktiv 
sind und deren Eigenschaften dem Anwender optimale Arbeitsschutz- und Sicher- 
heitsmerkmale bieten. Henkel ging eine Kooperation mit der Universidad de Chile 
sowie dem Centro de Informaciön Toxicolögica y de Medicamentos (CITUS) ein, 
um die Forschung nach besseren gesundheitsspezifischen Aspekten toluenfreier 
Klebstoffe zu intensivieren. 

Darüber hinaus bemühte sich das Unternehmen ganz erheblich um die Förde- 
rung der Produktion und Verwendung toluenfreier Klebstoffe. Ein spezieller 
Ausschuss innerhalb des Verbands der Chemischen Industrie untersuchte die 
Frage, ob der Einsatz von Toluen bei der Herstellung von Kontaktklebern völlig 
verboten werden sollte. Henkel Chile wurde gebeten, seine Forschungsergebnisse 
dem chilenischen Gesundheitsministerium zu unterbreiten. Das Ministerium war 
von den toxikologischen und sicherheitsspezifischen Vorteilen der neuen Rezeptur 
überzeugt und schloss sich der Initiative der Chemieindustrie an. Auf der Basis 
der wissenschaftlichen Studien und Untersuchungen im Rahmen des Verbands 
der Chemischen Industrie legte der Gesundheitsminister ein Gesetz vor, das die 
Herstellung und den Vertrieb von toluenhaltigen Klebstoffen verbietet. Das 
Gesetz trat 1999 in Kraft. 

Quelle: WBCSD, www.wbcsd.org. 



Teilnahme an Konsultationsprozessen mit der Regierung 

Formelle Konsultationen zwischen Regierung und Öffentlichkeit. Formelle Kon- 
sultationen werden grundsätzlich auf Veranlassung der Regierungen veranstaltet, um 
die für Politik- oder Regulierungsinitiativen erforderlichen Informationen zusammen- 
zutragen. In den meisten OECD-Ländern haben die Regierungen Kommunikations- 
kanäle zu anderen Stakeholdern initiiert, indem sie ihnen die Gelegenheit boten, 
staatliche Initiativen zu prüfen und entsprechend Stellung zu nehmen. Im Vereinigten 
Königreich hat die Regierung beispielsweise eine staatliche Strategie bekannt gemacht, 
die einen umfassenderen, stärker integrierenden politischen Entscheidungsprozess 
vorsieht (www.cabinetoffice.gov.uk.). Für derartige Konsultationen ist keine bestimmte 
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Form vorgeschrieben; das Spektrum reicht von formellen Vorlagen im Zusammen- 
hang mit Gesetzgebungs- oder Regulierungsprozessen über die Beteiligung an laufen- 
den Beratungen bis hin zu einer an die politischen Entscheidungsträger gerichteten 
einfachen schriftlichen Stellungnahme, in der der Unternehmensstandpunkt dargelegt 
wird. Um einen regelmäßigen Dialog mit der Regierung zu erleichtern, richten viele 
Unternehmen Büros in politischen Entscheidungszentren ein, u.a. auch in ausländi- 
schen Hauptstädten. Einige Unternehmen haben formelle Büros für Regierungs- 
kontakte in die Funktionen ihres Hauptsitzes integriert. So verfügt z.B. Lafarge über 
ein Programm zur aktiven Interessenvertretung gegenüber der Regierung, das sich 
mit Gesetzgebungs- und Regulierungsangelegenheiten auf allen Regierungsebenen 
befasst (www.lafarge.com). 

Benachrichtigung und Stellungnahme der Öffentlichkeit. Viele Regierungen geben 
dem privaten Sektor Gelegenheit, zu Gesetz- und Regulierungsentwürfen Stellung zu 
nehmen. So können die Unternehmen mit konstruktiver Kritik dazu beitragen, dass 
neue Politiken oder gesetzliche Maßnahmen in der Praxis realisierbar sind und der 
Unternehmensrealität Rechnung tragen. Norsk Hydro nimmt gemeinsam mit dem 
Verband der Norwegischen Prozessindustrie aktiv an Beratungen mit der norwegi- 
schen Umweltschutzbehörde über die Chemikalienpolitik Norwegens teil. Der Rechts- 
rahmen spielt für das Unternehmen eine wichtige Rolle, da es bei seiner Tätigkeit 
eine Reihe von Chemikalien verwendet, die es sowohl selbst produziert als auch 
ankauft. Die norwegische Regierung ist auf Grund der praktischen Erfahrungen von 
Norsk Hydro im Umgang mit diesen Stoffen daran interessiert, die Ansichten des 
Unternehmens kennen zu lernen 34 . 

Die Regierungen haben zudem Mechanismen für die Stellungnahme der Öffent- 
lichkeit und den Politikdialog geschaffen, um bei weitreichenden Gesetzesvorhaben 
Feedback einzuholen. Die EU hat in jüngster Zeit eine Debatte über eine neue, den 
Chemikaliensektor regulierende Richtlinie eingeleitet, um die Tragfähigkeit ihres 
neuen Ansatzes zu überprüfen (www.euractiv.com). Seit der Veröffentlichung des 
Weißbuchs zur künftigen Chemikalienpolitik 2001 war die interne Erarbeitung dieser 
neuen Richtlinie Gegenstand intensiver Lobbying-Aktivitäten von Seiten der Industrie 
und der Zivilgesellschaft. 

Der Environmental Bill of Rights in Ontario, Kanada, zufolge hat die Öffentlich- 
keit (einschließlich Wirtschaft und Industrie) das Recht, zu umweltrelevanten Gesetzes- 
vorlagen Stellung zu nehmen und das Umweltministerium zur Überprüfung eines 
Gesetzes aufzufordern. Entsprechende Informationen finden sich in einem der Öffent- 
lichkeit zugänglichen Umweltregister (www.eco.on.ca). Die amerikanische Umwelt- 
schutzbehörde (Environmental Protection Agency - US EPA) hat ebenfalls ein Register 
angelegt, um zur Stellungnahme zu vorgeschlagenen Aktivitäten Gelegenheit zu geben, 
und sie gestattet gleichzeitig die Entsendung von Vertretern in das Compliance 
Assistance Advisory Committee oder den National Advisory Council for Environmen- 
tal Policy and Technology. Das letztgenannte Gremium berät den Leiter der Umwelt- 



34. Auf der Basis von Auskünften Stengrim Bosheims vom Corporate Research Centre der Norsk Hydro. 
134 - UMWELT UND DIE OECD-LEITSÄTZE ... - © OECD 2005 



schutzbehörde unabhängig über Fragen der Umweltpolitik, der Umwelttechnologie 
und des Umweltmanagements. Zu den Mitgliedern dieses Gremiums gehören führende 
Mitglieder und Fachleute verschiedener Stakeholder-Kreise, einschließlich Geschäfts- 
welt und Industrie (www.epa.gov). 

Regierungsausschüsse und Stakeholder-Gruppen. Manche Ausschüsse werden 
von den Regierungen eigens für den Zweck konzipiert, eine bessere Politik in 
bestimmten Sektoren zu fördern, in denen Umweltprobleme einen besonders hohen 
Stellenwert haben. In Südafrika gibt es einen ständigen Ausschuss für das Umwelt- 
management in der Bergbauindustrie. Den Vorsitz führt das Department of Minerals 
and Energy, und der Ausschuss setzt sich aus Vertretern der Bergbauindustrie, ande- 
rer Ministerien sowie von Landwirtschafts- und Arbeitnehmerverbänden zusammen. 
Er fungiert als Forum für die Stakeholder im Bergbaubereich und soll für Kommuni- 
kation sowie die Erörterung strittiger Themen sorgen und Empfehlungen für Politik- 
veränderungen durch Verhandlungen geben. 

Die amerikanische Umweltschutzbehörde EPA hat ein Pesticide Program Dialogue 
Committee eingerichtet. Dieser Ausschuss bietet ein Forum für verschiedene Stake- 
holdergruppen und soll ein Feedback über diverse Fragen der Regulierung, Politik 
und Programmdurchführung im Bereich der Pestizide ermöglichen. Zu den Mitglie- 
dern des Ausschusses gehören Umweltschutzverbände und öffentliche Interessen- 
gruppen, Pestizidhersteller und Handelsverbände, Nutzer- und Erzeugerzusammen- 
schlüsse, Einrichtungen im Bereich der öffentlichen Gesundheit und der Hochschulen, 
Behörden auf Ebene der Zentralregierung und der Bundesstaaten sowie Vertreter der 
Öffentlichkeit allgemein. Der Ausschuss tritt zwei- bis dreimal jährlich zusammen, 
und alle Sitzungen sind öffentlich. 

Nationale Ausschüsse für nachhaltige Entwicklung. Solche von den nationalen 
Regierungen eingerichtete oder bestätigte Gremien setzen sich im Allgemeinen aus 
Vertretern der Regierung, der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft zusammen und 
haben die Aufgabe, nachhaltige Entwicklung innerhalb eines bestimmten nationalen 
Kontextes zu definieren. Viele dieser Ausschüsse sind zugleich für die Umsetzung 
der 1992 auf dem Erdgipfel von Rio de Janeiro sowie auf dem WSSD 2002 in Johan- 
nesburg eingegangenen nationalen Verpflichtungen zuständig. In einigen Ländern 
waren sie ein wertvolles Instrument zur stärkeren Einbeziehung des privaten Sektors 
(Dulumadary, 1998). Die Ausschüsse bieten den Unternehmen ein Forum, in dem sie 
zusammen mit den Regierungen auf eine Verbesserung der Umweltpolitik hinarbei- 
ten können, und bilden zudem den Nährboden für künftige staatliche Initiativen. 1994 
nahm der philippinische Ausschuss für nachhaltige Entwicklung Beratungen auf, um 
auf die Abschaffung verbleiten Benzins zu drängen. Es fanden Beratungen mit der 
Mineralölwirtschaft und dem Verband der Automobilhersteller statt mit dem Ziel, die 
Nutzung verbleiten Benzins schrittweise zu beenden. Jahre später wurde per Regie- 
rungserlass der Ausstieg aus der Nutzung verbleiten Benzins in Manila bis zum Jahr 
2000 und im Rest des Landes bis zum Jahr 2001 verfügt. 
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Fallstudie: Dialog zwischen der Wirtschaft und anderen Gruppen 

der Zivilgesellschaft 

Die in Alberta (Kanada) ansässige New Directions Group (NDG) arbeitet seit 
1990 an der Entwicklung von Beziehungen zwischen NRO und dem Unter- 
nehmenssektor. Die Gruppe wurde von drei führenden kanadischen Persönlich- 
keiten aus der Wirtschaft, dem NRO- und dem Hochschulsektor ins Leben 
gerufen 35 . Sie bietet ein Forum für Diskussionen, Informationsaustausch und die 
Suche nach einer gemeinsamen Basis in Fragen der Umweltpolitik. Obwohl sich 
die Gruppe bei Diskussionen und Aktivitäten auf etablierte Maßnahmen und Ver- 
fahren stützt, operiert sie im Wesentlichen auf Ad-hoc-Basis. Die Mitglieder 
arbeiten darauf hin, bei Diskussionen und zu treffenden Entscheidungen einen 
Konsens zu finden, sie sind sich aber im Klaren, dass nicht alle Empfehlungen 
einstimmig angenommen werden. 

Die NDG hat in zwei wichtigen Fragen einen Konsens erzielt, zu denen dann 
Grundsatzerklärungen abgegeben wurden, einmal betreffend den Umgang mit 
giftigen Chemikalien und zum anderen in Bezug auf die Durchführung und 
Gestaltung freiwilliger Initiativen. Die NDG hat einen Bericht mit dem Titel 
Criteria and Principles for the Use of Voluntary or Non-regulatory Initiatives to 
Achieve Environmental Policy Objectives erstellt. Das Dokument erwies sich als 
ein wichtiger Beitrag zu vielen inländischen Politikprozessen, darunter der National 
Climate Change Process; die Aufstellung des Environmental Commitment and 
Responsibility Programme im Rahmen des Canadian Toxic (ARET) Programme 
und die Schaffung eines Politikrahmens für die Umweltleistungsvereinbarungen 
von Environment Canada. Die erarbeiteten Grundsätze und Kriterien führten 
schließlich zu dem von der kanadischen Regierung und der Industrie angenom- 
menen Politikrahmen Environmental Voluntary Agreements Policy Framework. 

Das NDG-Modell für die Beziehungen zwischen dem Unternehmenssektor 
und NRO wurde auch andernorts in Kanada übernommen, um verschiedene 
sektorspezifische Umwelt- und Entwicklungsprobleme anzugehen, dies gilt z.B. 
für die in British Columbia getroffene Vereinbarung über Schutzgebiete und 
Waldbewirtschaftung sowie die Koalition zwischen NRO und Industrieverbänden 
zur Unterstützung von Gesetzesbestimmungen zum Schutz gefährdeter Arten in 
Kanada. 

Quelle: NDG (2002). 



35. Die der Gruppe angehörenden Unternehmen sind u.a. Alcan, Noranda, Sunco, Inco, Shell, TransAlta; 
NRO-Mitglieder sind das Pembina Institute, Pollution Probe, CIELAP, Canadian Nature Federations, 
Environmental Defence, Friends of the Earth, IISD und VCR Inc. 
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Nationale Räte oder Ausschüsse können im staatlichen Entscheidungsprozess eine 
aktive Rolle spielen. Im Vereinigten Königreich wurden im Rahmen der Roundtable- 
Gespräche über nachhaltige Entwicklung zahlreiche umfassende Berichte über ver- 
kehrsbezogene Fragen erstellt, um den regierungsinternen Denkprozess und die 
Überprüfung der Gesetzgebung durch das Unterhaus zu unterstützen (Maurer, 1999). 

Selbstregulierung und marktorientierte Instrumente 

Neben Gesetzesvorschriften und staatlicher Regulierung setzen die Regierungen 
noch andere Instrumente ein, um die Umweltleistung der Unternehmen zu verbessern. 
Führungskräfte aus Wirtschaft und Industrie suchen aktiv auf Veränderungen „der 
Spielregeln" für die Politik hinzuwirken, die auf Alternativen zu Regulierungsmaß- 
nahmen basieren (www.csrcampaign.org). Da diese Instrumente auf dem guten Willen 
und der Kooperationsbereitschaft der Unternehmen und der Industrie basieren, liegt 
es im Interesse der Unternehmen, sich an ihrer Erarbeitung zu beteiligen. Für die 
Regierungen hat es wiederum Vorteile, durch den Unternehmenssektor Erkenntnisse 
in Bezug auf die Effektivität von wirtschaftlichen Instrumenten und Marktmechanis- 
men zu gewinnen 36 . Bessere Umweltergebnisse können dazu führen, dass stärker auf 
Alternativen zu Regulierungsmaßnahmen zurückgegriffen wird, und dies wiederum 
hat positive Effekte auf nachfolgende umweltpolitische Maßnahmen. Angesichts der 
Asymmetrie des Informationsstands zwischen Staat und Industrie liegen die bei diesen 
Vereinbarungen vorgegebenen Ziele jedoch meist nahe dem Niveau, das ohnehin hätte 
erreicht werden können. Freiwillige Vereinbarungen sollten daher als Ergänzung 
anderer Instrumente des Politikmix betrachtet werden. 

Vereinbarungen. Bei diesen zwischen Staat und Unternehmen ausgehandelten 
Mechanismen wird letzteren die Möglichkeit gegeben, gesamtstaatliche Umweltziele 
durch ein von ihnen selbst entwickeltes System zu erreichen. Solche Vereinbarungen 
tragen zwar nicht unmittelbar zu Politikveränderungen bei, bieten u.U. aber zusätz- 

O -7 

liehe Vorteile, die die Umweltpolitik verbessern können . 

Die Canadian Chemical Producers Association steht in einem regelmäßigen 
Dialog mit der Regierung über Umweltfragen, so z.B. die Anwendung des Vorsorge- 
prinzips und die Klimaänderung (www.ccpa.ca). Sie hat in jüngster Zeit mehrere 
Grundsatzvereinbarungen mit der Zentralregierung und den Regierungen mehrerer 
Provinzen getroffen, um im Rahmen ihres Responsible-Care-Systems die Freisetzung 
chemischer Stoffe zu reduzieren; dies ermöglichte es den Mitgliedern der Hersteller- 
verbände chemischer Produkte, die Emissionen generell zu reduzieren und sich 
mit ganz spezifischen Fragen in Bezug auf Benzol und die Verringerung flüchtiger 
organischer Verbindungen zu befassen. In den Grundsatzvereinbarungen ist in der 
Umsetzungsphase eine Rolle für Vertreter öffentlicher Interessen und der Umwelt- 
verbände vorgesehen. 



36. Vgl. Abschnitt 8.33 der Agenda 21. 

37. Eine detaillierte Analyse solcher Instrumente findet sich in OECD (2003). 
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In Australien ist Unilever Australasia im Rahmen der nationalen Verpackungs- 
vereinbarung (National Packaging Covenant) Verpflichtungen in Bezug auf die Ent- 
sorgung von Verpackungsabfällen eingegangen. Der Grund für das Zustandekommen 
dieser Vereinbarung war die Besorgnis über die von Verpackungen ausgehenden 
Umwelteffekte und die abnehmende Abfalldeponiekapazität. Das Ziel besteht darin, 
die Verpackungsabfallmenge zu reduzieren und Anreize zum Aufbau eines wirtschaft- 
lich sinnvollen und nachhaltigen Systems für Abfall-Recycling und -Sammlung zu 
schaffen. Die Unterzeichner der Vereinbarung sind gefordert, einen auf fünf Jahre 
angelegten Aktionsplan zu erarbeiten und vorzulegen, in dem im Einzelnen ausgeführt 
ist, wie sie die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen beabsichtigen. Sie 
müssen überdies einen Beitrag zum Transitional Funding Arrangements Programme 
leisten, in dessen Rahmen Mittel für Studien und andere Maßnahmen zur Verfügung 
gestellt werden, die darauf abzielen, die Kosteneffektivität von Holsystemen (Abholung 
von am Straßenrand abgestellten Abfällen) zu verbessern und die Märkte für gesam- 
melte Wertstoffe zu stärken und auszubauen. Es wurde eine National Environmental 
Protection Measure on Used Packaging Materials verabschiedet, die den Unter- 
zeichnern der Vereinbarung Schutz bietet, wenn sie auf Grund ihrer Teilnahme an der 
Vereinbarung am Markt Nachteile erleiden. Bei Unilever hat die Beteiligung an der 
Vereinbarung ein eigenes Umweltbewusstsein im Hinblick auf Wahl, Produktion und 
Wiederverwertung von Verpackungsmaterial entstehen lassen (www.unilever.com). 

Zertifizierungssysteme. Das Entstehen mehrerer freiwilliger vom privaten Sektor 
geförderter Zertifizierungssysteme bzw. die Einleitung von Zertifizierungsinitiativen 
für den internationalen Bergbau haben die Kodifizierung solcher Mechanismen auf die 
internationale Politikagenda gebracht. Die Zertifizierung des Managements und die 
Produktkennzeichnung können die Rechenschaftspflicht verbessern und einen Multi- 
Stakeholder-Beitrag zu Veränderungen im Bereich der Politik und Regierungsführung 
leisten. Zum Beispiel führte die Initiative des Forest Stewardship Council dazu, dass die 
Regierungen im Vereinigten Königreich, in Dänemark und Frankreich eine Beschaf- 
fungspolitik einführten, die zertifizierten Produkten den Vorzug gibt (www.fsc.org). 

Partnerschaften mit der Regierung und nachgeordneten 
Gebietskörperschaften 

Der in Johannesburg angenommene WSSD-Implementierungsplan empfiehlt, 
„zur Erreichung nachhaltiger Entwicklung auf allen Ebenen Partnerschaften zwischen 
staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren stärker zu fördern". Einige Unternehmen 
haben die Initiative ergriffen und sind Partnerschaften mit an der politischen Ent- 
scheidungsfindung beteiligten Gebietskörperschaften eingegangen. Solche Aktivitäten 
gelten als ein wesentlicher Teil der Bemühungen um die Gewährleistung nachhaltiger 
Entwicklung. Agenda 21 besagt, dass Partnerschaften zwischen Gebietskörperschaften 
und dem privaten Sektor zu Veränderungen im Hinblick auf eine nachhaltige Ent- 
wicklung führen können 38 . 



38. Absatz 8.2 der Agenda 21. 
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Fallstudie: Öffentlich-private Partnerschaften zur Verbesserung 

der Wasserqualität 

Eine kleine Gruppe von Beschäftigten des Unternehmens Samsung Electronics 
traf sich regelmäßig an Wochenenden, um den Abfall am Ufer des Woncheon- 
Flusses in Suwon zu sammeln. Diese Initiative entwickelte sich zu einer 
unternehmensweiten lokalen Umweltkampagne. Mit der Zeit gründeten über 
100 Beschäftigte der Samsung Electronics und anderer Tochtergesellschaften 
desselben Komplexes (Samsung Electro-Mechanics, Samsung SDI und Samsung 
Corning) eine Freiwilligenorganisation (volunteer service corps) zur Verbesse- 
rung der Fluss wasserqualität. Auf Grund der ehrenamtlichen Beteiligung der 
Beschäftigten beschlos s das Unternehmensmanagement, zur Verbesserung der 
Wasserqualität ein Forschungsprojekt für die Rehabilitierung des Flussökosystems 
zu lancieren. Im September 1995 führte Samsung Electronics im Rahmen einer 
Partnerschaft mit dem Umweltforschungsinstitut der Ajou University und dem 
Institute for Green Environment des Suwon Center for Environmental Movement im 
Rahmen der ersten Forschungsphase eine Analyse der natürlichen Flussumgebung 
durch und prüfte gebietsweise den Grad der Schadstoffbelastung. In der zweiten 
Forschungsphase im Dezember 1996 prüften die Partner das den Fluss umgebende 
Ökosystem, machten Vorschläge, wie die Qualität des schadstoffbelasteten Wassers 
der am Oberlauf des Flusses gelegenen Stauseen Sindae und Woncheon ver- 
bessert werden könnte und nahmen Forschungsarbeiten auf, um die Effekte der 
Schadstoffe aus den Stauseen des Woncheon-Flusses zu untersuchen. 

Im November 2001 wurde ein Netzwerk zur "Rettung des Woncheon-Flusses" 
errichtet; hierzu gehörten Anrainer, Mitglieder des Suwon Center for Environmental 
Movement, Beamte der Stadt Suwon und vier Samsung-Tochtergesellschaften. 
Das Forschungsprojekt wurde in drei Stufen bis 2003 durchgeführt. Im Zuge einer 
gemeinsamen Anstrengung zur Verbesserung der Fluss wasserqualität begann die 
Stadt Suwon, Wartungsarbeiten an den betreffenden Sammelkanälen durchzuführen, 
während die Anrainer einen Bürgerrat gründeten, um den Fluss aufmerksam zu 
überwachen, wobei diverse Schritte zur Wasserreinigung eingeleitet wurden. 
Samsung Electronics trug hierzu durch verschiedene Aktivitäten bei, darunter die 
Säuberung eines Areals in der Nähe des Komplexes (in einem Radius von 1 km) 
sowie eine Rund-um-die-Uhr-CCTV-Videoüberwachung der Wasserqualität, 
wobei die Sammelkanäle, in die das Haushaltsabwasser abfließt, kontrolliert 
werden, und die Anpflanzung von 2 500 Schilfrohrpflanzen. 

Quelle: Samsung, www.samsung.com. 



Ein Beispiel für eine solche Partnerschaft ist EMBARQ - auch unter der Bezeich- 
nung Centrefor Transport and the Environment des WRI (World Resources Institute) 
bekannt -, die vom WRI und der Shell- Stiftung ins Leben gerufen wurde 
(www.embarq.wri.org). EMBARQ hat eine Katalysatorfunktion in Bezug auf sozial, 
finanziell und ökologisch tragfähige Problemlösungsansätze im Bereich des städtischen 
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Verkehrs. Die EMBARQ-StrsLtQgie besteht darin, tragfähige Partnerschaften zwischen 
Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu fördern, deren Partner sich verpflichtet haben, 
in den Städten, in denen sie tätig sind, Lösungen für verkehrsbedingte Probleme zu 
finden. EMBARQ operiert zur Zeit in Mexiko und Shanghai. An der Strategie sind 
Regierungen, der private Sektor und andere Stakeholder beteiligt. 

Konzepte der Unternehmenskooperation 

Gemeinsame Lobbyarbeit. Ein bewährtes Verfahren, den Dialog mit den Regie- 
rungen aufzunehmen, ist gemeinsame Lobbyarbeit. Wenn sich die Unternehmen mit 
anderen Mitgliedern der Zivilgesellschaft zusammenschließen, haben die Regierun- 
gen vermutlich insofern ein offeneres Ohr für ihre Anliegen, als ihr Standpunkt einen 
Konsens widerspiegelt, der das Ergebnis der Annäherung unterschiedlicher Auf- 
fassungen ist. In Kanada ist die CARE Coalition eine von Suncor Energy und dem 
Pembina Institute of Appropriate Development gemeinsam angeführte Initiative, 
die von nahezu 20 Unternehmen und NRO, darunter Shell Canada, TranAlta und 
das International Institute for Sustainable Development (USD) unterstützt wird 
(www.bsdglobal.com). Ein Ziel der Gruppe besteht darin, für kurzfristige Steuer- 
reformen einzutreten, die die Zeit bis zu dem Moment überbrücken, an dem Kanada 
ein inländisches Treibhausgas-Emissionshandelsprogramm einführt. Durch Lobby- 
arbeit hat sie zudem die Zentralregierung dazu bewegt, zwei Steuermaßnahmen zu 
verabschieden, durch die Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energie, darunter 
Windenergie, Solarenergie und Geothermie, gefördert werden. 

Dialog über die Industrieverbände. Industrieverbände oder berufsständische 
Organisationen ermöglichen es den Unternehmen, ihren Standpunkt im Dialog mit 
den Regierungen mit mehr Nachdruck und als gemeinsame Position der betreffenden 
wirtschaftlichen Akteure zu vertreten. Sie bieten ein effektives Instrument, um die 
Anliegen der Industrie über einen gemeinsamen Kanal an den Regulierer weiter- 
zugeben. Ein Dialog mit Industrieverbänden, die einen gemeinsamen Standpunkt ver- 
treten, kann für die Regierungen effizienter sein, denen es u.U. an Ressourcen fehlt, 
um mit einzelnen Unternehmen Kontakte zu unterhalten. Darüber hinaus verleiht dies 
ihren Anliegen mehr Legitimität im politischen Entscheidung sprozess. Als bereits 
bestehende Einrichtung können Industrieverbände Forschung betreiben und meist 
auch die ständige Beobachtung der von den Regierungen ins Auge gefassten Gesetz- 
gebungs- und Regulierungsinitiativen gewährleisten. 

Der Confederation of European Paper Industries (CEPI) sind etwa 900 Unter- 
nehmen der Zellstoff, Papier und Karton herstellenden Industrie aus 19 Mitglieds- 
ländern angeschlossen (www.cepi.org). Sie beobachtet und analysiert EU-Gesetze 
und Initiativen auf EU-Ebene in mehreren Bereichen, darunter im Bereich der Industrie-, 
Umwelt-, Energie-, Forstwirtschaft-, Recycling- und Fiskalpolitik. Die CEPI unter- 
stützt beim Informationsaustausch und befasst sich mit neu aufkommenden Proble- 
men, legt Standpunkte dar und leistet einen konstruktiven Beitrag zu dem von den 
Europäischen Verträgen vorgeschriebenen Konsultationsprozess mit der Industrie. 
Die CEPI bietet dem Gesetzgeber zudem technische Unterstützung und kann zur 
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Beantwortung ganz spezifischer Fragen auch bei der Suche nach unabhängigen 
Experten behilflich sein. Eine ihrer Initiativen ist die Erarbeitung einer vergleichen- 
den Matrix der forstwirtschaftlichen Zertifizierungssysteme. Diese Initiative leistet 
einen Beitrag zu den laufenden Beratungen mit dem World Business Council for 
Sustainable Development und dem International Forest Industries Roundtable über 
die gegenseitige Anerkennung der forstwirtschaftlichen Zertifizierungssysteme 
(www.partnershipscentral.org) . 

Internationale Verfahren 

Die Mitwirkung der Unternehmen am politischen Entscheidungsprozess beschränkt 
sich nicht auf nationale, lokale oder regionale Aktivitäten. Unternehmen, die in mehre- 
ren Hoheitsgebieten operieren, sehen die Notwendigkeit einer Präsenz bei internatio- 
nalen Verhandlungen, da sich deren Ergebnisse auf die Regulierungssysteme in diesen 
Gebieten auswirken können. Bei einer Reihe von internationalen Verhandlungsprozessen 
über Umweltvertragswerke und die Gestaltung der Umweltpolitik können Vertreter 
der Zivilgesellschaft an Sitzungen teilnehmen. Der World Business Council of Sustainable 
Development (WBCSD) stellt im Rahmen des internationalen EntScheidungsprozesses 
über Umweltfragen den Archetyp einer Gruppe von Unternehmen dar, deren Ziel darin 
besteht, einen einheitlichen Standpunkt der Industrie zu präsentieren. Der WBCSD ist 
gemäß einem Mandat tätig, sich an der Politikgestaltung mit dem Ziel zu beteiligen, 
einen Rahmen zu schaffen, der es der Wirtschaft ermöglicht, einen wirksamen Bei- 
trag zur nachhaltigen Entwicklung zu leisten (www.wbcsd.org). 

Darüber hinaus gibt es noch weitere unabhängige Organisationen, die den Dialog 
zwischen den Regierungen und der Wirtschaft auf internationaler Ebene erleichtern. 
Der Beratende Ausschuss der Wirtschaft bei der OECD (BIAC) wurde eigens zur 
Aufnahme des Dialogs mit den Regierungen der OECD-Länder gegründet und nimmt 
aktiv an den von den verschiedenen Ausschüssen, u.a. den vom Ausschuss Umwelt- 
politik veranstalteten Stakeholder-Konsultationen teil. Seine Rolle besteht darin, „der 
OECD und den Regierungen ihrer Mitgliedsländer konstruktive Stellungnahmen zu 
liefern, die auf den praktischen Erfahrungen der Wirtschaft basieren (www.biac.org). 

Das World Environment Centre bringt politische Entscheidungsträger wie z.B. 
Minister und Diplomaten mit führenden Vertretern multinationaler Unternehmen zu 
einem privaten Dialog über nachhaltige Entwicklung, soziale Verantwortung der 
Unternehmen und ähnliche Fragen (www.wec.org) zusammen. Es ist somit ein Kanal 
für den Austausch von Informationen und Fachwissen zwischen Industrie, Regierung 
und Nichtregierungsorganisationen. Ein weiteres Gremium dieser Art ist CERES 
(Coalition of Environmental^ Responsible Economies), das sich aus Umweltverbän- 
den, Investoren und Interessengruppen zusammensetzt, die gemeinsam auf eine 
nachhaltige Zukunft hinarbeiten (www.ceres.org). Im Rahmen ihres Sustainable 
Government Project (Projekt Nachhaltige Regierung) fordert CERES die Unterneh- 
men auf, energische Maßnahmen im Hinblick auf die Klimaänderung zur Förderung 
politischer Lösungen einzuführen, die einer Wirtschaft mit geringem C02-Ausstoß 
Vorschub leisten. 
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Die Internationale Handelskammer (ICC) hat ein Programm mit dem Titel 
„Business Action for Sustainable Development" ausgearbeitet. Seine Charta für eine 
langfristig tragfähige Entwicklung enthält die Aufforderung, Beiträge zur Gestaltung 
der staatlichen Politik und zu Programmen von Wirtschaft, Regierung und zwischen- 
staatlichen Gremien sowie zu Bildungsinitiativen zu leisten, die das Umweltbewusst- 
sein schärfen und den Umweltschutz verbessern (www.iccwbo.org). Die ICC ist das 
Sprachrohr der Unternehmen aller Branchen in allen Teilen der Welt. Zu ihren Mit- 
gliedern zählen tausende von Unternehmen in über 140 Ländern. Die Rolle der ICC 
besteht darin, „zu gewährleisten, dass die Auffassungen der Wirtschaft und der 
Industrie bei staatlichen Verhandlungsteilnehmern und allen übrigen Stakeholdern 
Gehör finden". 

Die Unternehmen haben zudem die Möglichkeit, sich Industrieverbänden anzu- 
schließen, um auf die Gestaltung der Umweltpolitik auf internationaler Ebene Ein- 
fluss zu nehmen. Eine der drei Prioritäten des International Council on Mining and 
Minerals (ICMM) besteht darin, zur internationalen Politik beizutragen. Dazu gehört 
es u.a., das Verständnis für wissenschaftliche Zusammenhänge, die Sammlung von 
Daten und die Entwicklung einer gemeinsamen Haltung der Industrie sowie einer 
globalen Lobbying-Strategie voranzubringen (www.icmm.com). Eine Arbeitsgruppe für 
die Interaktion mit wichtigen internationalen Foren (Task Force on Interaction with 
Key International Fora) hat das Ziel, entsprechende Standpunkte und Strategien zu 
formulieren, um die für internationale Politikberatungen erforderlichen Informationen 
zu liefern. Hierzu gehören Beiträge zum World Bank Extractive Industries Review 
(Weltbankbericht über die Bergbauindustrie), zum Global Dialogue of Governments on 
Mining/Metals and Sustainable Development (Globaler Dialog der Regierungen über 
Bergbau/Metallverarbeitung und nachhaltige Entwicklung) (www.globaldialogue.info) 
und der vom Vereinigten Königreich geleiteten Extractive Industries Transparency 
Initiative (Initiative Transparenz in der Bergbauindustrie) (www.dfid.gov.uk). 

Eine Möglichkeit, sich Zugang zum internationalen politischen Entscheidungs- 
prozess zu verschaffen, besteht für die Unternehmen darin, Vertreter in nationale 
Delegationen zu entsenden, die an Foren der internationalen politischen Entscheidungs- 
findung teilnehmen, wie z.B. die Konferenzen der Vertragspartner der verschiedenen 
multilateralen Umweltübereinkommen. Ein Beispiel ist der Globale Kodex für Ethik im 
Tourismus (Global Code of Ethics for Tourism), der von der Welttourismusorganisa- 
tion (World Tourism Organisation) verabschiedet wurde, die selbst ein zwischen- 
staatliches Gremium mit Mitgliedern aus der Wirtschaft ist (www.world-tourism.org). 
Auch auf dem Weltsozialgipfel (WS SD) 2002 war die Präsenz vieler Unternehmens- 
vertreter in den nationalen Delegationen zu beobachten. Es ist zu einer allgemein 
üblichen Praxis geworden, dass Vertreter der Wirtschaft und der Industrie zur offi- 
ziellen Delegation ihres Landes gehören. Dies bietet einen bedarfsgerechten Weg, die 
Anliegen der Wirtschaft über bestimmte Vertragsentwürfe und Politiken zum Aus- 
druck zu bringen. 
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ANHANG I: DIE OECD-LEITSATZE 
FÜR MULTINATIONALE UNTERNEHMEN 



Einführung 

1. Die OECD-Leitsätze für Multinationale Unternehmen (kurz: die Leitsätze) 
stellen Empfehlungen der Regierungen an die multinationalen Unternehmen dar. Sie 
legen auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruhende Grundsätze und Maßstäbe für ein 
verantwortungsvolles und dem geltenden Recht entsprechendes unternehmerisches 
Verhalten fest. Mit den Leitsätzen soll gewährleistet werden, dass die Aktivitäten 
multinationaler Unternehmen im Einklang mit den staatlichen Politiken stehen, die 
Vertrauensbasis zwischen den Unternehmen und dem Gastland gestärkt, das Klima 
für ausländische Investitionen verbessert und der Beitrag der multinationalen Unter- 
nehmen zur nachhaltigen Entwicklung gesteigert werden. Die Leitsätze sind Bestand- 
teil der OECD-Erklärung über internationale Investitionen und multinationale Unter- 
nehmen, die sich außerdem auch mit Fragen der Inländerbehandlung, widersprüch- 
lichen Auflagen für Unternehmen sowie Maßnahmen zur Förderung bzw. Abwehr 
von Investitionen befasst. 

2. In der Weltwirtschaft hat sich ein tiefgreifender Strukturwandel vollzogen, 
und die Leitsätze wurden ihrerseits weiter entwickelt, um diesen Änderungen Rech- 
nung zu tragen. Mit der zunehmenden Entstehung dienstleistungsbezogener und 
wissensintensiver Branchen sind Dienstleistungs- und Technologieunternehmen am 
internationalen Markt aufgetreten. Auf die großen Konzerne entfällt nach wie vor ein 
sehr bedeutender Anteil der internationalen Investitionen, und es besteht ein Trend zu 
internationalen Großfusionen. Parallel dazu haben aber auch die kleinen und mittle- 
ren Unternehmen ihre Auslandsinvestitionen ausgeweitet und spielen nunmehr eine 
wichtige Rolle auf der internationalen Bühne. Die multinationalen Unternehmen 
haben sich - ebenso wie die im Inland tätigen Unternehmen - angepasst und machen 
von einem immer breiter gefächerten Spektrum von Unternehmensstrukturen und 
Organisationsformen Gebrauch. Strategische Allianzen und engere Beziehungen zu 
Zulieferfirmen und Unterauftragnehmern verwischen immer mehr die eigentlichen 
Unternehmensgrenzen. 

3. Der rasche Strukturwandel der multinationalen Unternehmen kommt auch bei 
ihren Aktivitäten in Ländern der Dritten Welt zum Ausdruck, wo ausländische 
Direktinvestitionen stark zugenommen haben. Die multinationalen Unternehmen 
diversifizieren mehr und mehr ihre Tätigkeiten in Entwicklungsländern, die früher 
auf Grundstofferzeugung und -gewinnung beschränkt waren, mittlerweile aber auch 
die Bereiche Verarbeitung, Montage, Entwicklung des Binnenmarkts und Dienst- 
leistungen umfassen. 
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4. Uber den Handel und die internationalen Investitionen haben die Aktivitäten 
der multinationalen Unternehmen die Verbindungen zwischen den OECD-Volkswirt- 
schaften untereinander sowie zwischen ihnen und dem Rest der Welt intensiviert und 
vertieft. Von der Tätigkeit der multinationalen Unternehmen leiten sich erhebliche 
Vorteile für die Ursprungs- wie auch die Gastländer ab. Zu derartigen Nutzeffekten 
kommt es, wenn multinationale Unternehmen die von den Verbrauchern gewünschten 
Produkte und Dienstleistungen zu wettbewerbsfähigen Preisen anbieten und wenn sie 
den Kapitalgebern angemessene Renditen verschaffen. Mit ihrer Handels- und Investi- 
tionstätigkeit tragen die multinationalen Unternehmen zur effizienten Nutzung von 
Finanz- und Humankapital, Technologie sowie natürlichen Ressourcen bei. Sie 
erleichtern den Technologietransfer zwischen den verschiedenen Regionen der Welt 
wie auch die Entwicklung von Technologien, die den jeweiligen örtlichen Gegeben- 
heiten angepasst sind. Über formale Berufsbildungsmaßnahmen wie auch über die 
Ausbildung am Arbeitsplatz tragen die multinationalen Unternehmen ferner zur Ent- 
wicklung des Humankapitals in den Gastländern bei. 

5. Die Unternehmen wie auch alle Unternehmensbeteiligten sehen sich auf 
Grund von Art, Umfang und Tempo des wirtschaftlichen Wandels vor neue strate- 
gische Herausforderungen gestellt. Multinationale Unternehmen verfügen über die 
Möglichkeit, im Interesse der nachhaltigen Entwicklung eine Politik der besten Ver- 
fahrensweisen zu praktizieren, die die Kohärenz zwischen sozialen, ökonomischen 
und ökologischen Zielen gewährleistet. Die Fähigkeit der multinationalen Unter- 
nehmen, zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung beizutragen, wird entscheidend 
gestärkt, wenn Handel und Investitionen im Kontext offener, wettbewerbsfähiger und 
adäquat regulierter Märkte stattfinden. 

6. Zahlreiche multinationale Unternehmen liefern den Beweis dafür, dass die 
Beachtung hoher Standards bei der Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit wachstums- 
fördernd wirken kann. Es herrscht heute in der Welt ein scharfer Wettbewerb, und die 
multinationalen Unternehmen sehen sich einer Vielzahl rechtlicher, sozialer und ver- 
traglicher Konstellationen gegenüber. In diesem Kontext können einige Unternehmen 
versucht sein, über ihrem Streben nach Wettbewerbsvorteilen die Einhaltung ange- 
messener Standards und Verhaltensgrundsätze zu vernachlässigen. Es genügt aber, 
dass nur eine kleine Zahl von Unternehmen derartige Praktiken anwendet, um den 
Ruf aller zu gefährden und in der Öffentlichkeit Besorgnis hervorzurufen. 

7. Als Reaktion auf diese Befürchtungen der Öffentlichkeit haben viele Unter- 
nehmen konzerninterne Orientierungs- und Managementprogramme und -Systeme 
eingerichtet, die ihr Bekenntnis zu staatsbürgerlicher Verantwortung, zu guten Ver- 
fahrensweisen und zum Wohlverhalten der Unternehmen und ihrer Beschäftigten 
bekräftigen sollen. Einige haben Beratungs-, Prüfungs- und Zertifizierungsdienste in 
Anspruch genommen, was zur Akkumulierung von Fachwissen in diesen Bereichen 
beigetragen hat. Durch derartige Initiativen wurde auch der gesellschaftliche Dialog 
darüber angeregt, was als gutes Geschäftsverhalten anzusehen ist. In den Leitsätzen 
wird präzisiert, welche gemeinsamen Erwartungen die Teilnehmerstaaten für das 
Geschäftsverhalten der Unternehmen hegen, und sie dienen letzteren als Orientierungs- 
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hilfe. Mithin ergänzen und verstärken die Leitsätze etwaige private Initiativen zur 
Defmition und Umsetzung von Maßstäben für ein verantwortungsbewusstes unter- 
nehmerisches Verhalten. 

8. Die Regierungen bemühen sich gemeinsam wie auch in Zusammenarbeit mit 
anderen Organisationen um eine Stärkung des internationalen Regulierungsrahmens 
für die Geschäftstätigkeit der Unternehmen. Dieser Rahmen wurde nach dem Krieg 
schrittweise entwickelt; der Prozess begann mit der Annahme der Allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte von 1948. Unter den jüngeren Instrumenten sind insbeson- 
dere die ILO-Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit, die 
Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung und die Agenda 21 sowie die Kopen- 
hagener Erklärung über die Sozialentwicklung zu nennen. 

9. Auch die OECD hat zur Schaffung des internationalen Regulierungsrahmens 
beigetragen. Von den Instrumenten, die in der jüngsten Zeit angenommen wurden, 
seien vor allem das Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung auslän- 
discher Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr und die OECD-Grundsätze 
der Corporate Governance, die OECD-Leitsätze für Verbraucherschutz im Rahmen 
des elektronischen Geschäftsverkehrs sowie die laufenden Arbeiten über die OECD- 
Verrechnungspreisgrundsätze für multinationale Unternehmen und Steuerverwaltun- 
gen erwähnt. 

10. Das gemeinsame Ziel der Teilnehmerländer besteht darin, den positiven Bei- 
trag zu fördern, den die multinationalen Unternehmen zum ökonomischen, ökologi- 
schen und sozialen Fortschritt leisten können, und die Schwierigkeiten, die im Rahmen 
ihrer diversen Aktivitäten entstehen können, auf ein Mindestmaß zu beschränken. Bei 
der Verwirklichung dieses Ziels haben die Regierungen die Vielzahl von Unternehmen, 
Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen als Partner, die mit den ihnen 
eigenen Mitteln das gleiche Ziel zu erreichen suchen. Die Regierungen können diese 
Bemühungen dadurch unterstützen, dass sie in ihren jeweiligen Ländern effiziente 
Rahmenbedingungen schaffen, die eine stabile makroökonomische Politik, eine 
diskriminationsfreie Behandlung aller Unternehmen, eine angemessene Marktregulie- 
rung und Finanzaufsicht, ein unparteiisches Justiz- und Rechtsvollzugssystem sowie 
eine effiziente und integre öffentliche Verwaltung umfassen. Sie können dazu ferner 
auch beitragen, indem sie angemessene Standards und Maßnahmen zu Gunsten der 
nachhaltigen Entwicklung aufrechterhalten und fördern und langfristig angelegte 
Reformen zur Gewährleistung eines effizient und effektiv arbeitenden öffentlichen 
Sektors durchführen. Mit ihrem Bekenntnis zu den Leitsätzen verpflichten sich die 
Regierungen dazu, ihre nationalen und internationalen Politiken zur Steigerung des 
Wohlergehens und des Lebensstandards aller Menschen kontinuierlich zu verbessern. 

I. Begriffe und Grundsätze 

1. Die Leitsätze stellen gemeinsame Empfehlungen der Regierungen an multi- 
nationale Unternehmen dar. Sie enthalten Grundsätze und Maßstäbe für gute Prakti- 
ken im Einklang mit dem geltenden Recht. Die Beachtung der Leitsätze durch die 
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Unternehmen beruht auf dem Prinzip der Freiwilligkeit und hat keinen rechtlich 
zwingenden Charakter. 

2. Da sich die Geschäftstätigkeit multinationaler Unternehmen über die gesamte 
Welt erstreckt, sollte die internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich sämtliche 
Länder einbeziehen. Die Teilnehmerstaaten halten die auf ihrem Hoheitsgebiet operie- 
renden Unternehmen dazu an, die Leitsätze überall dort, wo sie ihre Geschäftstätig- 
keit ausüben, unter Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten des jeweiligen 
Gastlands zu beachten. 

3. Eine genaue Definition des Begriffs multinationales Unternehmen ist zum 
Zweck der Leitsätze nicht erforderlich. Es handelt sich gewöhnlich um Unternehmen 
oder andere in mehreren Ländern niedergelassene Unternehmensteile, die so mit- 
einander verbunden sind, dass sie ihre Geschäftstätigkeit auf unterschiedliche Art und 
Weise koordinieren können. Einer oder mehrere dieser Unternehmensteile können 
u.U. in der Lage sein, einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit der 
anderen Unternehmensteile auszuüben, doch wird ihr Autonomiegrad innerhalb des 
Gesamtunternehmens je nach den betreffenden multinationalen Unternehmen sehr 
unterschiedlich sein. Das Gesellschaftskapital kann privat, öffentlich oder gemischt 
sein. Die Leitsätze gelten für alle Einheiten eines multinationalen Unternehmens 
(Muttergesellschaften und/oder unabhängige Unternehmensteile). Von den verschiede- 
nen Unternehmensteilen wird - entsprechend der effektiv zwischen ihnen bestehen- 
den Kompetenzaufteilung - erwartet, dass sie zusammenarbeiten und sich gegenseitig 
unterstützen, um die Einhaltung der Leitsätze zu erleichtern. 

4. Mit den Leitsätzen wird keine unterschiedliche Behandlung von multinatio- 
nalen und nationalen Unternehmen bezweckt; vielmehr sehen sie Verhaltensmaßstäbe 
für alle Unternehmen vor. Insoweit gelten für multinationale und nationale Unter- 
nehmen, soweit die Leitsätze für beide relevant sind, die gleichen Erwartungen hin- 
sichtlich ihres Verhaltens. 

5. Die Regierungen sind bestrebt, die Einhaltung der Leitsätze auf möglichst 
breiter Basis zu fördern. Wenn auch eingeräumt wird, dass kleine und mittlere Unter- 
nehmen möglicherweise nicht über dieselben Kapazitäten wie Großunternehmen ver- 
fügen, halten die Teilnehmerstaaten diese gleichwohl dazu an, die Empfehlungen der 
Leitsätze so weit wie irgend möglich anzuwenden. 

6. Die Regierungen der Teilnehmerstaaten sollten diese weder zu protektionisti- 
schen Zwecken noch auf eine Weise verwenden, die den komparativen Vorteil eines 
Landes, in dem multinationale Unternehmen investieren, beeinträchtigt. 

7. Regierungen sind befugt, vorbehaltlich des internationalen Rechts die Bedin- 
gungen festzusetzen, unter denen multinationale Unternehmen innerhalb ihres 
Hoheitsgebiets tätig werden. Die Unternehmensteile eines in verschiedenen Ländern 
ansässigen multinationalen Unternehmens unterliegen den in den jeweiligen Ländern 
geltenden Gesetzen. Sofern sich multinationale Unternehmen widersprüchlichen Auf- 
lagen von Teilnehmerstaaten gegenübersehen, werden die betreffenden Regierungen 
bei der Lösung eventuell entstehender Probleme vertrauensvoll zusammenarbeiten. 
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8. Die Regierungen der Teilnehmerstaaten bekennen sich damit zu ihrer Ver- 
antwortung für eine gerechte Behandlung der Unternehmen in Übereinstimmung mit 
dem internationalen Recht sowie den von ihnen eingegangenen vertraglichen Ver- 
pflichtungen. 

9. Um die Lösung etwaiger Probleme zwischen Unternehmen und Regierungen 
der Gastländer zu erleichtern, sollte die Anwendung geeigneter internationaler Streit- 
beilegungsmechanismen, einschließlich Schiedsverfahren, gefördert werden. 

10. Die Regierungen der Teilnehmerstaaten werden die Leitsätze fördern und sich 
für ihre Anwendung einsetzen. Sie werden nationale Kontaktstellen einrichten, die 
die Beachtung der Leitsätze fördern und als Diskussionsforum für sämtliche Fragen 
bezüglich der Leitsätze fungieren. Die betreffenden Regierungen werden ferner an 
geeigneten Prüfungs- und Konsultationsverfahren teilnehmen, die sich mit Fragen der 
Auslegung der Leitsätze in einer sich wandelnden Welt befassen. 

II. Allgemeine Grundsätze 

Die Unternehmen sollten der erklärten Politik der Länder, in denen sie tätig sind, 
voll Rechnung tragen und auch die Meinungen der anderen Unternehmensbeteiligten 
in Betracht ziehen. Die Unternehmen sollten in dieser Hinsicht 

1. einen Beitrag zum wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Fortschritt im 
Hinblick auf die angestrebte nachhaltige Entwicklung leisten; 

2. die Menschenrechte der von ihrer Tätigkeit betroffenen Personen respek- 
tieren, im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen und Engage- 
ments der Regierung des Gastlands; 

3. den lokalen Kapazitätsaufbau durch eine enge Zusammenarbeit mit den 
jeweiligen örtlichen Gemeinwesen einschließlich Vertretern der lokalen Wirt- 
schaft fördern und gleichzeitig die Expansion der Aktivitäten des Unterneh- 
mens auf den Inlands- und Auslandsmärkten gemäß dem Prinzip solider 
Geschäftspraktiken fördern; 

4. die Humankapitalbildung fördern, namentlich durch Schaffung von Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten und Erleichterung von Aus- und Weiterbildung ihrer 
Arbeitnehmer; 

5. davon absehen, sich um Ausnahmeregelungen zu bemühen bzw. Ausnahmen 
zu akzeptieren, die nicht in den Gesetzen oder Vorschriften über Umwelt, 
Gesundheit, Sicherheit, Arbeitsmarkt, Besteuerung, finanzielle Anreize oder 
sonstige Bereiche vorgesehen sind; 

6. gute Corporate-Governance-Grundsätze unterstützen und für deren Beach- 
tung sorgen sowie empfehlenswerte Corporate-Governance-Praktiken ent- 
wickeln und anwenden; 
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7. wirksame Selbstregulierungspraktiken und Managementsysteme konzipieren 
und anwenden, die ein Klima des gegenseitigen Vertrauens zwischen den 
Unternehmen und der Gesellschaft der Gastländer begünstigen. 

8. dafür sorgen, dass ihre Arbeitnehmer umfassend über die jeweilige Unter- 
nehmenspolitik unterrichtet sind und sich daran halten, indem sie sie hin- 
reichend, auch im Rahmen von Schulungsprogrammen, über diese Politik 
informieren; 

9. von diskriminierenden oder Disziplinarmaßnahmen gegenüber Arbeitnehmern 
absehen, die dem Management oder gegebenenfalls den zuständigen Behörden 
in gutem Glauben Praktiken melden, die gegen das geltende Recht, die Leitsätze 
oder die Unternehmenspolitik verstoßen; 

10. ihre Geschäftspartner, einschließlich Zulieferfirmen und Unterauftragnehmer, 
wo praktikabel, zur Anwendung von Grundsätzen der Unternehmensführung 
ermutigen, die im Einklang mit den OECD-Leitsätzen für multinationale 
Unternehmen stehen; 

1 1 . sich jeder ungebührlichen Einmischung in die Politik des Gaststaats enthalten. 

III. Offenlegung von Informationen 

1. Die Unternehmen sollten sicherstellen, dass rechtzeitig und in regelmäßigen 
Abständen verlässliche und sachdienliche Informationen über ihre Geschäfts- 
tätigkeit, Struktur, Finanzlage und Geschäftsergebnisse veröffentlicht werden. 
Diese Informationen sollten das Gesamtunternehmen betreffen und gegebenen- 
falls nach Geschäftsbereichen oder geographischen Gebieten aufgeschlüsselt 
sein. Die Offenlegungspolitik sollte Art, Größe und Standort des betreffenden 
Unternehmens angepasst sein, unter gebührender Berücksichtigung von 
Kosten, Vertraulichkeitserfordernissen und sonstigen Wettbewerbserwägungen. 

2. Die Unternehmen sollten in Bezug auf Offenlegung, Rechnungslegung und 
Buchprüfung hohe Qualitätsstandards zu Grunde legen. Sie werden dazu 
angehalten, auch bei Informationen nichtfinanzieller Art, gegebenenfalls 
einschließlich Umwelt- und Sozialinformationen, hohe Qualitätsstandards 
anzuwenden. Dabei sollte über die Normen und Verfahren, die für die Samm- 
lung und Veröffentlichung der finanziellen und sonstigen Informationen 
maßgebend sind, Auskunft gegeben werden. 

3. Die Unternehmen sollten Basisinformationen wie Name, Sitz und Struktur 
des Unternehmens, Name, Adresse und Telefonnummer der Muttergesellschaft 
und ihrer wichtigsten Tochtergesellschaften sowie ihre mittelbare und unmit- 
telbare prozentuale Beteiligung an diesen Tochtergesellschaften und Nieder- 
lassungen einschließlich gegenseitiger Kapitalbeteiligungen veröffentlichen. 
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4. Die Unternehmen sollten ebenfalls folgende wesentliche Informationen ver- 
öffentlichen: 

a) Finanz- und Betriebsergebnisse des Unternehmens, 

b) Unternehmensziele, 

c) wichtige Kapitalbeteiligungen und Stimmrechte, 

d) Mitglieder des Aufsichtsrats und des Vorstands sowie deren Vergütungen, 

e) wesentliche absehbare Risikofaktoren, 

f) wesentliche Fragen im Hinblick auf Beschäftigte und andere Unterneh- 
mensbeteiligte, 

g) Corporate-Governance-Struktur und -Politik. 

5. Die Unternehmen werden dazu angehalten, ergänzende Informationen, nament- 
lich folgender Art, mitzuteilen: 

a) Für die Öffentlichkeit bestimmte Erklärungen über Grundsätze bzw. unter- 
nehmerische Verhaltensregeln, einschließlich von Informationen über die 
Unternehmenspolitik in Sozial-, Ethik- und Umweltfragen, sowie andere 
Verhaltenskodizes, zu denen sich das Unternehmen bekennt. Darüber hinaus 
können auch Angaben über das Datum der Annahme derartiger Erklärun- 
gen, die Länder und die Unternehmensteile, für die sie gelten, sowie die 
vom Unternehmen im Hinblick auf diese Erklärungen erzielten Ergebnisse 
gemacht werden; 

b) Informationen über Systeme des Risikomanagements, die Einhaltung 
rechtlicher Bestimmungen sowie die Beachtung von Selbstverpflichtungen 
und Verhaltenskodizes; 

c) Informationen über die Beziehungen zu den Beschäftigten und anderen 
Unternehmensbeteiligten. 

IV. Beschäftigung und Beziehungen zwischen den Sozialpartnern 

Die Unternehmen sollten im Rahmen der geltenden Gesetze und Bestimmungen 
sowie der bestehenden Arbeitgeber- Arbeitnehmer-Beziehungen und Beschäftigungs- 
praktiken 

1. a) das Recht ihrer Arbeitnehmer respektieren, sich durch Gewerkschaften 
und andere legitime Arbeitnehmerorganisationen vertreten zu lassen, und 
bereit sein, mit diesen Arbeitnehmerorganisationen entweder einzeln oder 
über Arbeitgeberverbände konstruktive Verhandlungen zu führen mit dem 
Ziel, Vereinbarungen über die Beschäftigungsbedingungen zu treffen; 
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b) zur effektiven Abschaffung der Kinderarbeit beitragen; 

c) zur Beseitigung sämtlicher Formen von Zwangsarbeit beitragen; 

d) gegenüber ihren Arbeitnehmern in Bezug auf Beschäftigung oder Beruf 
jegliche Diskriminierung aus Gründen wie Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, 
Religion, politische Anschauung, Abstammung oder soziale Herkunft 
unterlassen, sofern die Politik des betreffenden Staats nicht ausdrücklich 
eine Auswahl der Arbeitnehmer nach bestimmten Kriterien vorsieht mit 
dem Ziel, eine größere Gleichheit der Beschäftigungschancen zu erreichen, 
oder die Auswahl mit inhärenten Arbeitsplatzanforderungen zusammen- 
hängt; 

2. a) den Arbeitnehmervertretern die Unterstützung zuteil werden lassen, die 

u.U. erforderlich ist, um das Zustandekommen wirksamer Tarifverträge zu 
fördern; 

b) den Arbeitnehmervertretern die Informationen zur Verfügung stellen, die 
als Grundlage für konstruktive Verhandlungen über die Beschäftigungs- 
bedingungen erforderlich sind; 

c) Konsultationen und Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern 
und deren jeweiligen Vertretern in Angelegenheiten von gemeinsamem 
Interesse fördern; 

3. den Arbeitnehmern und ihren Vertretern Informationen zur Verfügung stellen, 
die es ihnen ermöglichen, sich ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen- 
des Bild von der Lage des betreffenden Unternehmensteils oder gegebenen- 
falls des Gesamtunternehmens zu bilden; 

4. a) in Bezug auf Beschäftigungsbedingungen und Arbeitnehmer- Arbeitgeber- 

Beziehungen nicht weniger günstige Standards beachten, als sie von ver- 
gleichbaren Arbeitgebern des Gastlands angewendet werden; 

b) im Rahmen ihrer Aktivitäten angemessene Maßnahmen zur Gewährleis- 
tung der Gesundheit und der Sicherheit am Arbeitsplatz treffen; 

5. bei ihrer Tätigkeit soweit irgend möglich einheimische Arbeitskräfte beschäf- 
tigen und für Fortbildungsmaßnahmen zur Anhebung des Qualifikations- 
niveaus sorgen, und zwar in Zusammenarbeit mit den Arbeitnehmervertretern 
und gegebenenfalls den zuständigen Behörden; 

6. bei Überlegungen zu Veränderungen ihrer Geschäftstätigkeit, die mit erheb- 
lichen Konsequenzen für die Existenz ihrer Arbeitnehmer verbunden wären - 
wie insbesondere Schließung eines Unternehmensteils mit Massenentlassungen -, 
die Vertreter ihrer Arbeitnehmer und gegebenenfalls auch die zuständigen 
Behörden in angemessener Art und Weise von derartigen Veränderungen in 
Kenntnis setzen und mit den Arbeitnehmervertretern und den zuständigen 
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Behörden zusammenarbeiten, um nachteilige Auswirkungen soweit wie irgend 
durchführbar abzumildern. Unter Berücksichtigung der besonderen Umstände 
des jeweiligen Einzelfalls wäre es gut, wenn die Unternehmensleitung solche 
Informationen bekannt geben könnte, bevor die endgültige Entscheidung getrof- 
fen wird. Es können auch andere Wege einer sinnvollen Zusammenarbeit be- 
schritten werden, um die Auswirkungen derartiger Entscheidungen zu mildern; 

7. bei Bona-fide- Verhandlungen mit den Arbeimehmervertretern über die Beschäf- 
tigungsbedingungen, oder wenn die Arbeitnehmer von ihrem Recht Gebrauch 
machen, sich zu organisieren, weder mit der vollständigen oder teilweisen 
Verlagerung einer Betriebseinheit aus dem betreffenden Land in ein anderes 
Land drohen, noch Arbeitnehmer aus Unternehmensteilen im Ausland um- 
setzen, um hierdurch die Verhandlungen auf unbillige Weise zu beeinflussen 
oder die Ausübung des Organisationsrechts der Arbeitnehmer zu behindern; 

8. die bevollmächtigten Vertreter ihrer Arbeitnehmer in den Stand setzen, über 
Fragen der Tarifverträge oder der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen zu 
verhandeln, und den beteiligten Parteien die Möglichkeit geben, mit Ver- 
tretern der Unternehmensleitung, die zur Beschlussfassung über die anstehenden 
Fragen ermächtigt sind, Konsultationen über Angelegenheiten von gemein- 
samem Interesse zu veranstalten. 



V. Umwelt 

Die Unternehmen sollten im Rahmen der Gesetze, Bestimmungen und Verwal- 
tung spraktiken der Länder, in denen sie tätig sind, und unter Berücksichtigung der 
einschlägigen internationalen Abkommen, Grundsätze, Ziele und Standards der Not- 
wendigkeit des Schutzes von Umwelt, öffentlicher Gesundheit und Sicherheit in 
gebührender Weise Rechnung tragen und ihre Geschäftstätigkeit allgemein so aus- 
üben, dass sie einen Beitrag zu dem allgemeineren Ziel der nachhaltigen Entwicklung 
leistet. Die Unternehmen sollten insbesondere 

1. ein auf das jeweilige Unternehmen zugeschnittenes Umweltmanagement- 
system einrichten und aufrechterhalten, das u.a. Folgendes vorsieht: 

a) Sammlung und Evaluierung zweckdienlicher, aktueller Informationen über 
mögliche Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf Umwelt, Gesundheit und 
Sicherheit; 

b) Aufstellung messbarer Ziele und gegebenenfalls spezifischer Zielvorgaben 
für die Verbesserung der Ergebnisse im Umweltbereich sowie regelmäßi- 
ge Überprüfungen der fortgesetzten Gültigkeit dieser Ziele; 

c) regelmäßige Beobachtung und Kontrolle der bei der Verwirklichung der 
allgemeinen bzw. spezifischen Ziele im Bereich von Umwelt, Gesundheit 
und Sicherheit realisierten Fortschritte; 
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2. unter Berücksichtigung von Erwägungen hinsichtlich Kosten, Geschäfts- 
geheimnis und Schutz der Rechte an geistigem Eigentum: 

a) der Öffentlichkeit und den Beschäftigten zweckdienliche, aktuelle Informa- 
tionen über mögliche Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf Umwelt, Gesund- 
heit und Sicherheit zur Verfügung stellen, die auch einen Überblick über 
die bei der Verbesserung der Umweltergebnisse erzielten Fortschritte um- 
fassen können; 

b) zu gegebener Zeit einen zweckmäßigen Kommunikations- und Konsul- 
tationsprozess mit den von der Unternehmenspolitik in den Bereichen 
Umwelt, Gesundheit und Sicherheit sowie deren Umsetzung unmittelbar 
betroffenen Gemeinwesen einleiten; 

3. die absehbaren Folgen, die Verfahren, Güter und Dienstleistungen des Unter- 
nehmens über deren gesamten Lebenszyklus hinweg für Umwelt, Gesundheit 
und Sicherheit haben können, abschätzen und beim Entscheidungsprozess 
berücksichtigen. Wenn die in Erwägung gezogenen Aktivitäten Umwelt, 
Gesundheit oder Sicherheit beträchtlich in Mitleidenschaft zu ziehen drohen 
und der Entscheidung der jeweils zuständigen Behörde unterliegen, sollte 
eine zweckdienliche Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden; 

4. falls gemäß dem wissenschaftlichen und technischen Kenntnisstand bezüglich 
der Risiken eine ernste Umweltschädigung droht, sowie auch unter Berück- 
sichtigung etwaiger Risiken für die menschliche Gesundheit und Sicherheit, 
die Umsetzung kostenwirksamer Maßnahmen zur Verhinderung bzw. größt- 
möglichen Reduzierung eines solchen Schadens nicht unter dem Vorwand 
aufschieben, es mangele an absoluter wissenschaftlicher Gewissheit; 

5. Krisenpläne bereithalten, um ernste Umwelt- und Gesundheitsschäden zu ver- 
meiden, zu mildern bzw. zu meistern, die durch ihre Aktivitäten, einschließlich 
Unfällen und Krisensituationen, verursacht werden könnten, und Mechanis- 
men zur sofortigen Meldung an die zuständigen Behörden vorsehen; 

6. ständig um eine Verbesserung ihrer Umweltergebnisse bemüht sein, indem 
sie gegebenenfalls Aktivitäten fördern, die darauf abzielen 

a) in allen Unternehmensteilen Technologien und Betriebsverfahren einzu- 
führen, die den Umweltstandards des Unternehmensteils mit den dies- 
bezüglich besten Ergebnissen entsprechen; 

b) Güter bzw. Dienstleistungen zu entwickeln und bereitzustellen, die keine 
ungebührlichen Auswirkungen auf die Umwelt haben und deren Anwen- 
dung zum beabsichtigten Zweck gefahrlos ist, die im Hinblick auf ihren 
Verbrauch an Energie und natürlichen Ressourcen effizient sind und die 
wiederverwendet, umgewandelt oder gefahrlos entsorgt werden können; 
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c) das Bewusstsein ihrer Kunden für die Umweltfolgen der Verwendung von 
Produkten und Dienstleistungen des betreffenden Unternehmens zu schärfen; 

d) Möglichkeiten zur langfristigen Verbesserung der Umweltergebnisse des 
Unternehmens zu erforschen; 

7. ihren Beschäftigten ein hinreichendes Schulungs- und Ausbildungsangebot 
zur Verfügung stellen, das sich auf Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheits- 
fragen erstreckt, namentlich in Bezug auf die Handhabung gefährlicher Stoffe 
und die Verhinderung von Umweltkatastrophen, aber auch auf allgemeinere 
Aspekte des Umweltmanagements, wie z.B. Umweltprüfverfahren, Öffent- 
lichkeitsarbeit und Umwelttechnologien; 

8. zur Konzipierung einer ökologisch sinnvollen und ökonomisch effizienten staat- 
lichen Umweltpolitik beitragen, z.B. durch Partnerschaften oder Initiativen, mit 
denen das Umweltbewusstsein gestärkt und der Umweltschutz verbessert 
werden. 

VI. Bekämpfung der Korruption 

Die Unternehmen sollten weder direkt noch indirekt Bestechungsgelder oder 
sonstige ungerechtfertigte Vorteile anbieten, versprechen, gewähren oder fordern, um 
einen Auftrag oder einen sonstigen unbilligen Vorteil zu erlangen oder zu behalten. 
Ebenso sollten von den Unternehmen keine Bestechungsgelder oder andere ungerecht- 
fertigte Vorteile gefordert oder erwartet werden. Die Unternehmen sollten insbesondere 

1. öffentlichen Amtsträgern oder Arbeitnehmern ihrer Geschäftspartner weder 
einen Teil einer vertraglich vereinbarten Zahlung anbieten noch einer solchen 
Forderung nachgeben. Sie sollten Unteraufträge, Bestellungen oder Berater- 
verträge nicht als Mittel benutzen, öffentlichen Amtsträgern, Arbeitnehmern 
ihrer Geschäftspartner oder deren Angehörigen bzw. Geschäftsfreunden Zahlun- 
gen zukommen zu lassen; 

2. sicherstellen, dass die Vergütung der in ihrem Auftrag Handelnden angemes- 
sen ist und ausschließlich für legitime Dienstleistungen gezahlt wird. Gegebe- 
nenfalls sollten sie die Beauftragten, die von ihnen für Transaktionen mit 
öffentlichen Stellen und staatlichen Unternehmen eingesetzt werden, in einer 
Liste aufführen, die sie den zuständigen Behörden zur Verfügung stellen; 

3. die Transparenz ihrer Aktivitäten zur Bekämpfung der Korruption verbessern. 
Die diesbezüglichen Maßnahmen könnten öffentliche Erklärungen umfassen, 
mit denen sich das Unternehmen zur Bekämpfung von Korruption und Erpres- 
sung verpflichtet, sowie die Offenlegung der zur Erfüllung dieser Verpflich- 
tung eingeführten Managementsysteme. Die Unternehmen sollten auch die 
Offenheit und den Dialog mit der Öffentlichkeit fördern, um zu deren Bewusst- 
seinsbildung und Mitarbeit bei der Korruptionsbekämpfung beizutragen; 
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4. die Arbeitnehmer für die vom Unternehmen verfolgte Politik der Korruptions- 
bekämpfung sensibilisieren und sie zu deren Beachtung anhalten, indem sie die 
diesbezüglichen Maßnahmen hinreichend bekannt machen und Schulungs- 
programme sowie Disziplinarverfahren vorsehen; 

5. Managementkontrollsysteme einführen, die der Bestechung und Korruption 
entgegenwirken, und Praktiken der Finanz-, Steuer- und Rechnungsprüfung 
anwenden, die verhindern, dass eine parallele Buchhaltung oder geheime 
Konten eingerichtet bzw. Dokumente erstellt werden, die die geschäftlichen 
Transaktionen, auf die sie sich beziehen, nicht den tatsächlichen Verhältnis- 
sen entsprechend wiedergeben; 

6. keine illegalen Spenden an Kandidaten für ein öffentliches Amt oder politi- 
sche Parteien oder sonstige politische Organisationen leisten. Bei finanziellen 
Beiträgen sollte den Erfordernissen der Publizitätspflicht voll Genüge getan 
und der Geschäftsleitung Meldung erstattet werden. 

VII. Verbraucherinteressen 

Die Unternehmen sollten bei ihren Beziehungen zu den Verbrauchern faire 
Geschäfts-, Vermarktungs- und Werbepraktiken anwenden und alle zumutbaren Maß- 
nahmen treffen, um die Sicherheit und Qualität der von ihnen angebotenen Güter 
oder Dienstleistungen zu gewährleisten. Sie sollten insbesondere 

1. sicherstellen, dass die von ihnen angebotenen Güter oder Dienstleistungen 
allen ausdrücklich vereinbarten bzw. gesetzlich vorgeschriebenen Normen im 
Hinblick auf Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher entsprechen, was 
auch Warnungen in Bezug auf etwaige Gesundheitsrisiken sowie Angaben 
bezüglich der Produktsicherheit und sonstige Informationen umfasst; 

2. je nach Art der Güter oder Dienstleistungen hinreichend präzise und klare 
Informationen über deren Zusammensetzung, Anwendungssicherheit sowie 
Wartung, Lagerung und Entsorgung liefern, damit die Verbraucher ihre Ent- 
scheidungen in voller Sachkenntnis treffen können; 

3. transparente und wirksame Verfahren für die Bearbeitung von Verbraucher- 
beschwerden sowie für die gerechte und rasche Beilegung von Streitigkeiten 
mit den Verbrauchern vorsehen, und zwar ohne ungebührlichen Kosten- und 
Verwaltungsaufwand; 

4. von täuschenden, irreführenden, betrügerischen oder unfairen Darstellungen, 
Auslassungen und sonstigen Praktiken absehen; 

5. das Recht der Verbraucher auf Schutz ihrer Privatsphäre respektieren und den 
Schutz personenbezogener Daten gewährleisten; 
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6. uneingeschränkt und auf transparente Weise mit den zuständigen öffentlichen 
Stellen bei der Vermeidung bzw. Beseitigung von ernsten Bedrohungen für 
die öffentliche Gesundheit und Sicherheit zusammenarbeiten, die durch den 
Verbrauch oder die Verwendung ihrer Produkte entstehen. 

VIII. Wissenschaft und Technologie 

Die Unternehmen sollten 

1. bestrebt sein, sicherzustellen, dass ihre Aktivitäten mit der Wissenschafts- 
und Technologiepolitik (WuT) und den diesbezüglichen Plänen der Länder, 
in denen sie tätig sind, im Einklang stehen, und gegebenenfalls zum Ausbau 
der Innovationskapazitäten auf lokaler und nationaler Ebene beitragen; 

2. im Rahmen ihrer Tätigkeit, soweit praktikabel, Verfahren anwenden, die - unter 
gebührender Berücksichtigung des Schutzes der Rechte an geistigem Eigen- 
tum - den Transfer und die rasche Verbreitung von Technologien und Know- 
how erlauben; 

3. gegebenenfalls WuT-Entwicklungs arbeiten in den Gastländern durchführen, 
die auf die Bedürfnisse des lokalen Markts zugeschnitten sind, im Rahmen 
von WuT-Aktivitäten einheimisches Personal beschäftigen und dessen Aus- 
bildung unter Berücksichtigung des am Markt vorhandenen Bedarfs fördern; 

4. bei der Vergabe von Lizenzen für die Nutzung von Rechten an geistigem 
Eigentum oder bei sonstigen Formen des Technologietransfers vernünftige 
Bedingungen und Modalitäten anwenden und in einer Weise vorgehen, die 
den langfristigen Entwicklungsaussichten des Gastlands förderlich ist; 

5. soweit dies im Sinne ihrer Geschäftspolitik ist, Verbindungen zu lokalen 
Hochschulen und öffentlichen Forschungsinstituten herstellen und gemein- 
sam mit einheimischen Unternehmen oder Industrieverbänden an Verbund- 
forschung sprojekten teilnehmen. 

IX. Wettbewerb 

Die Unternehmen sollten im Rahmen der geltenden Gesetze und Regulierungen 
ihre Geschäftstätigkeit nach den Regeln des Wettbewerbs ausüben. Die Unternehmen 
sollten insbesondere 

1. keine wettbewerbswidrigen Absprachen zwischen Konkurrenten treffen bzw. 
umsetzen, die darauf abzielen, 

a ) verbindliche Preise festzusetzen, 

b) Submissionsangebote abzusprechen, 
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c) Produktionsbeschränkungen oder -quoten festzulegen, oder 

d) Märkte unter den Wettbewerbern nach Kunden, Lieferanten, Absatzgebieten 
oder Sparten aufzuteilen; 

2. ihre gesamte Geschäftstätigkeit unter Beachtung aller geltenden wettbewerbs- 
rechtlichen Bestimmungen ausüben und dabei auch relevante wettbewerbs- 
rechtliche Bestimmungen der Länder berücksichtigen, deren Wirtschaft durch 
etwaige wettbewerbswidrige Praktiken Schaden zu erleiden droht; 

3. mit den Wettbewerbsbehörden dieser Länder zusammenarbeiten, indem sie 
u.a. - vorbehaltlich der geltenden Rechtsvorschriften und geeigneter Schutz- 
maßnahmen - Anfragen so rasch und vollständig wie möglich beantworten; 

4. sicherstellen, dass sich ihre Arbeitnehmer der Bedeutung bewusst sind, die 
der Beachtung aller geltenden Wettbewerbsgesetze und -politiken zukommt. 

X. Besteuerung 

Es ist wichtig, dass die Unternehmen durch die pünktliche Entrichtung ihrer 
Steuerschuld einen Beitrag zu den öffentlichen Finanzen der Gastländer leisten. Die 
Unternehmen sollten insbesondere die Steuergesetze und -Vorschriften aller Länder, 
in denen sie tätig sind, einhalten und alles in ihren Kräften Stehende tun, damit ihre 
Aktivitäten dem Buchstaben und dem Geist dieser Gesetze und Vorschriften gerecht 
werden. Hierunter fallen Maßnahmen wie z.B. die Übermittlung der notwendigen 
Informationen an die zuständigen Behörden, damit diese die im Zusammenhang mit 
der Unternehmenstätigkeit anfallenden Steuern korrekt veranlagen können, sowie die 
Beachtung des Fremdvergleichsprinzips bei ihren Verrechnungspreisen. 
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ANHANG II: VERBINDUNGEN ZWISCHEN DEM UMWELT- 
KAPITEL UND ANDEREN TEILEN DER LEITSÄTZE 



Einige Aspekte der Unternehmenspraktiken und -managementsysteme überschnei- 
den sich mit mehreren der von den Leitsätzen behandelten Bereiche, und einige Teile 
der Leitsätze, die erhebliche Auswirkungen auf das Umweltverhalten der Unter- 
nehmen haben könnten, finden sich an anderer Stelle als in Kapitel V. Erstens enthal- 
ten einige der allgemeineren Kapitel der Leitsätze (z.B. Kapitel II über Begriffe und 
Grundsätze, Kapitel III über Offenlegung von Informationen) Bestimmungen, die für 
eine Reihe von Unternehmenspraktiken relevant sind, u.a. für das Umweltmanage- 
ment. Zweitens behandeln einige Punkte in spezifischen Kapiteln (z.B. Kapitel IV 
über Beschäftigung und Beziehungen zwischen den Sozialpartnern, Kapitel VII über 
Verbraucherinteressen) ähnliche Bereiche wie Teile des Kapitels V. 

Stellen mit besonderer Relevanz für das Umweltmanagement 
Einführung 

5. ... Multinationale Unternehmen verfügen über die Möglich- 
keit, im Interesse der nachhaltigen Entwicklung eine Politik 
der besten Verfahrensweisen zu praktizieren, die die Kohärenz 
zwischen sozialen, ökonomischen und ökologischen Zielen 
gewährleistet ... 

Kapitel II: Allgemeine Grundsätze 

[Die Unternehmen sollten] 

1. einen Beitrag zum wirtschaftlichen, sozialen und ökologi- 
schen Fortschritt im Hinblick auf die angestrebte nachhaltige 
Entwicklung leisten. 



Diese beiden Empfehlungen behandeln dasselbe Thema wie der Einleitungstext 
des Umweltkapitels, der besagt, dass die Unternehmen „ihre Geschäftstätigkeit so 
ausüben sollten, dass sie einen Beitrag zu dem allgemeineren Ziel der nachhaltigen 
Entwicklung leistet". Die wiederholte Bezugnahme auf den Beitrag der Unternehmen 
zu dem globalen Ziel der nachhaltigen Entwicklung legt das Schwergewicht auf drei 
Hauptkomponenten nachhaltiger Entwicklung - Wirtschaftswachstum, sozialer Fort- 
schritt, Umweltverbesserungen. 
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Kapitel II: Allgemeine Grundsätze (Forts.) 



[Die Unternehmen sollten] 

5. davon absehen, sich um Ausnahmeregelungen zu bemühen 
bzw. Ausnahmen zu akzeptieren, die nicht in den Gesetzen 
oder Vorschriften über Umwelt, Gesundheit, Sicherheit, 
Arbeitsmarkt, Besteuerung, finanzielle Anreize oder sonstige 
Bereiche vorgesehen sind; 

7. wirksame Selbstregulierungspraktiken und Management- 
systeme konzipieren und anwenden, die ein Klima des gegen- 
seitigen Vertrauens zwischen den Unternehmen und der 
Gesellschaft der Gastländer begünstigen; 

10. ihre Geschäftspartner, einschließlich Zulief erfirmen und Unter- 
auftragnehmer, wo praktikabel, zur Anwendung von Grund- 
sätzen der Unternehmensführung ermutigen, die im Einklang mit 
den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen stehen; 

11. sich jeder ungebührlichen Einmischung in die Politik des 
Gaststaats enthalten. 



Die in Kapitel II, Punkt 5, angesprochene Frage, d.h. davon abzusehen, sich um 
ungebührliche, nicht in den Vorschriften vorgesehene Ausnahmeregelungen zu 
bemühen bzw. Ausnahmen zu akzeptieren, betrifft insofern das gesamte Umwelfkapitel, 
als sie im Prinzip Ausnahmen von Anforderungen implizieren kann, die sich auf viele 
der dort erwähnten Punkte beziehen. Ein Beispiel ist die einleitende Bemerkung im 
Umweltkapitel: „Die Unternehmen sollten im Rahmen der Gesetze, Bestimmungen 
und Verwaltungspraktiken der Länder, in denen sie tätig sind, und unter Berücksich- 
tigung der einschlägigen internationalen Abkommen, Grundsätze, Ziele und 
Standards der Notwendigkeit des Schutzes von Umwelt, öffentlicher Gesundheit und 
Sicherheit in gebührender Weise Rechnung tragen." 

Kapitel II, Punkt 7, ist die Basis von zwei separaten Bestimmungen des Umwelt- 
kapitels. Erstens ist die Aussage „ein Klima des gegenseitigen Vertrauens zwischen 
den Unternehmen und der Gesellschaft der Gastländer begünstigen" die Basis des in 
Kapitel V empfohlenen Kommunikations- und Konsultationsprozesses. Zweitens hat 
ein Unternehmen, das „wirksame Selbstregulierungspraktiken und Management- 
systeme" nutzt, eine gute Ausgangsposition, um ein Umweltmanagementsystem ein- 
zuführen und aufrechtzuerhalten, wie es auch in Kapitel V empfohlen wird. 

Kapitel II, Punkt 10, ist ein allgemeiner Punkt mit weitreichender Anwendung 
und wird als solcher im folgenden Unterabschnitt erwähnt. Er kann aber auch im Zu- 
sammenhang mit der Empfehlung im Umweltkapitel gesehen werden, wo es darum 
geht, „die absehbaren Folgen, die Verfahren, Güter und Dienstleistungen des Unter- 
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nehmens über deren gesamten Lebenszyklus hinweg für Umwelt, Gesundheit und 
Sicherheit haben können, ab(zu)schätzen und beim Entscheidungsprozess (zu) berück- 
sichtigen". Wenn am Lebenszyklus eines bestimmten Produkts verschiedene Geschäfts- 
partner beteiligt sind, überschneiden sich beide Festlegungen. 

Die in Kapitel II, Punkt 11, enthaltene Bestimmung, „sich jeder ungebührlichen 
Einmischung in die Politik des Gaststaats zu enthalten", sollte in Verbindung mit der 
Empfehlung im Umweltkapitel gelesen werden, dass die Unternehmen „zur Konzi- 
pierung einer ökologisch sinnvollen und ökonomisch effizienten staatlichen Umwelt- 
politik beitragen sollten". Beide Bestimmungen betreffen die Beziehungen zwischen 
Unternehmen und politischen Entscheidungsträgern. 



Kapitel III: Offenlegung von Informationen 

1. Die Unternehmen sollten sicherstellen, dass rechtzeitig und 
in regelmäßigen Abständen verlässliche und sachdienliche 
Informationen über ihre Geschäftstätigkeit, Struktur, Finanz- 
lage und Geschäftsergebnisse veröffentlicht werden. Diese 
Informationen sollten das Gesamtunternehmen betreffen und 
gegebenenfalls nach Geschäftsbereichen oder geographi- 
schen Gebieten aufgeschlüsselt sein. Die Offenlegung spolitik 
sollte Art, Größe und Standort des betreffenden Unterneh- 
mens angepasst sein, unter gebührender Berücksichtigung 
von Kosten, Vertraulichkeitserfordernissen und sonstigen 
Wettbewerbserwägungen. 

2. Die Unternehmen sollten in Bezug auf Offenlegung, Rech- 
nungslegung und Buchprüfung hohe Qualitätsstandards zu 
Grunde legen. Sie werden dazu angehalten, auch bei Infor- 
mationen nichtfinanzieller Art, gegebenenfalls einschließlich 
Umwelt- und Sozialinformationen, hohe Qualitätsstandards 
anzuwenden. Dabei sollte über die Normen und Verfahren, 
die für die Sammlung und Veröffentlichung der finanziellen 
und sonstigen Informationen maßgebend sind, Auskunft ge- 
geben werden. 

5. Die Unternehmen werden dazu angehalten, ergänzende 
Informationen, namentlich folgender Art, mitzuteilen: 

Für die Öffentlichkeit bestimmte Erklärungen über Grundsätze 
bzw. unternehmerische Verhaltensregeln, einschließlich von 
Informationen über die Unternehmenspolitik in Sozial-, Ethik- 
und Umweltfragen, sowie andere Verhaltenskodizes, zu denen 
sich das Unternehmen bekennt. Darüber hinaus können auch 
Angaben über das Datum der Annahme derartiger Erklärun- 
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gen, die Länder und die Unternehmensteile, für die sie gelten, 
sowie die vom Unternehmen im Hinblick auf diese Erklärun- 
gen erzielten Ergebnisse gemacht werden; 

Informationen über Systeme des Risikomanagements, die 
Einhaltung rechtlicher Bestimmungen sowie die Beachtung 
von Selbstverpflichtungen und Verhaltenskodizes; 

Informationen über die Beziehungen zu den Beschäftigten 
und anderen Unternehmensbeteiligten. 



Das Kapitel Offenlegung von Informationen ist in Verbindung mit den Bestim- 
mungen des Umweltkapitels zu sehen, die den Unternehmen empfehlen, „der Öffent- 
lichkeit und den Beschäftigten zweckdienliche, aktuelle Informationen über mögliche 
Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf Umwelt, Gesundheit und Sicherheit zur Verfügung 
zu stellen". Insgesamt gesehen enthält Kapitel III wesentlich mehr detaillierte Infor- 
mationen über die an die Unternehmen gerichteten Erwartungen bezüglich der Offen- 
legung spraktiken als Kapitel V. Einige Empfehlungen haben zudem einen direkten 
Umweltbezug. Die Unternehmen werden „dazu angehalten, auch bei Informationen 
nichtfinanzieller Art, einschließlich Umwelt- und Sozialinformationen, hohe Qualitäts- 
standards anzuwenden". Sie werden überdies ermutigt, über ihre sozialen und ethischen 
Maßnahmen hinaus auch Informationen weiterzugeben, die Angaben über die Um- 
weltmaßnahmen des Unternehmens und die Verhaltenskodizes enthalten könnten, zu 
denen es sich bekennt. 



Kapitel IV: Beschäftigung und Beziehungen zwischen den 
Sozialpartnern 

[Die Unternehmen sollten] 

4.b im Rahmen ihrer Aktivitäten angemessene Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Gesundheit und der Sicherheit am Arbeits- 
platz treffen. 



Im Umweltkapitel wird mehrmals auf Gesundheit und Sicherheit verwiesen. Den 
Unternehmen wird empfohlen, „die absehbaren Folgen, die Verfahren, Güter und 
Dienstleistungen des Unternehmens für Umwelt, Gesundheit und Sicherheit haben 
können, abzuschätzen und beim Entscheidungsprozess zu berücksichtigen" und „ihren 
Beschäftigten ein hinreichendes Schulungs- und Ausbildungsangebot zur Verfügung 
zu stellen, das sich auf Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsfragen erstreckt". Die 
Bestimmung des Kapitels IV in Bezug auf Gesundheit und Sicherheit beschränkt sich 
auf die Empfehlung, „angemessene" Maßnahmen zu treffen, wobei der Schwerpunkt 
besonders auf Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz liegt. 
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Kapitel VII: Verbraucherinteressen 



[Die Unternehmen sollten] 

2. je nach Art der Güter oder Dienstleistungen hinreichend präzi- 
se und klare Informationen über deren Zusammensetzung, 
Anwendungssicherheit sowie Wartung, Lagerung und Ent- 
sorgung liefern, damit die Verbraucher ihre Entscheidungen 
in voller Sachkenntnis treffen können. 

Kapitel VII, Punkt 2, empfiehlt den Unternehmen, den Verbrauchern präzise und 
klare Informationen über eine Reihe von Aspekten ihrer Güter und Dienstleistungen 
zur Verfügung zu stellen, u.a. über deren Zusammensetzung. In einem Umweltkontext 
ist es besonders wichtig, das Thema „Entsorgung" anzusprechen. Das Umweltkapitel 
enthält diesbezüglich einen entsprechenden Passus, der insbesondere besagt, dass die 
Unternehmen ihre Umweltleistung verbessern sollten, z.B. indem sie „das Bewusst- 
sein ihrer Kunden für die Umweltfolgen der Verwendung von Produkten und Dienst- 
leistungen des betreffenden Unternehmens schärfen". Unternehmen, die die Verbraucher 
über die Zusammensetzung, Gebrauchssicherheit und Entsorgung eines bestimmten 
Produkts informieren, haben im Hinblick auf die Einhaltung der betreffenden 
Bestimmung im Umweltkapitel bereits eine erhebliche Wegstrecke zurückgelegt. 

Kapitel VIII: Wissenschaft und Technologie 

[Die Unternehmen sollten] 

2. im Rahmen ihrer Tätigkeit, soweit praktikabel, Verfahren an- 
wenden, die - unter gebührender Berücksichtigung des Schutzes 
der Rechte an geistigem Eigentum - den Transfer und die 
rasche Verbreitung von Technologien und Know-how erlauben. 



Die Verbreitung einer neuen Technologie, u.a. über die internationalen Netzwerke 
multinationaler Unternehmen, könnte ein wichtiges Mittel für Umweltverbesserungen 
sein. Die Erwähnung des Technologietransfers ist im Rahmen einer Bestimmung des 
Umweltkapitels von Bedeutung, die den Unternehmen empfiehlt, Aktivitäten mit dem 
Ziel zu fördern, „in allen Unternehmensteilen Technologien und Betriebs verfahren 
einzuführen, die den Umweltstandards des Unternehmensteils mit den diesbezüglich 
besten Ergebnissen entsprechen". 

Allgemeine Bestimmungen, die für die Umweltleistung der Unternehmen 
von Bedeutung sind 

Zusätzlich zu den im vorigen Abschnitt hervorgehobenen umweltbezogenen 
Bestimmungen enthalten die Leitsätze allgemeine Empfehlungen, die zwar nicht speziell 
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auf die Umweltproblematik abzielen, dennoch aber für Unternehmen wichtig sind, 
die ihre Umweltleistung zu verbessern beabsichtigen. Einige der wichtigeren Beispiele 
hierfür sind weiter unten aufgeführt. Diese Aufzählung ist jedoch bei weitem nicht 
vollständig, so dass wegen weiterer Einzelheiten auf die Leitsätze verwiesen wird. 



Einführung 

10. Die Regierungen können diese Bemühungen dadurch unter- 
stützen, dass sie in ihren jeweiligen Ländern effiziente Rahmen- 
bedingungen schaffen, die eine stabile makroökonomische 
Politik, eine diskriminationsfreie Behandlung aller Unter- 
nehmen, eine angemessene Marktregulierung und Finanz- 
aufsicht, ein unparteiisches Justiz- und Rechtsvollzugssystem 
sowie eine effiziente und integre öffentliche Verwaltung um- 
fassen. Sie können dazu ferner auch beitragen, indem sie 
angemessene Standards und Maßnahmen zu Gunsten der 
nachhaltigen Entwicklung aufrechterhalten und fördern ... 



Allein schon das Konzept der Unternehmensverantwortlichkeit zeigt, dass ein 
Unternehmen gewillt ist, die geltenden Gesetze zu beachten. Punkt 10 der Einführung 
richtet das Augenmerk zudem auf eine allgemein anerkannte Verbindung zwischen 
der Verantwortlichkeit der Wirtschaft und der des Staats; den bei weitem größten 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung kann die Unternehmensverantwortlichkeit in 
einem Umfeld leisten, das von einer guten Staats- und Verwaltungsführung gegeben 
ist. Durch die Leitsätze wird die Tatsache anerkannt, dass die staatlichen Behörden 
eine wichtige Rolle spielen müssen. 



Kapitel I: Begriffe und Grundsätze 

6. Die Regierungen der Teilnehmerstaaten sollten diese Leitsätze 
weder zu protektionistischen Zwecken noch auf eine Weise 
verwenden, die den komparativen Vorteil eines Landes, in 
dem multinationale Unternehmen investieren, beeinträchtigt. 



Kapitel I, Punkt 6, zielt darauf ab, die Teilnehmerstaaten daran zu hindern, die 
Leitsätze zu nutzen, um Unternehmen, die sich in ausländischem Besitz befinden, 
bzw. Länder, in denen die Unternehmen bei ihrer Tätigkeit zwangsläufig weniger 
anspruchsvolle Normen zu beachten haben, zu diskriminieren. Die Frage komparativer 
Vorteile könnte beispielsweise dann eine wichtige Rolle spielen, wenn Unternehmen 
in Ländern tätig sind, deren Entwicklungsniveau in wirtschaftlicher und sozialer Hin- 
sicht sehr unterschiedlich ist. 
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Kapitel II: Allgemeine Grundsätze 



[Die Unternehmen sollten] 

9. von diskriminierenden oder Disziplinarmaßnahmen gegen- 
über Arbeitnehmern absehen, die dem Management oder 
gegebenenfalls den zuständigen Behörden in gutem Glauben 
Praktiken melden, die gegen das geltende Recht, die Leitsätze 
oder die Unternehmenspolitik verstoßen. 

10. ihre Geschäftspartner, einschließlich Zulief erfirmen und 
Unterauftragnehmer, wo praktikabel, zur Anwendung von 
Grundsätzen der Unternehmensführung ermutigen, die im 
Einklang mit den OECD '-Leitsätzen für multinationale Unter- 
nehmen stehen. 



Kapitel II, Punkt 9, ist sozusagen ein Schutz für diejenigen im Unternehmen, die 
Missstände melden. Im Hinblick auf ungesetzliche Praktiken steht der Text der Leit- 
sätze mit den in den letzten Jahren in einigen Mitgliedstaaten vorgenommenen Gesetzes- 
änderungen in Einklang und stützt sich auf eine in den revidierten OECD-Grund- 
sätzen der Corporate Governance enthaltene Bestimmung. Bestimmungen zum Schutze 
von Informanten könnten im Zusammenhang mit der Umweltleistung eines Unter- 
nehmens besonders wichtig sein, denn anders als in den Bereichen der Arbeitgeber- 
Arbeitnehmer-Beziehungen und der Verbraucherinteressen dürfte es z.B. für die 
Stakeholder schwierig sein, von Fehlverhalten des Unternehmens Kenntnis zu erlangen. 

Kapitel II, Punkt 10, empfiehlt den Unternehmen, innerhalb ihrer gesamten Liefer- 
kette zur Anwendung der Leitsätze zu ermutigen. Zugleich wird anerkannt, dass den 
Möglichkeiten der Unternehmen, auf das Verhalten ihrer Geschäftspartner Einfluss 
zu nehmen, in der Praxis Grenzen gesetzt sind. Wie eng diese Grenzen sind, hängt 
von den Eigenheiten des betreffenden Sektors, Unternehmens und Produkts ab. Im 
Jahresbericht 2003 über die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen wurden 
strukturelle Faktoren hervorgehoben, wie z.B. der Grad der Marktmacht als Indikator 
der Möglichkeiten des Unternehmens, Einfluss auf die Geschäftspartner zu nehmen. 
Es wurden darin als weitere Faktoren der Einflussnahme noch andere Unternehmens- 
praktiken genannt, z.B. Zertifizierung s- und Produktverfolgungssysteme. 

In Fällen, in denen eine direkte Einflussnahme auf die Geschäftspartner unmög- 
lich ist, könnte das Ziel dadurch erreicht werden, dass das Unternehmen allgemeine 
Erklärungen über die Unternehmenspolitik verbreitet oder sich Berufsverbänden 
anschließt, die die Geschäftspartner ermutigen, mit den Leitsätzen kompatiblen 
Grundsätzen unternehmerischen Verhaltens zu folgen. In diesem Zusammenhang 
könnten die multinationalen Unternehmen die Geschäftspartner zudem über den Inhalt 
der Leitsätze aufklären. 
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